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EDITORIAL/128: Abonnement Schattenblick-Wochendruckausgabe (SB)




Wochendruckausgabe 128 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum 13.04.2019
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Liebe Leserinnen und Leser,

nach einigen Anfragen zum Abonnementverfahren der Schattenblick-Wochendruckausgabe
möchte der MA-Verlag in dieser Ausgabe noch einmal darauf hinweisen, wie sich der
interessierte Zeitgenosse das Abonnement der wöchentlich erscheinenden
Schattenblick-Printausgabe regelmäßig zugänglich machen kann.

Zu diesem Zweck sind 25,- Euro inklusive Versandkosten auf das unten angegebene Konto
für die Übersendung von vier aufeinander folgenden Schattenblick-Wochenzeitungen
zu überweisen, und bei Fortsetzungswunsch des Abonnements ist dieser sieben Tage
vor Ablauf der ersten Abo-Bestellung mit jeweils 25,- Euro fortgesetzter Überweisung
für die entsprechenden nächsten Ausgaben zu bestätigen.

Bleibt diese Bestätigung während der entsprechenden Frist aus, gilt das
Abonnement als fristgemäß gekündigt.

Selbstverständlich kann die Wochendruckausgabe des Schattenblick auch als Einzelbestellung
erworben werden, jedoch muß auch hier mit der jeweiligen Bestellung die Einzahlung
auf das Konto sieben Tage vor Erhalt getätigt worden sein. Ein Einzelexemplar kostet
dann allerdings 8,50 Euro.

Wie auch immer, als einzelner Leser oder im Zusammenschluß mit anderen wünschen wir
Ihnen und uns das Beste für die jeweils in Betracht gezogene Form der möglichen
und doch sehr überschaubaren Bestellabwicklung.

Weiterhin viel Spaß beim Lesen und Stöbern im Schattenblick wünscht

Ihre Schattenblick-Redaktion




Kontoverbindung:

MA-Verlag

Commerzbank Heide

IBAN: DE54 2184 0078 0432 8720 00

BIC: COBADEFF218

Hinweis:
Bitte bei der Überweisung die aktuelle und vollständige Anschrift mit angeben,
damit die bestellten Ausgaben auch zugestellt werden können.


12. April 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/589: Klimakampf und Kohlefront - Aktionen in zwei Revieren ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 11. April 2019

Alle Dörfer bleiben: 

Am Wochenende Aktionen in zwei Revieren gegen Braunkohle geplant



Pödelwitz, Erkelenz - Nachdem im März rund 3000 Menschen zum Sternmarsch
ins akut bedrohte Keyenberg in Nordrhein-Westfalen kamen, plant die
Initiative "Alle Dörfer bleiben" am kommenden Wochenende erneut Aktionen in
Keyenberg sowie im sächsischen Pödelwitz. Mit den Aktionen will die
Initiative darauf aufmerksam machen, dass trotz der dringend notwendigen
Energiewende immer noch Dörfer für Braunkohle zerstört werden sollen und
Menschen eine Zwangsumsiedlung droht.

Am Samstag startet in Pödelwitz um 15 Uhr die Frühlingsaktion "Keinen Meter
der Kohle - Alle Dörfer bleiben - überall". "Mit der Aktion wollen wir
zeigen, was hier passiert: Ich bin einfach fassungslos, dass in Zeiten des
Klimawandels der Tagebau-Betreiber Mibrag und die sächsische
Landesregierung noch über Tagesbauerweiterungen nachdenken." Obwohl die
Mibrag noch keine Genehmigung hat Pödelwitz abzubaggern, hat der Konzern
bereits Teile der Dorfes aufgekauft. "Letztes Wochenende sind in Leipzig
und Berlin zehntausende Menschen gegen die Wohnungsnot auf die Straße
gegangen. Alle Welt sucht Wohnraum und in Pödelwitz lässt die Mibrag
denkmalgeschützte Häuser leerstehen und verfallen. Wir würden uns freuen,
wenn hier wieder Familien und junge Menschen herzögen." so Jens Hausner aus
Pödelwitz und aktiv bei "Alle Dörfer bleiben".

Ein bisschen neues Leben bringt auch die Frühlingsaktion "Keinen Meter der
Kohle" ins Dorf. Geplant sind ein vielfältiges Rahmenprogramm mit Kaffee
und Kuchen, Infostände, eine Bühne mit Musik sowie Beiträge von betroffenen
Menschen aus dem Rheinland, der Lausitz und aus dem Globalen Süden. Ein
Höhepunkt ist der Dorfspaziergang und das Bauen von Gedenkschildern für die
mehr als 60 abgebaggerten Dörfer und Städte der Region um Leipzig.
Interessierte sind herzlich eingeladen.

Im rheinischen Keyenberg findet am Sonntag die Veranstaltung "Wandern mit
WDR 5: Am Rande des Tagebaus Garzweiler bei Mönchengladbach" statt. Der
Waldpädagoge Michel Zobel führt durch den bedrohten Ort Keyenberg, den
angrenzenden Keyenberger Wald und das ebenfalls bedrohte Dorf Kuckum. "Wir
laden die Menschen ein sich unser schönes zu Hause anzusehen und mit uns
gemeinsam für den Erhalt zu kämpfen." sagt Britta Kox aus dem bedrohten Ort
Berverath und aktiv bei "Alle Dörfer bleiben". Der Treffpunkt für den
Spaziergang ist am Sonntag um 13 Uhr hinter der Kirche in Keyenberg.

"Die drohende Abbaggerung und der Umsiedlungsprozess sind sehr schmerzhaft
für uns alle. Wir fordern von der Landesregierung, dass die Menschen hier
die Wahl haben, ob sie bleiben oder gehen wollen. Wir wurden lange genug
durch die Profitinteressen von RWE fremdbestimmt. Um uns dagegen zur Wehr
zu setzten und Perspektiven für die Dörfer nach der Kohle zu entwickeln,
organisieren wir uns in der Initiative "Alle Dörfer bleiben" zusammen mit
Betroffenen in anderen Regionen und Aktiven in der
Klimagerechtigkeitsbewegung." ergänzt Britta Kox.

Weitere Aktionen von "Alle Dörfer bleiben" sind eine Radtour von Leipzig
nach Lützen am 27. April sowie ein Dorfspaziergang im ebenfalls bedrohten
Dorf Proschim in der Lausitz am 18. Mai. Für das Wochenende um den 22. Juni
plant die Initiative zudem zusammen mit dem BUND, Greenpeace und Campact
sowie den Schüler*innen von "Fridays for Future" einen großen Aktionstag am
Tagebau Garzweiler in NRW, um für den Erhalt der Dörfer und gegen die
Klimazerstörung zu protestieren. In dem Zeitraum findet auch die
Massenaktion zivilen Ungehorsams "Ende Gelände" statt. Am 
Fronleichnam-Wochenende werden daher viele tausend Menschen aus ganz Europa in der
Region erwartet.

Mehr Informationen zu kommenden Aktionen unter:

www.alle-doerfer-bleiben.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 11.04.2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. April 2019 
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / FAKTEN





MELDUNG/197: Hamburg - Netzwerkbüro des Dachverbands der freien darstellenden Künste eröffnet (DfdK)


Dachverband freie darstellende Künste - Pressemitteilung vom 15. April 2019

Netzwerkbüro des Dachverbands der freien darstellenden Künste
eröffnet

Senator Dr. Carsten Brosda: "Hamburg braucht eine vielfältige Freie Szene,
die unsere Kulturlandschaft belebt und bereichert."



Der Senat baut die Förderung der Freien darstellenden Künste deutlich aus.
Um die Freie Szene in Hamburg strukturell zu stärken, erhält auch der
Dachverband der freien darstellenden Künste (DfdK e.V.) als wichtigste
Interessenvertretung für die Freie Szene mit dem Doppelhaushalt 2019/2020
eine zusätzliche Förderung. Dies ermöglicht dem Verband, ein Netzwerkbüro
zu gründen, das heute mit Akteurinnen und Akteuren der Freien Szene und Dr.
Carsten Brosda, Senator für Kultur und Medien, eröffnet wurde. Das
Netzwerkbüro versteht sich als Dienstleister und Impulsgeber für die
Akteurinnen und Akteure der Freien Darstellenden Künste. Es wird die
Interessen der Szene vertreten, Strategien der Vermarktung und der
Weiterbildung entwickeln, eine neue Wiederaufnahme- und Gastspielförderung
vergeben sowie die Entwicklung einer digitalen Plattform zur Vermittlung
von Probenräumen vorantreiben. Die Behörde für Kultur und Medien
unterstützt das Netzwerkbüro mit 100.000 Euro pro Jahr.

Dr. Carsten Brosda, Senator für Kultur und Medien: "Die Freie Szene belebt
und bereichert unsere Kulturlandschaft. Wir haben in diesem Jahr deshalb
nicht nur zusätzliche finanzielle Mittel für die künstlerische Arbeit
bereitgestellt, sondern wollen ganz bewusst auch die Strukturen stärken, um
die Szene in ihrer Arbeit zu unterstützen. Der Dachverband der freien
darstellenden Künste ist dafür ein wichtiger Akteur. Mit dem neuen
Netzwerkbüro wird der Verband in Zukunft noch besser dafür sorgen können,
die Szene insgesamt zu stärken, zu professionalisieren und bundesweit zu
vernetzen."

Barbara Schmidt-Rohr für den Vorstand des DfdK: "Die stark gewachsene
vielfältige freie Szene in Hamburg jetzt zu stärken, ist ein richtiges, ein
wichtiges Signal, auf das wir lange gewartet haben. Ein Signal, an das wir
eine kommende Erfolgsgeschichte knüpfen. Denn die Freien sind ein
unverzichtbarer Teil der städtischen Theaterlandschaft, die ihrem Potential
entsprechend, über diesen ersten Schritt hinaus, auch in Zukunft besser
gefördert werden sollten."



Der Dachverband freie darstellende Künste Hamburg e.V. ist der
Zusammenschluss der professionellen freien darstellenden Künstlerinnen und
Künstler in Hamburg. Er vertritt die Interessen seiner rund 120 Mitglieder,
darunter Einzelkünstler und -künstlerinnen, Gruppen, Spielstätten für
Freies Theater/Tanz/Performance und Interessenverbände.

Ausbau der Förderung der Freien Szene: Senat und Bürgerschaft haben mit dem
Haushalt für die Jahre 2019 und 2020 die Förderung für die Freie Tanz- und
Theaterszene um insgesamt 1.152.000 Euro erhöht und damit auf jetzt
2.054.000 Euro nahezu verdoppelt. Damit kommen sie auch einer Forderung der
Freien Szene nach. Mit den zusätzlichen Mitteln sollen zusätzliche Projekte
gefördert und die Strukturen und Rahmenbedingungen für die Freie
Darstellende Szene verbessert werden. So konnten in der kürzlich
beschlossenen Förderrunde in der Spielzeit 2019/2020 insgesamt 47 Projekte
berücksichtigt werden. Das sind 16 mehr als im Jahr zuvor. Künftig werden
zudem jedes Jahr drei statt wie bisher zwei neue Konzeptionsförderungen
vergeben. Zusätzlich wurden weitere Maßnahmen zur Stärkung der Freien
Darstellenden Künste wie zum Beispiel eine eigenständige Basisförderung
etabliert.

 * 

Quelle:

Dachverband freie darstellende Künste Hamburg e.V.

Wartenau 16, 22089 Hamburg

E-Mail: info@dfdk.de

Internet: https://dfdk.de/
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AUSSTELLUNG/4460: Freiberg - Sonderausstellung terra mineralia, 17.04.-25.08.2019


Technische Universität Bergakademie Freiberg

"Gesucht und Gefunden: Einzigartige Entdeckungen aus Sachsen" -
Sonderausstellung terra mineralia



Unter dem Titel "GESUCHT UND GEFUNDEN. EINZIGARTIGE ENTDECKUNGEN AUS
SACHSEN" werden in der Freiberger terra mineralia vom 17. April bis zum
25. August 2019 die wissenschaftlich wertvollsten Objekte aus den
mineralogischen Sammlungen der TU Bergakademie Freiberg und den
Senckenberg Naturhistorischen Sammlungen Dresden gezeigt. Am 16. April
wird die Ausstellung im Schloß Freudenstein vom sächsischen
Ministerpräsidenten Michael Kretschmer eröffnet. Zuvor wird er die
Festrede bei der Feier zum 10jährigen Bestehen der Mineraliensammlung der
TU Bergakademie Freiberg halten, deren 3500 Exponate inzwischen eine
Million Besucher gesehen haben.

In Sachsen und insbesondere im Erzgebirge fand ein intensiver Bergbau auf
vor allem Silber, Cobalt, Nickel, Blei, Zink, Zinn und Uran statt. So
blieb es nicht aus, dass dort auch eine Vielzahl von neuen Mineralen
entdeckt wurde.

In der Sonderausstellung erfahren die Besucher u.a. die Geschichten der
spektakulären Entdeckungen, und wie diese zu ihren Namen gekommen sind.
Dazu gehört zum Beispiel auch das Mineral Argyrodit, in dem der Freiberger
Chemiker Clemens Winkler das Germanium als neues Element gefunden hatte.
Insgesamt werden in 16 Vitrinen mehr als 160 Minerale präsentiert. Dabei
handelt es sich um die Originale von wissenschaftlichen Erstentdeckungen
aus sechs Jahrhunderten.

Zu den optischen Highlights der Sonderschau gehören dabei die Pyromorphite
von der Grube "Heilige Dreifaltigkeit" bei Zschopau, Erythrinrosetten und
Roselitstufen aus Schneeberg, ein faustgroßes massives
Chlorargyritaggregat aus Johanngeorgenstadt, Zinnwalditstufen aus
Zinnwald, Torbernit aus Johanngeorgenstadt und Schneeberg, Uranocircit aus
Bergen im Vogtland sowie Freibergit aus Freiberg.

Der größte Teil dieser Mineralentdeckungen und wissenschaftlichen
Beschreibungen wurde von sächsischen Wissenschaftlern gemacht.
Die Grundlage für die Ausstellung bildet der erst kürzlich im Bode-Verlag
erschienene erste Band der Erzgebirgs-Reihe, der von den drei sächsischen
Mineralogen Andreas Massanek, Klaus Thalheim und Thomas Witzke verfasst
wurde.


Weitere Informationen unter:

http://www.terra-mineralia.de/deutsch/ausstellung/sonderausstellung-2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution141

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Bergakademie Freiberg, 12.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/5023: Mönchengladbach - Rhetorik "Ziele erreichen - Gespräche effektiv steuern" ab 9.5.2019


Stadt Mönchengladbach

Rhetorik: Ziele erreichen - Gespräche effektiv steuern



Ab Donnerstag, den 9. Mai von 18.30 bis 21.30 Uhr geht es in der VHS
Lüpertzender Str. 85 um das berufliche Bestehen und Weiterkommen. Ob
Bewerbungs- oder Karrieregespräche, Gespräche mit Kunden, Kollegen
oder Vorgesetzten, immer wichtiger wird eine zielorientierte 
Eingreif- und Steuerungskompetenz. Damit ist die Fähigkeit gemeint, ein 
Gespräch geschickt zu lenken, sowie Störungen, Irritationen und persönliche
Angriffe zu erkennen und abzuwehren, ohne dass ein übler Nachgeschmack
bleibt. Mögliche Inhalte könnten zum Beispiel die grundlegenden
Methoden sein, ein Gespräch inhaltlich zu führen, oder der bewusste Umgang
mit möglichen Fallstricken und Gesprächs-Härten.

Entgelt: 128,00 Euro

Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. April 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4278: Frankfurt - Ljuba Arnautovic, Im Verborgenen, 13.05.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Mai 2019

Mo 13.05., 19.30 h

Ljuba Arnautovic: Im Verborgenen

Moderation: Shelly Kupferberg



Hochpolitisch und hochpoetisch

Eindringlich, aufwühlend und zugleich unsentimental schreibt Ljuba
Arnautovic in ihrem Debütroman "Im Verborgenen" über ihre Großmutter,
eine Frau, deren stilles Heldentum unerkannt bleibt, deren
beharrlicher Einsatz für das Richtige aber letztendlich Früchte trägt
(Picus Verlag). Es ist das Jahr 1944. Es ist der Zweite Weltkrieg. In
Wien. Niemand ahnt, dass die Frau in ihrer Wohnung Menschen
versteckt. Niemand weiß um ihre politische Vergangenheit, die sie
selbst in größte Gefahr bringen könnte. Es ist eine Geschichte von
bewundernswerter Courage und unbedingter Solidarität, die Ljuba
Arnautovic eine Nominierung für den Debütpreis des Österreichischen
Buchpreises 2018 einbrachte.

Das Gespräch mit der Autorin führt die Journalistin Shelly
Kupferberg.

Eine Veranstaltung in Kooperation mit der Jüdischen Gemeinde
Frankfurt.

Eintritt: 7 / 4 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Mai 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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VORTRAG/8461: Essen - Bildung und nachhaltige Entwicklung in Sub-Sahara Afrika, 02.05.2019


Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI)

Vortrag: Bildung und nachhaltige Entwicklung in Sub-Sahara Afrika

Ein Vortrag von Michael Kretzer



Donnerstag, 02. Mai 2019, 18.00 Uhr

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), Gartensaal

Goethestraße 31, 45128 Essen

Die Qualität von Bildungssystemen beeinflusst nachhaltige Entwicklung
entscheidend. Neben der Bereitstellung von Infrastruktur, Schulmaterialien
und der Ausbildung von Lehrern spielt auch die Sprachenpolitik eine
wesentliche Rolle.

In fast allen afrikanischen Schulen werden ausschließlich die ehemaligen
Kolonialsprachen als Unterrichtssprachen eingesetzt, obwohl diese gerade
in vielen ländlichen Gebieten weder von den Schülern noch von den Lehrern
im Alltag verwendet werden. Durch den Einsatz von englischer Sprache
vernachlässigt das Curriculum auch "Indigenous Knowledge Systems" (IKS)
und konzentriert sich nahezu ausschließlich auf westliche Wissenschaft.
Ein derartig einseitiges Unterrichten erschwert eine nachhaltige
Entwicklung und führt zu niedrigen Abschlussquoten der Sekundarstufe. Der
Geograph Michael Kretzer beleuchtet in seinem Vortrag insbesondere das
Schulfach "Agriculture" in Malawi, um beispielhaft die Schwächen des
Bildungssystems in Sub-Sahara Afrika aufzuweisen.

Der Vortrag findet im Rahmen der Reihe "Wissen und Handeln im Spiegel der
Nachhaltigkeit" statt, einer Veranstaltungsreihe des KWI-Projektes
"EnerTrend: Systemische Analyse von Wechselwirkungen der Energiewende in
NRW mit zentralen Megatrends" für Bürger*innen, gefördert vom Ministerium
für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie (MWIDE).

REFERENT

Michael Kretzer, geographischer Entwicklungsforscher an der Rhodes
University, School of African Languages

VERANSTALTER

Eine Veranstaltung des Kulturwissenschaftlichen Instituts Essen (KWI)


Weitere Informationen unter:

https://www.kwi-nrw.de/home/veranstaltung-1006.html

- Link zur Veranstaltung auf der KWI-Homepage

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution595

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), 11.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8460: Berlin - "Universität für alle" erschienen, Sommersemester 2019


Technische Universität Berlin,

"Universität für alle" erschienen

Öffentliche Veranstaltungen der TU Berlin für das Sommersemester 2019



Interessierte sind auch im Sommersemester 2019 herzlich eingeladen, an der
TU Berlin öffentliche Vorlesungen, Kolloquien und Seminare zu besuchen und
so am wissenschaftlichen Diskurs teilzuhaben. Wissensdurstige können in
der Publikation "Universität für alle" aus 30 spannenden Angeboten wählen:
von Physik über Kunst bis hin zu Geschichte. Es ist für jede Person etwas
dabei. So beschäftigt sich die Vorlesung "Tatort Sprache und Hass 2.0" mit
Wörtern als Waffen und Machtinstrumente. Die Ringvorlesung "wer nicht
denken will, fliegt raus" thematisiert das Denken jenseits von
Eindeutigkeit und Einfachheit. Ein englischsprachiges Angebot ist die
Ringvorlesung "Indigenous People, Land, Nature", die die
Entwicklungspolitik als bedeutenden Bestandteil der internationalen
Politik in den Fokus stellt. Speziell für Neuimmatrikulierte ist der
"Wegweiser Studium". Einige Angebote sind in englischer Sprache.

Die Vorlesungen sind öffentlich und können, sofern nicht anders angegeben,
auch ohne Anmeldung besucht werden. Um den Wissbegierigen die Auswahl zu
erleichtern, wird jeweils die Zielgruppe angeführt, an die sich die
Vorlesung oder das Seminar in erster Linie richtet. Für die Teilnahme am
"Studium generale", das auch in der aktuellen Publikation aufgeführt wird,
ist ein Gasthörerschein nötig. Erhältlich ist dieser im Campus Center der
Abteilung I - Studierendenservice der TU Berlin, Tel.: 030 314-29999.
Informationen dazu sind online zusammengefasst unter:

www.tu-berlin.de/?76326.

Aktuell und sofort abrufbar ist das Programm im Internet unter:

www.tu-berlin.de/?uni_fuer_alle

Die Broschüre kann auch über die Stabsstelle Kommunikation, Events und
Alumni der TU Berlin kostenlos bestellt werden:

Tel.: 030 314-22919,

E-Mail: pressestelle@tu-berlin.de



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 11.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AFRIKA/253: Sudan - Militär darf Al-Bashirs Angriff auf die Menschenrechte nicht fortsetzen


Amnesty International - 12. April 2019

Militär darf Al-Bashirs Angriff auf die Menschenrechte nicht
fortsetzen



Nach monatelangen Protesten gegen den sudanesischen Präsidenten Omar
al-Bashir erklärte die Armee am Donnerstag, den 11. April, sie habe in der
Hauptstadt Khartum einen Putsch durchgeführt und werde nun eine neue
Übergangsregierung bilden.

Kumi Naidoo, der internationale Generalsekretär von Amnesty International,
sagte anlässlich der Amtsenthebung von al-Bashir: "An diesem historischen
Tag für den Sudan muss die Welt in erster Linie anerkennen, mit welch
außerordentlichem Mut, mit welcher Kreativität und Tapferkeit die
sudanesische Bevölkerung ihre Rechte einfordert. Das heutige Ereignis
sollte auch ein Weckruf für politische Entscheidungsträger rund um die Welt
sein, die denken, sie könnten damit davonkommen, der Bevölkerung
grundlegende Rechte zu verwehren."

Dennoch mahnt Kumi Naidoo: "Wir sind alarmiert angesichts der angekündigten
Notmaßnahmen. Die sudanesischen Militärbehörden müssen sicherstellen, dass
die Notstandsgesetze nicht die Rechte der Bevölkerung untergraben.
Stattdessen müssen sie dafür sorgen, dass Menschenrechtsverletzungen, wie
sie al-Bashirs 30-jährige Amtszeit gekennzeichnet haben, der Vergangenheit
angehören."

"Die Übergangsbehörden müssen einen friedlichen Machtwechsel im Sudan
 ermöglichen - das heißt, Meinungs- sowie Versammlungsfreiheit zu
 gewährleisten und dem Blutvergießen und der Unterdrückung im Land ein
 Ende zu setzen."

 Kumi NaidooInternationaler Generalsekretär von Amnesty International




Sieben Fakten zu den Protesten im Sudan

1. Große Zahl an Demonstrierenden

Die Amtsenthebung von Präsident Omar al-Bashir ist das Ergebnis der größten
regierungskritischen Proteste seit al-Bashir 1989 durch einen Militärputsch
an die Macht kam. Es gab mehr als 700 Demonstrationen im ganzen Land seit
Beginn der Proteste.

2. Wie die Proteste begannen

Die Proteste begannen Mitte Dezember 2018 mit Demonstrationen von
Schüler_innen gegen den rasanten Anstieg der Brotpreise in Atbara, im
Bundesstaat River Nile. Die Regierung hatte in Reaktion auf einen Rückgang
der Ölproduktion sowie jahrelange US-Sanktionen neue Sparmaßnahmen
beschlossen, darunter auch Kürzungen von Brot- und Kraftstoffsubventionen.
Am 20. Dezember fanden in mehreren sudanesischen Städten ähnliche Proteste
statt. Dort wurde bereits der Rücktritt von al-Bashir gefordert.

3. Sicherheitskräfte reagierten mit Gewalt

Die Regierung reagierte auf die Proteste mit unrechtmäßiger, exzessiver und
teilweise tödlicher Gewalt. Sicherheitskräfte nutzten scharfe Munition
sowie Gummigeschosse und Tränengas und griffen Verletzte sogar in
Krankenhäusern an. Mindestens 59 Personen wurden getötet, Hunderte wurden
verletzt und Tausende wurden seit Beginn der Proteste verhaftet. Um die
Proteste niederzuschlagen, setzte die Regierung setzte bewaffnete Männer
mit Gesichtsvermummung ein.

4. Durchgreifen in den sozialen Medien

Die Regierung ging scharf gegen die Meinungs- und Informationsfreiheit vor,
indem sie den Zugang zu sozialen Medien wie Facebook, Twitter und WhatsApp
unterband. Die Seiten sind größtenteils offline geblieben. Viele Menschen
haben jedoch über VPNs auf die Plattformen zugegriffen.

5. Proteste getragen durch die Gewerkschaften

Die Gewerkschaft SPA (Sudanese Professionals Association) stellte sich an
die Spitze der Proteste. Anfangs rief sie zu einer Demonstration der
Arbeiter_innen auf, um angesichts der massiven Inflation eine Anhebung des
Mindestlohns zu fordern. Seit Ende Dezember erweiterte sie ihre Forderungen
und forderte ebenso al-Bashirs Rücktritt. Die SPA hat die meisten der
Proteste organisiert.

6. Al-Bashirs Reaktion

Al-Bashir bezeichnete die Demonstrierenden als "Ratten" und der ehemalige
Vize-Präsident Ali Osman Taha sprach von einer Schatten-Miliz, die
aufsteigen würde, um die Regierung zu stützen. Im Februar erklärte 
al-Bashir den Ausnahmezustand und entließ mehrere Minister_innen. Am 11. April
erklärte der Armeechef Awad Ibn Ouf in einer Fernsehansprache die Absetzung
von al-Bashir sowie dass er an einen "sicheren Ort" gebracht worden wäre.

7. Wegen Kriegsverbrechen gesucht

Bereits im März 2009 hat der Internationale Strafgerichtshof Haftbefehle
gegen al-Bashir sowie drei weitere Mitglieder seiner Regierung ausgestellt.
Die Anklagepunkte umfassen Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit
und Kriegsverbrechen im Kontext des Konflikts in Darfur. Bisher konnte 
al-Bashir sich jeglicher strafrechtlicher Verantwortung für
Menschenrechtsverletzungen entziehen. Amnesty International spricht sich
dafür aus, dass al-Bashir und die drei anderen nun an den Internationalen
Strafgerichtshof übergeben werden. Die neuen Behörden im Sudan müssen es
sich außerdem zur Priorität machen, auch auf nationaler Ebene
Völkerrechtsverbrechen der letzten drei Jahrzehnte strafrechtlich zu
verfolgen. Alle Verantwortlichen müssen in fairen Verfahren vor Gericht
gestellt werden, ohne Verhängung der Todesstrafe.

Übersetzung: Lea Rösner

 * 

Quelle:

Meldung vom 12. April 2019

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/sudan-militaer-darf-al-bashirs-angriff-auf-die-menschenrechte-nicht-fortsetzen

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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AFRIKA/745: Sudans Militärregierung ringt um Glaubwürdigkeit


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 14. April 2019

Kriegsverbrecher erneut an der Macht

Menschenrechtler fordern Ablösung von Milizenchef



Göttingen, den 14. April 2019 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat dem stellvertretenden Vorsitzenden der neuen
Übergangsregierung im Sudan Kriegsverbrechen vorgeworfen und seine
Ablösung gefordert. "General Mohamed Hamdan, genannt Hemeti, steht
für zahllose Entführungen, Folter, Vergewaltigungen und Morde an
Zivilisten. Ganze Dörfer hat er als Chef der berüchtigten Miliz Rapid
Support Forces (RSF) vernichten lassen. Mit Hemeti wird es keinen
glaubwürdigen Neuanfang im Sudan geben", warnte der GfbV-Direktor
Ulrich Deliuqs am Sonntag in Göttingen. Der General war am Samstag
zum stellvertretenden Vorsitzenden des regierenden Militärrates in
dem ostafrikanischen Land ernannt worden.

Erst im November 2018 hatten Flüchtlingsverbände aus der
Bürgerkriegsregion Darfur verlangt, Ermittlungen gegen Hemeti wegen
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit einzuleiten.
"Hemeti war Diktator Bashirs Mann für alle dreckigen Aufträge", sagte
Delius. Als Neffe eines einflußßreichen Clan-Chefs im Osten Darfurs
war er schon unter den berüchtigten Janjaweed-Reitermilizen einer der
bedeutendsten Kommandeure, die für die Zerstörung von mehr als 5.000
Dörfern und für die gewaltsame Vertreibung von mehr als 2,5 Millionen
Menschen seit dem Jahr 2003 verantwortlich waren. In
Fernsehinterviews brüstete er sich damit, seine Befehle direkt vom
Staatspräsidenten Bashir zu bekommen. Der Großteil der RSF-Kämpfer
rekrutiert sich aus früheren Janjaweed, die für die
Völkermordverbrechen in Darfur (2003-2019) verantwortlich sind.

Offiziell gegründet und anerkannt wurde seine paramilitärische
RSF-Miliiz im Jahr 2013, als ihr unter anderem der Grenzschutz
übertragen wurde. So soll die RSF dafür sorgen, dass Flüchtlinge auf
dem Weg nach Europa nicht mehr den Nordwesten des Sudan durchqueren
und die Grenze zu Libyen überschreiten. Hunderte Flüchtlinge nahm die
RSF fest, übergab sie den Behörden, die die Betroffenen ohne
Rücksicht auf Verfolgung in ihre Heimatländer abschob. Die RSF ist
offiziell dem Nationalen Geheimdienst NISS zugeordnet, gilt
inzwischen aber auch als eigenständiger Bestandteil der
Sicherheitskräfte im Sudan. Regelmäßig wird sie zur
Aufstandsbekämpfung in Darfur, dem Blauen Nil und den Nuba-Bergen
eingesetzt. "Die RSF-Kämpfer sind für ihre Brutalität und
Rücksichtslosigkeit gegenüber der Zivilbevölkerung berüchtigt. Bei
ihren Einsätzen hinterlassen sie eine Spur des Blutes und der
Verwüstung", erklärte Delius.

Bashir vertraute der RSF mehr als der sudanesischen Armee. So setzte
er RSF-Kämpfer auch bei der gewaltsamen NIederschlagung von Protesten
in der Hauptstadt Khartum ein, bei der im September 2013 mindestens
170 Menschen getötet wurden. Auch bei den jüngsten Protesten seit
Dezember 2018 war vor allem die RSF für Übergriffe auf Demonstranten
und willkürliche Verhaftungen verantwortlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. April 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/169: Tag der Landlosen am 17. April


Fian - Pressemitteilung vom 15. April 2019

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Tag der Landlosen am 17. April



Köln, 15. April 2019 - Anlässlich des Internationalen Tags der Landlosen am
17. April fordert die Menschenrechtsorganisation FIAN die Bundesregierung
auf, die UN-Erklärung der Rechte von Kleinbauern und anderen Menschen, die
in ländlichen Regionen arbeiten (kurz: UN-Erklärung) konsequent umzusetzen.
Vertreibungen und Diskriminierungen ländlicher Gemeinden stellen
wesentliche Ursachen für den weltweit überdurchschnittlichen Hunger unter
kleinbäuerlichen Familien dar. Die UN-Erklärung, die im Dezember 2018 von
der UN-Vollversammlung angenommen wurde, ist eine Antwort auf diese
anhaltenden Menschenrechtsverletzungen.

Von den weltweit geschätzten 570 Millionen Bauernhöfen bewirtschaften 475
Millionen eine Fläche von weniger als zwei Hektar. Kleinbäuer*innen
produzieren weltweit 70 Prozent der Nahrungsmittel. Obwohl sie 84 Prozent
aller Bauernhöfe betreiben, verfügen sie nur über 12 Prozent des
Agrarlands. "Mit Unterstützung der Politik macht die Agrarindustrie
Kleinbäuer*nnen zunehmend den Zugang zu Land, Wasser und Saatgut streitig.
Die UN-Erklärung stärkt dagegen deren Rechte auf diese Ressourcen",
erläutert FIAN-Referentin Gertrud Falk. "Zur Sicherung der Welternährung
muss die Bundesregierung ihren menschenrechtlichen Verpflichtungen
nachkommen und die UN-Erklärung konsequent in allen Politikbereichen
umsetzen". Deutschland hatte sich bei der Abstimmung in der
UN-Vollversammlung enthalten, die große Mehrheit der Partnerländer im
Globalen Süden stimmte jedoch für die Erklärung. "Hier kann die
Bundesregierung ihr Bekenntnis zum Multilateralismus konkret umsetzen", so
Falk.

Seit Beginn dieses Jahrtausends dokumentieren die internationale
Kleinbauernbewegung La Via Campesina und FIAN systematische
Menschenrechtsverletzungen kleinbäuerlicher Gemeinschaften. Zu
Landvertreibungen, Entzug des Zugangs zu Wasser und bäuerlichem Saatgut und
der Kriminalisierung bäuerlicher Protestbewegungen kommen nun noch die
Folgen des Klimawandels hinzu. "Anstelle der Ausweitung der
ressourcenintensiven Massenproduktion in Monokulturen benötigen wir eine
Förderung agrarökologischer Ansätze, die schonend mit natürlichen
Ressourcen umgehen und Treibhausgasemissionen in allen Schritten vom Anbau
bis zur Vermarktung vermeiden", fordert Falk. "Dazu ist die Stärkung der
Rechte von Kleinbäuer*innen sowie ihre Teilhabe an politischen
Entscheidungen nötig, wie sie in der UN-Erklärung formuliert sind".


17. April - Tag der Landlosen

Am 17. April solidarisieren sich weltweit Menschen mit den lokalen und
globalen Kämpfen von La Via Campesina, einer weltweit organisierten
Bewegung der Bauern, ländlichen Bevölkerung, Landlosen und Indigenen.
Hintergrund ist die Ermordung von 19 Aktivisten der Landlosenbewegung MST
(Movimiento dos Trabalhadores Rurais Sem Terra) durch die brasilianische
Polizei am 17.04.1996. La Via Campesina rief den 17. April zum
internationalen Tag des Widerstands und der Aktion gegen alle Formen von
Unterdrückung der ländlichen Bevölkerung aus.


Hintergrundinformationen:

• UN-Erklärung der Rechte von Kleinbauern und anderen Menschen, die in
ländlichen Regionen arbeiten

http://www.un.org/en/ga/search/view_doc.asp?symbol=A/RES/73/165

• Studie des UN-Menschenrechtsrats zu den Ursachen der
überproportionalen Betroffenheit von Kleinbäuer*innen von Hunger, 2012, 
Doc-Nr. A/HRC/19/75

http://www.ohchr.org/EN/HRBodies/HRC/RuralAreas/Pages/WGRuralAreasIndex.aspx

• Zur Größe der globalen Landfläche, die von Kleinbäuer*innen
bewirtschaftet wird: 

Lowder SK, Skoet J, Raney T. The number, size, and distribution of farms,
smallholder farms, and family farms worldwide. World Dev 2016; (S.
26)

http://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0305750X15002703

• Broschüre "Der bäuerliche Kampf für Gerechtigkeit"

http://www.fian.de/publikationen/shop-mediathek/artikel-details/?tt_products%5Bcat%5D=11&tt_products%5Bproduct%5D=175

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. April 2019

Herausgeber: FIAN-Deutschland e.V., Briedeler Straße 13, 50969 Köln

Telefon: 221/702 00 72, Fax: 0221/702 00 32

E-Mail: fian@fian.de

Internet: www.fian.de
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ATTAC/1984: Kein TTIP 2.0! EU-Ministerrat verabschiedet Mandat für Verhandlungen mit USA


Attac Deutschland Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 15. April 2019

 TTIP 2.0? EU-Ministerrat verabschiedet Mandat für neue Verhandlungen
mit USA

 Deal mit Trump: Autoexporte für EU-Regierungen wichtiger als
Klimaschutz 



Die EU-Landwirtschaftsminister und damit der EU-Ministerrat haben heute
die Wiederaufnahme von Handelsgesprächen mit den USA beschlossen.
Frankreich stimmte dagegen, Belgien enthielt sich.

"Die EU-Regierungen zeigen damit, dass der Einsatz gegen die Klimakrise
für sie keine Priorität hat. Eine zukunftsweisende Politik würde
Investitionen in ökologische Infrastrukturprojekte ins Zentrum rücken
und nicht die Export-Interessen der klimaschädlichsten Branchen -
nämlich der europäischen Automobil- und Flugzeugindustrie", kritisiert
Roland Süß vom bundesweiten Attac-Koordinierungskreis.

Als Zugeständnis an Donald Trump hat die EU zudem bereits vor den neuen
Verhandlungen die US-Importe von klimaschädlichem Fracking-Gas
verdreifacht und jene von Soja für Agrotreibstoffe verdoppelt.

 EU-Parlament und Frankreich wollten Pariser Klimaabkommen zur
Bedingung für Handelsabkommen machen

"Seit Jahren ist unbestritten, dass es nötig ist die Wirtschaft
grundlegend umzugestalten, um die Klimakatastrophe abzuwenden. Während
die Regierungen täglich mehr Klimaschutz versprechen, verschärfen sie
die Probleme und behindern die dringend nötige Mobilitäts- und
Energiewende", sagt Roland Süß. Handelsgespräche mit den USA stehen
zudem in direktem Widerspruch zur Position Frankreichs sowie des
EU-Parlaments, das Pariser Klimaabkommen zur Bedingung für
Handelsabkommen zu machen. Die USA haben das Abkommen bekanntermaßen
gekündigt.

Roland Süß: "TTIP 2.0 darf es nicht geben. Wir werden weiterhin
Widerstand gegen neoliberale Abkommen leisten, die den Profit von
Konzernen über Menschenrechte und Umweltschutz setzen. Zusammen mit
vielen Bündnispartnern in der Zivilgesellschaft setzen wir uns ein für
eine gerechte, soziale und ökologische Gestaltung der Weltwirtschaft im
Interesse der Menschen."

Ein Bündnis aus zwölf zivilgesellschaftlichen Organisationen hatte
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier bereits Anfang April in einem
offenen Brief dazu aufgefordert, neuen Verhandlungen über ein
Handelsabkommen der EU mit den USA nicht zuzustimmen
(https://t1p.de/Offener-Brief-Altmaier).


Weitere Informationen:

Der offene Brief im Wortlaut: https://t1p.de/Offener-Brief-Altmaier
(Originallink:

www.attac.de/fileadmin/user_upload/bundesebene/Pressegruppe/190405_Offener-Brief-Altmaier_EU-USA-Verhandlungen.pdf

Kampagne für Menschenrechte in der Wirtschaft:

www.attac.de./menschenrechte-schuetzen

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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STANDPUNKT/327: Israel und Palästina - "Immer weiter in die Sackgasse?" (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 15. April 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Israel und Palästina: "Immer weiter in die Sackgasse?"

Israel nach der Wahl



Nach der Wiederwahl Benjamin Netanjahus und der sehr wahrscheinlichen
Bildung einer rechtsnational-religiösen Regierung blickt die deutsche
Sektion der IPPNW mit großer Sorge auf Israel und die besetzten
palästinensischen Gebiete. Sie begrüßt den gestrigen Appell ehemaliger
EU-Außenminister an Federica Mogherini zum Schutz einer lebensfähigen
Zwei-Staaten-Lösung und einer Ablehnung der aktuellen Pläne des US-
Präsidenten Donald Trump. Die ärztliche Friedensorganisation fordert die
Bundesregierung auf, sich für eine Politik einzusetzen, die sich an
völkerrechtliche Regeln hält und die Wahrung bzw. Wiederherstellung der
Menschenrechte, besonders auch im besetzten Palästina, im Auge hat.

Vor der Wahl hatte Netanjahu schon angekündigt, im Falle seiner Wiederwahl,
die C-Gebiete im Westjordanland zu annektieren. Das wären ca. 60 % des
Westjordanlandes. Damit würde das Land, das dem zukünftigen
palästinensischen Staat zur Verfügung stehen könnte, in einzelne
voneinander getrennte Enklaven zerteilt. Der "Friedensprozess" von Oslo
wäre endgültig gescheitert und die Möglichkeiten für ein gleichberechtigtes
und sicheres Zusammenleben aller Menschen der Region weiter minimiert

Eine Reisegruppe mit IPPNW-Mitgliedern, die während der Wahl im Land war,
konnte feststellen, wie die Lebensbedingungen unter der Besatzung in allen
Lebensbereichen immer schwieriger werden und die Entrechtung und
Entmutigung der Menschen unter der Besatzung weiter voranschreitet.

Netanjahu hatte zudem geäußert, Israel sei nicht der Staat für alle seine
Bürger und Bürgerinnen, sondern es sei der Staat für das jüdische Volk.(*)
Das bedeutet einen weiteren Abschied von grundlegenden demokratischen und
bürgerrechtlichen Prinzipien.

Dieser Entwicklung darf die Bundesregierung nicht weiter tatenlos zusehen;
als Mitglied des UN-Sicherheitsrats hat sie zurzeit zusätzliche
Möglichkeiten, ihr eine energische Politik entgegen zu setzen, die sich an
völkerrechtlichen Prinzipien und der Wahrung der Menschenrechte orientiert.


Anmerkung:

(*) Israel isn't a state of all its citizens," ...."According to the Basic
Law on the nation-state that we passed, Israel is the nation-state of the
Jewish people, and it alone."


Weitere Informationen:

Den Appell ehemaliger EU-Außenpolitiker*innen finden Sie bei der
Zeitschrift "Die Presse":

diepresse.com/home/meinung/gastkommentar/5612668/IsraelPalaestina_So-kann-es-nicht-weitergehen

Einen ersten Bericht von der Israel-Palästina-Begegnungsreise finden Sie
unter:

blog.ippnw.de/ein-kurzer-ausflug-nach-ben-gurion/

Lesen Sie auch den Artikel von Muriel Asseburg "Der »Jahrhundert-Deal« zur
Lösung des israelisch-palästinensischen Konflikts":

https://www.swp-berlin.org/publikation/jahrhundert-deal-zur-loesung-des-nahost-konflikts/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. April 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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AUSSTELLUNG/117: Cuxhaven - "Otto & Elise Hampel - Karte bitte wandern lassen" bis 3.5.2019


Stadt Cuxhaven

Ausstellung verlängert: "Otto & Elise Hampel"



Die Ausstellung "Otto & Elise Hampel - Karte bitte wandern lassen"
wird in der Stadtbibliothek Cuxhaven noch bis Freitag, den 3. Mai
gezeigt. Die Ausstellung widmet sich dem Widerstand des Ehepaars
Hampel, das mit Postkarten und Flugschriften auf eine sehr persönliche
Art Widerstand gegen das Hitlerregime geleistet hat. Aufgrund der
großen Resonanz wurde die Präsentation der Wanderausstellung
verlängert. Interessierte können die Ausstellung weiterhin während der
Öffnungszeiten der Bibliothek besuchen. Für Schulklassen besteht die
Möglichkeit, eine kostenlose Führung durch die Ausstellung in Anspruch
zu nehmen. 

Anmeldung unter: 04721-700677 oder

andrea.gehrt@cuxhaven.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 11. April 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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LESUNG/6393: Frankfurt - Axel Milberg, Düsternbrook, 08.05.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Mai 2019

Mi 08.05., 19.30 h

Axel Milberg: Düsternbrook

Moderation: Olaf Petersenn (Lektor)



Der beliebte Schauspieler erzählt von seiner Familie, Kindheit und
Heimat im Villenviertel von Kiel.

Axel Milberg wächst im Kieler Villenviertel Düsternbrook behütet auf
und fühlt sich doch oft fremd. Wie er versucht, sich zurechtzufinden
und die in ihn gesetzten Erwartungen zu erfüllen, erzählt Axel
Milberg in "Düsternbrook" (Piper). Als die populäre Theorie vom
Wirken Außerirdischer die Stadt erreicht, scheint sie für den
heranwachsenden Axel viele Merkwürdigkeiten zu erklären. Mit dem
rätselhaften Verschwinden einiger Jungen wird die Heimat vollends
unheimlich und der Wunsch auszubrechen übermächtig. Ein Roman, der
die bürgerliche Welt als schützend und bedroht, liebevoll und düster
darstellt und darin sowohl Heimat-, Kindheits- als auch Familienroman
ist.

Die Moderation des Abends übernimmt Milbergs Lektor Olaf Petersenn.

Eintritt: 16 / 10 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Mai 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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LESUNG/6392: Münster - Markus Kopf liest Stefan Zweig "Die Welt von Gestern" am 24. April 2019


Stadt Münster

Markus Kopf liest Stefan Zweig

"Die Welt von Gestern" ist am Mittwoch, 24. April, Thema in der
Stadtbücherei



Münster (SMS) Zu einer Zeit, als ein vereintes Europa noch eine Utopie
war, war Stefan Zweig bereits ein glühender Verfechter dieser Idee.
Sie spiegelt sich wider in den autobiografischen Reflexionen "Die Welt
von Gestern", die der Schriftsteller kurz vor seinem Tod schrieb. Aus
diesem Werk liest der Schauspieler Markus Kopf am Mittwoch, 24. April,
17 Uhr in der Stadtbücherei am Alten Steinweg. Der Eintritt ist frei.

Der Autor entstammte einer wohlhabenden jüdischen Kaufmannsfamilie und
verbrachte seine Kindheit in Wien. Im ersten Weltkrieg wurde er in den
Archivdienst der österreichischen Armee berufen. Unter den Eindrücken
der militärischen Auseinandersetzungen entwickelte er sich zum
überzeugten Pazifisten. Im März 1933 fielen seine vielgelesenen
Biografien, Novellen und Erzählungen den Bücherverbrennungen der
Nationalsozialisten zum Opfer. Ein Jahr danach floh Stefan Zweig
zunächst nach England und später über New York, Argentinien und
Paraguay nach Brasilien ins Exil. Dort entstand zwischen 1938 und 1941
die berühmte "Schachnovelle". Bestürzt über die Vorgänge in Europa,
nahm sich der Autor am 23. Februar 1942 zusammen mit seiner Frau das
Leben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 15. April 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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AUSSICHTEN/8610: Und morgen, den 16 April 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 16.04.2019 bis zum 17.04.2019 +++
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Sonnenschein auch heute,

Voreinkauf fürs Osterfest,

sonst beschäftigt Leute

vor der Freizeit noch der Rest.
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AGRAR/1728: EU-Agrarpolitik im Ministerrat - "Kurswechsel einleiten, Umweltdumping verhindern" (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 15. April 2019

BÖLW zur Europäischen Agrarpolitik im EU-Ministerrat

"Kurswechsel einleiten, Umweltdumping verhindern"



Berlin/Luxemburg, 15.04.2019. Aktuell beraten die Landwirtschaftsminister
der EU-Staaten über die Reform der Gemeinsamen EU-Agrarpolitik (GAP). Der
Vorstand für Landwirtschaft des Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft
(BÖLW), Dr. Alexander Gerber, kommentiert:

"Deutschlands Stimme zählt viel in Europa. Es ist gut, dass
Bundesministerin Klöckner im Ministerrat bestätigt, ein hohes
Umweltambitionsniveau anzustreben. Allerdings verpasst Klöckner wieder die
Chance, mit konkreten und ambitionierten Vorgaben den Kurswechsel bei der
GAP vorzugeben.

Julia Klöckner und ihre EU-Kollegen müssen sich für klare und verbindliche
Leitplanken in der GAP für mehr Umwelt-, Klima- und Tierschutz einsetzen.
Sonst drohen Wettbewerbsverzerrungen durch Umweltdumping in Europa.

Es braucht ein klares Bekenntnis dazu, dass Landwirte für besondere
Leistungen beim Umwelt- Klima- und Tierschutz honoriert werden. Mindestens
70 % der geplanten Milliarden-Zahlungen müssen daran gebunden werden, dass
Bauern, die freiwillig mehr tun, auch mehr bekommen. Denn Umweltleistungen
gibt es eben nicht umsonst.

Nur wenn zielgerichtet in die Gemeinwohlleistungen der Landwirtschaft
investiert wird, werden aktive Landwirte auch gestärkt und nicht nur weiter
der Besitz von Land belohnt. Und nur dann kann es gelingen, die
Produktionsgrundlagen der Landwirtschaft, wie sauberes Wasser, gesunde
Böden und Artenvielfalt zu erhalten.

Ohne eine ambitionierte GAP können wir weder unsere Klima- und Umweltziele
erreichen, noch den Rückhalt der Landwirtschaft bei den Bürgern stärken.

Erst letzte Woche betonte der Bundesrat, dass es drängt, dem Umwelt- und
Klimaschutz einen höheren Stellenwert[1] in der GAP einzuräumen."


Hintergrund

Mit jährlich 60 Mrd. Euro bestimmt die EU-Agrarpolitik (GAP), welche
Landwirtschaft sich in Europa lohnt. Alle sieben Jahre wird die GAP
reformiert, derzeit verhandeln Mitgliedsstaaten und EU-Parlament über die
Agrarförderung nach 2023. Eine aktuelle Forsa-Umfrage zeigt: Zwei Drittel
der Landwirte wünschen sich andere EU-Agrarpolitik.

Heute steht die neue 'grüne' GAP-Architektur beim Treffen des Rates auf der
Agenda. Die rumänische Ratspräsidentschaft hatte in Vorbereitung auf die
Sitzung drei Fragen an die Mitgliedsstaaten gestellt. Der Europäische
Bio-Dachverband, IFOAM EU, hatte diese mit Blick auf eine zukunftsfähige
GAP beantwortet [2].

Was entscheidend ist für eine zukunftsfähige GAP:

•Statt 70 Prozent Pauschalzahlungen nach Fläche brauchen wir 70
Prozent der gesamten EU-Fördermittel für die Honorierung von freiwilligen
Leistungen für den Umwelt-, Klima- und Tierschutz

• Verbindliche Umwelt-, Klima- und Tierschutzziele für alle
Mitgliedsstaaten, um einen Dumpingwettbewerb um die geringsten
Umweltstandards zu verhindern

• Ein großer Teil der Direktzahlungen der ersten Säule müssen für
freiwillige Umweltmaßnahmen (Ecoscheme) genutzt werden

• Mittel aus der ersten Säule müssen in die finanziell geschwächte
zweite Säule umgeschichtet werden, um dort Agrarumweltmaßnahmen, den
ökologischen Landbau und Maßnahmen zur flächengebundenen artgerechten
Tierhaltung finanzieren zu können

• Die Vorgaben für die künftige Investitionsförderung für Stallbauten
müssen sich an den baulichen Vorgaben der EU-Öko-Verordnung orientieren.
Nur so kann für konventionell wirtschaftende Betriebe sichergestellt
werden, dass sie später auf ökologischen Landbau umstellen können

Noch bis zu Ratstreffen war die Position der Bundesregierung zur Reform der
EU-Agrarpolitik nicht wirklich klar. Auch die Antworten der Bundesregierung
auf diverse Anfragen von Bundestagsfraktionen [3] lichteten den
agrarpolitischen Nebel nicht wirklich. Einige Punkte, die sich jedoch aus
den Antworten herauslesen lassen, sind: Angestrebt wird, dass die GAP einen
höheren Beitrag zum Umweltschutz leisten soll - erreicht werden soll das
über eine geeignete "grüne Architektur". Die Kalkulation der Prämien solle
zudem durch eine Anreiz-Komponente ergänzt, der Umbau der Tierhaltung aus
der zweiten Säule finanziert werden. Wie das angesichts der angelegten
überproportionalen Kürzung der zweiten Säule finanziert werden soll, bleibt
unklar. Kappung und Degression der Agrarzahlungen lehnt die Bundesregierung
ab. Beim Ratstreffen im März betonte Bundesministerin Klöckner, die ersten
Hektare besser fördern zu wollen - zur Stärkung kleiner und mittlerer
Betriebe.

Insgesamt gibt die Bundesregierung an, ein höheres Umweltambitionsniveau
anzustreben. Wie das jedoch genau aussehen soll, sagt sie weiter nicht
konkret - obwohl EU-Agrarkommissar Hogan bereits vor knapp einem Jahr den
Reform-Vorschlag vorstellte.

Ratspräsident Rumänien mit Papier

Von Seiten der Mitgliedsstaaten legte Rumänien, das noch bis Ende Juni
Ratspräsident ist, ein Papier mit konkreten Änderungsvorschlägen zum
Kommissionsvorschlag vor. Er beinhaltet, nicht nur die Konditionalität
durch Ausnahmen teilweise auszuhöhlen. Auch einen Mindestbetrag, welcher in
der ersten Säule in 'Ecoschemes' investiert werden muss, sucht man
vergeblich.

Konkrete Vorschläge des Umweltausschusses

Auf konkrete Vorschläge legte sich der Umweltausschuss des EU-Parlaments
Mitte Februar fest: In der ersten Säule sollen mindestens 30 % des Budgets
in 'Ecoschemes' investiert werden, in der zweiten Säule sollen 40 %
zweckgebunden in Umweltleistungen fließen - die Kommission hatte lediglich
30 % für die zweite Säule vorgeschlagen. Der Umweltausschuss spricht sich
auch dafür aus, die Anforderungen an die Konditionalität zu verschärfen.
Eine Verabschiedung der GAP Reform vor der EU-Parlamentswahl ist vom Tisch.

Agrar-Ausschuss des EU-Parlaments stimmt gegen Umweltschutz

Die Mehrheit der Abgeordneten im EU-Agrarausschuss stimmte Anfang April
gegen mehr Umweltschutz in der GAP. Was die Anforderungen an die 1. Säule
angeht, fiel das Landwirtschaftsgremium des EU-Parlaments noch hinter die
Vorschläge der EU-Kommission und die aktuelle GAP zurück. Ebenso wenig
Ambition für die 2. Säule: nur 30 % sollen für Umweltschutz reserviert
werden. Kurz gesagt: weiter soll das meiste Geld in die Direktzahlungen der
1. Säule investiert werden. Die Konditionalität soll geschwächt werden, die
EcoSchemes aber nur mit 20 % budgetiert.

Die Gemeinsame Europäische Agrarpolitik (GAP) muss darauf ausgerichtet
werden, dass diejenigen Bauern honoriert werden, die Umwelt, Klima und
Tiere schützen. Für die aktuelle GAP muss die Bundesregierung dafür sorgen,
dass 70 % der Steuergelder für die Förderung von Umwelt-, Klima- und
Tierschutz reserviert werden.


Die in der Meldung gewählte männliche Form schließt immer
gleichermaßen alle Geschlechter ein.

Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und Händler
von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die Interessen der
Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in Deutschland. Mit
Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von über 40.000
Bio-Betrieben 10.91 Mrd. Euro umgesetzt.


Anmerkungen:

[1] "Angesichts der derzeitigen Verhandlungsstände bittet der Bundesrat die
Bundesregierung, sich mit Nachdruck dafür einzusetzen, dass den Bereichen
Umwelt und Klima in der reformierten Agrarpolitik ein höherer Stellenwert
als bis-her eingeräumt und der Übergang zu einem nachhaltigen Agrarsektor
sowie die Entwicklung dynamischer ländlicher Gebiete gefördert werden." s.


https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2018/0101-0200/167-18(B)(2).pdf?__blob=publicationFile&v=1 (S. 8)

[2] https://www.ifoam-eu.org/sites/default/files/ifoameu_letter_to_ministries_cap_green_architecture_20190412.pdf).

[3] s. http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/078/1907867.pdf und 

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/078/1907882.pdf

 * 

Quelle:

Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin
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AGRAR/1727: Grüne Architektur der GAP nach 2020 steht bei Agrarrat im Mittelpunkt (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 80 vom 15.04.2019

Klöckner: "Wir brauchen ein Mindestbudget für Öko-Regelungen und feste
Leitplanken, um einen Wettbewerb um die niedrigsten Standards zu
vermeiden"

Grüne Architektur der GAP nach 2020 steht bei Agrarrat im Mittelpunkt -
Bundesministerin macht sich für einheitliche EU-Mindestregelungen
stark.


Agrarminister sprechen auch über den Bericht der Task Force "Ländliches
Afrika" und über die Marktlage.



Beim heutigen Agrar- und Fischereirat in Luxemburg haben die
EU-Agrarminister vor allem die Ausgestaltung der sogenannten "Grünen
Architektur" der künftigen Gemeinsamen europäischen Agrarpolitik (GAP)
diskutiert. Mit verschiedenen Maßnahmen soll sichergestellt werden, dass
die GAP einen größeren Beitrag zu Umwelt-, Natur- und Klimaschutz leistet
und dabei für die Landwirte Anreize setzt. Die Bundesministerin für
Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, machte dazu deutlich:
"Die ?Grüne Architektur? ist ein Kernpunkt der neuen GAP. Denn mit ihr
legen wir fest, wie unsere Landwirtschaft mehr Umweltleistungen erbringt,
und ob und wie das praktikabel, umsetzbar und lohnend ist für unsere
Landwirtsfamilien. Bei der Grünen Architektur treffen sich die gestiegenen
gesellschaftlichen Anforderungen mit den Erwartungen der Landwirte. Mit der
so genannten Konditionalität legen wir die Anforderungen fest, die
Landwirte einhalten müssen, wenn sie Direktzahlungen bekommen. Ausnahmen
abhängig von der Betriebsgröße lehne ich ab - ein höheres Umwelt- und
Klimaambitionsniveau ist eine Aufgabe aller Landwirte.

Da sich Deutschland für ein höheres Umweltambitionsniveau ausspricht, ist
es uns wichtig, dass die von der Kommission vorgeschlagenen Umweltstandards
insgesamt nicht abgeschwächt werden. Daher sollen die Öko-Regelungen, mit
denen wir Landwirten eine zusätzliche Förderung für besondere
Umweltleistungen geben können, wie von der Kommission vorgeschlagen,
verpflichtend sein. Etliche Mitgliedstaaten und auch der Agrar- und der
Umweltausschuss des Europäischen Parlaments wollen zudem ein Mindestbudget
für Öko-Regelungen. Diese Einschätzung und Forderung teile ich."

Leitplanken setzen

Die Umweltstandards, so die Bundesministerin weiter, sollten durch
einheitliche "Leitplanken" gestärkt werden, EU-weit müsse es bei den
wichtigsten Standards verpflichtende Vorgaben geben. Nur so könne ein
Wettbewerb um die niedrigsten Standards verhindert werden. Das gelte bei
der Konditionalität vor allem für den Mindestanteil an so genannten
nicht-produktiven Flächen einschließlich der Flächen für Elemente wie
Hecken, Feuchtgebiete und Brachen. Deutschland setze sich dafür ein, dass
ein EU-weit einheitlicher, substantieller Mindestanteil festgesetzt wird.
Dies bedürfe noch klärender Diskussionen und der fachlichen
Konkretisierung. Über die Höhe des Prozentsatzes solle sich der Rat
einigen, und ihn dann per Basisrechtsakt festlegen. Er sollte nicht
hinterher von der Kommission festgelegt werden. Gleichzeitig sei innerhalb
der Leitplanken Flexibilität für die Mitgliedsstaaten wichtig, die
Erreichung von Zielen sei das entscheidende Kriterium. Die entsprechenden
Vorgaben müssten für die Landwirte und die Verwaltungen leistbar und
umsetzbar sein.

Umweltmäßig kontraproduktive Regelungen abbauen

In der künftigen GAP dürfe es nicht erneut passieren, dass Landwirte
Grünland - zum Beispiel eine Fläche, auf der Kleegras als Tierfutter
angebaut wird - nach beispielsweise vier Jahren umpflügen müssten, nur um
den Status Dauergrünland zu verhindern. Denn das setze CO2 frei, verbrauche
unnötig Treibstoff und schädige die Umwelt, betonte Julia Klöckner.
Bestehendes Dauergrünland müsse erhalten bleiben, die momentanen Regelungen
ab einem festzulegenden Stichtag aber abgeschafft werden.

Konditionalität nicht überfrachten

Weiterhin sei bei der Reform für Deutschland entscheidend, dass
Vorschriften, die schon an anderer Stelle geregelt und ausreichend
kontrolliert werden, nicht Teil der Konditionalität sind. Konkret gelte das
für die Anforderungen an die Tierkennzeichnung und -registrierung, sowie
Regelungen im Zusammenhang mit Tierseuchen. Mit digitalen Lösungen könne
hier viel für die Nachhaltigkeit der Landwirtschaft erreicht werden. Dazu
zähle auch das von der Kommission vorgeschlagene Nachhaltigkeitstool für
Nährstoffe, also das Farm Sustainability Tool, in das Landwirte und
Verwaltungen ihre Daten eingeben sollen. Allerdings sei die Anwendung eines
solchen Tools mit Zwangscharakter nicht der richtige Weg.

30 Prozent Umwelt in der 2. Säule

Schließlich sei auch der Vorschlag, mindestens 30 Prozent der EU-Mittel für
ländliche Entwicklung für Klima- und Umweltmaßnahmen wie beispielsweise
Blühstreifen und Energiesparmaßnahmen auszugeben, für Deutschland ein
wichtiges und bewährtes Element für eine EU-weit wirksame Verfolgung der
Umwelt- und Klimaziele. Die Frage der Anrechenbarkeit der Ausgleichszulage
auf die Umweltquote der zweiten Säule sei dabei in Abhängigkeit von der
Ausgestaltung des Gesamtpaketes zu klären.

Task Force "Ländliches Afrika"

Gesprochen wurde im Rat auch über die grundlegenden Empfehlungen des
Abschlussberichts der Task Force "Ländliches Afrika", die kürzlich
vorgelegt wurden. Der Fokus liegt hierbei auf der Unterstützung des
Kontinents bei der Entwicklung seiner nachhaltigen landwirtschaftlichen
Produktion.

Bundesministerin Julia Klöckner: "Die große Flagge, unter der wir hier
gemeinsam segeln, heißt Sicherung der Welternährung und Schaffen von
Prosperität. Im Jahr 2024 werden mehr als ein Drittel der weltweit
hungernden Menschen in Afrika leben. Bis 2025 werden dort 330 Millionen
junge Frauen und Männer auf den Arbeitsmarkt drängen, unter ihnen 200
Millionen aus ländlichen Regionen. Auf der anderen Seite ist die
Wertschöpfung unzureichend, es fehlt an Anbindung an die Märkte und an
Einkommens- und Beschäftigungsmöglichkeiten. Hier besteht Handlungsbedarf.
Die Landwirtschaft ist dabei ein entscheidender Lösungsschlüssel. Sie ist
in vielen afrikanischen Ländern wichtigster Wirtschaftszweig, hat großes
Entwicklungspotential. Eine moderne, nachhaltige und vor allem ertragreiche
Landwirtschaft kann wesentlich zur Senkung der Arbeitslosigkeit beitragen
und gerade den vielen jungen Menschen vor Ort in ihrer Heimat Perspektiven
geben. In einen größeren Rahmen gesetzt, ist sie ganz konkrete
Fluchtursachenbekämpfung."

Afrika brauche deshalb nicht nur die wichtigen europäischen Investitionen,
sondern vor allem afrikanische Lösungen. Es geht nicht nur um Geld, sondern
vor allem um Know-How, Wissenstransfer und Erfahrungsaustausch. Im
Zusammenspiel mit Innovationen und digitalen Lösungen sowie der Forschung -
beispielsweise an klimastressresistenten Pflanzen - könne das helfen,
Erträge zu sichern, Nachernteverluste zu vermeiden und gleichzeitig
effizient und ressourcenschonend Landwirtschaft zu betreiben.

Marktlage

Bei der Diskussion über die Marktsituation ging Julia Klöckner auf die
schwierige Lage der heimischen Zuckerwirtschaft ein. Diese werde verschärft
durch Wettbewerbsverzerrungen aufgrund gekoppelter Direktzahlungen für den
Rübenanbau und durch die unterschiedliche Handhabung von Notfallzulassungen
für bestimmte Pflanzenschutzmittel zur Beizung des Saatguts.
"Im Rahmen der GAP-Verhandlungen setzen wir uns dafür ein, dass
wettbewerbsverzerrende gekoppelte Direktzahlungen zurückgefahren werden -
speziell im Bereich der Ackerkulturen. Wir wollen hin zu einer
Marktorientierung, weshalb es solche Zahlungen nur geben kann, wenn sie mit
einer Produktionsbegrenzung einhergehen. Generell sind sie nicht umsonst
nur unter bestimmten und sehr eng gefassten Bedingungen zulässig. Ob diese
erfüllt sind, muss geprüft und kontrolliert werden. Genauso wie die
unterschiedliche Praxis bei Notfallzulassungen. Wir begrüßen es daher, dass
die Kommission zum Zuckermarkt eine hochrangige Expertengruppe einberufen
hat."

Hintergrund zur Grünen Architektur

Die Europäische Kommission hatte Anfang des Jahres im Agrarrat ihre
Vorstellungen zur Grünen Architektur der künftigen GAP dargelegt. Mit
dieser Grünen Architektur soll sichergestellt werden, dass die GAP auch
einen größeren Beitrag zu Umwelt-, Natur- und Klimaschutz leistet. Dazu
dienen unter anderem die Elemente der Konditionalität (Grundanforderungen),
die sogenannten Eco-Schemes (Öko-Regelungen) der ersten Säule sowie die
Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen aus der zweiten Säule der GAP. Bei der
Konditionalität handelt es sich um die Zusammenführung sowie die
Weiterentwicklung der bisherigen Cross-Compliance- und Greening-Regeln. Die
Nichteinhaltung dieser grundlegenden Standards und Anforderungen führt auch
künftig zu Kürzungen in der EU-Förderung, wie etwa der Direktzahlungen. 
Eco-Schemes sind Teil der Direktzahlungen der ersten Säule und sollen Maßnahmen
für Klima und Umwelt unterstützen. Die bisherige Förderung von Agrarumwelt-
und Klimamaßnahmen (AUKM), des Ökolandbaus oder des Tierwohls soll
weiterhin Teil der zweiten Säule bleiben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 80 vom 15.04.2019
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FRÜHGESCHICHTE/140: Papua haben mehrere Denisovaner-Vorfahren (idw)


Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 11.04.2019

Papua haben mehrere Denisovaner-Vorfahren



Als der moderne Mensch Afrika verließ, vermischte er sich mit dem
Neandertaler und dem Denisova-Menschen. Ein Forschungsteam hat nun 
DNA-Fragmente untersucht, die diese ausgestorbenen Homininen an moderne
Menschen weitergegeben haben, deren Nachfahren heute auf den Inseln
Südostasiens und in Papua-Neuguinea leben. Dabei stellten sie fest, dass
nicht nur eine, sondern zwei verschiedene Denisovaner-Linien - die sich
schon vor Hundertausenden von Jahren voneinander getrennt hatten - Erbgut
an die Vorfahren der Papua weitergegeben haben. Eine der beiden 
Denisova-Linien unterscheidet sich von der anderen so sehr, dass es sich 
bei ihr sogar um eine völlig neue Urmenschen-Gruppe handeln könnte.

Diese Ergebnisse basieren auf einer Studie unter der Leitung von Murray
Cox von der Massey University in Neuseeland und wurden durch die
Probennahme unter der Leitung von Herawati Sudoyo vom Eijkman Institute
for Molecular Biology in Jakarta, Indonesien, ermöglicht. Die Daten wurden
dann von einem internationalen Forschungsteam, dem auch Mark Stoneking vom
Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie in Leipzig angehörte,
gesammelt und ausgewertet. Wie schon frühere Studien, die Belege für eine
dritte Denisova-Linie in den Genomen heute lebender Sibirier,
Amerikanischer Ureinwohner und Ostasiaten gefunden haben, deuten auch die
Ergebnisse der aktuellen Studie darauf hin, dass sich moderne Menschen mit
mehreren Denisovaner-Populationen vermischt haben, die über eine lange
Zeit hinweg geografisch isoliert voneinander gelebt haben.

Überraschenderweise haben die Forscher Hinweise auf eine zusätzliche
Vermischung zwischen den Papua und einer der beiden Denisovaner-Gruppen
entdeckt, die also tatsächlich in Neuguinea oder den angrenzenden Inseln
gelebt haben muss. Darüber hinaus könnten die Denisova-Menschen sogar bis
vor etwa 30.000 Jahren in der Gegend gelebt haben, waren also
möglicherweise eine der letzte überlebenden Urmenschengruppen. "Früher
dachte man, dass die Denisovaner auf dem asiatischen Festland und weit im
Norden gelebt haben", sagt Cox. "Unsere Arbeit zeigt stattdessen, dass das
Zentrum archaischer Vielfalt nicht in Europa oder im vereisten Norden lag,
sondern im tropischen Asien." Stoneking fügt dem hinzu: "Außerdem scheint
diese archaische Vielfalt auf den südostasiatischen Inseln und in
Neuguinea viel länger Bestand gehabt zu haben als anderswo auf der Welt."

Klar war bereits, dass die Inseln Südostasiens und Neuguinea besondere
Orte waren, da sich bei den heute dort lebenden Menschen mehr Urmenschen-DNA
im Genom findet als anderswo auf der Erde. Die Region wird auch als
besonders wichtig für die frühe Entwicklung des Homo sapiens außerhalb
Afrikas betrachtet. Doch die Geschichte blieb bisher lückenhaft.

Getrennte Denisovaner-Linien

Um diese Lücken zu schließen, hat das Team Abschnitte archaischer DNA aus
161 neu sequenzierten Genomen identifiziert, die 14 Inselgruppen im
südostasiatischen Raum und Neuguinea umfassen. Die Analyse zeigt, dass
große Teile des Erbguts nicht für eine einzige Vermischung von
Denosivaner-Genen mit dem Erbgut der damals in der Region lebenden
Menschen sprechen. Stattdessen besitzen heute lebende Papua Hunderte von
Genvarianten aus zwei Denisovaner-Linien, die sich stark voneinander
unterscheiden. Die Forscher schätzen, dass sich beide Gruppen von
Denisova-Menschen bereits seit etwa 350.000 Jahren getrennt voneinander
entwickelt hatten.

Die neuen Ergebnisse zeigen, wie wenig erforscht dieser Teil der Welt
bisher war. Viele der Studienteilnehmer leben in Indonesien, einem Land
von der Größe Europas, das gemessen an der Bevölkerungszahl das
viertgrößte Land der Welt ist. Und doch wird erst in der aktuellen Studie
über die ersten indonesischen Genomsequenzen berichtet - abgesehen von
einer Handvoll Genomsequenzen, die 2016 im Rahmen einer globalen Studie
zur genomischen Vielfalt erhoben wurden. Generell fokussieren die meisten
Studien über frühe Urmenschen auf Europa und das nördliche Eurasien, da
Erbgut aus alten Knochen bei kalten Temperaturen am besten überdauert.

Fehlende Daten verzerren wissenschaftliche Erkenntnisse

Diese fehlende globale Präsenz in alten und modernen Genomdaten ist
bekannt. "Wie stark diese Verzerrung wissenschaftliche Interpretationen -
wie etwa hier die geografische Verteilung früher Urmenschenpopulationen -
beeinflussen kann, ist vielen Menschen möglicherweise nicht klar", sagt
Cox.

So faszinierend die neuen Erkenntnisse auch sein mögen, so besteht ihr
Hauptziel darin, diese neuen Genomdaten zu nutzen, um die
Gesundheitsversorgung der Menschen auf den Inseln Südostasiens zu
verbessern. Diese erste Erhebung von Genomdaten in der Region liefert
grundlegende Informationen, die notwendig waren, um diese Arbeit in Gang
zu setzen.


Originalpublikation:

Jacobs et al.

Multiple deeply divergent Denisovan ancestries in Papuans

Cell, 11. April 2019

https://doi.org/10.1016/j.cell.2019.02.035

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie, 11.04.2019
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FILM/112: "Wissen macht Ah!" wird volljährig, 15.-26.4.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 15. April
2019

"Wissen macht Ah!" wird volljährig 

Das WDR-Wissensmagazin feiert Ostern seinen 18. Geburtstag und startet
Mitmachaktion

KiKA: Ab 15. April 2019, Montag - Mittwoch, 19.25 Uhr

WDR Fernsehen: montags, 8.20 Uhr

Das Erste: Samstag und Sonntag, 5.55 Uhr

ARD alpha: Freitag, 15.30 Uhr

Deutsche Welle: Sonntag, 20.30 Uhr, 16.30 Uhr



Am Ostersonntag feiert "Wissen macht Ah!" seinen 18.! Das schräge
WDR-Wissensmagazin ging erstmals am 21. April 2001 auf Sendung. In den
zurückliegenden 18 Jahren von "Wissen macht Ah!" gab es viele
besondere "Ah!"-Momente.

Mit einer Geburtstagsaktion rufen die Moderatoren Clari und Ralph die
"Wissen macht Ah!"-Fans der ersten Stunde jetzt auf, ihre ganz
persönlichen "Ah!"-Momente zu teilen. Diese müssen sich nicht auf die
Sendung beziehen, sondern können Gelegenheiten aus dem Leben der
Zuschauer*innen sein, bei denen sie eine Erkenntnis hatten, die sie
nicht mehr vergessen werden. Wer seinen persönlichen "Ah!"-Moment auf
einem seiner Social-Media-Kanäle postet (als Video, Foto oder Text)
oder per Mail einsendet, kann eine Komparsenrolle in der nächsten
"Wissen macht Ah!"-Staffel gewinnen! Die Aktion zum 18. Geburtstag
richtet sich an alle "Ah!"-Fans ab 18 Jahren. Der Gewinner oder die
Gewinnerin wird per Losverfahren aus allen Teilnehmer*innen
ausgewählt, die ihren persönlichen Ah!-Moment gepostet eingereicht
haben. Die genauen Teilnahmebedingungen stehen unter wissen-macht-
ah.de.

Auf der Website gibt es weitere besondere Geburtstagsüberraschungen.
Getreu dem "Wissen macht Ah!"-Motto "Klugscheißen mit Clari und Ralph"
werden hier wichtige Fragen beantwortet wie "Bleibt ein
Astronautenpups im Raumanzug?", "Warum haben Kamele Höcker" und "Warum
heißt es Dreikäsehoch?". Eine ganze Generation verdankt dem "Ah!"-Team
ihr Schulhofwissen. Nach 16 Jahren vor der Kamera sagte Shary Reeves
2018 "Ah!-de", für sie übernahm Clarissa Corrêa da Silva neben Ralph
Caspers die Moderation.

Rund um das Feiertags-Wochenende zeigt das WDR Fernsehen vom 15. bis
26. April 18 legendäre "Ah!"-Folgen aus 18 Jahren mit Shary, Clari und
Ralph (täglich ab 7.30 Uhr, am 18.04. ab 7.25 Uhr und am 25.04. ab
7.20 Uhr). Im Anschluss sind die Sendungen in der WDR Mediathek zu
sehen.


Weitere Informationen, Videos, Anleitungen für Experimente
wissen-macht-ah.de

Interview zum 18. Geburtstag von "Wissen macht Ah!" mit dem
Moderatoren-Duo Clarissa Corrêa da Silva und Ralph Caspers

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/04/20190415_wissen_macht_ah_interview.html

18 x "Ah" - 18 Ah!nekdoten 

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/04/20190415_wissen_macht_ah_18_Ah_anekdoten.html

wissenmachtah.wdr.de

http://www.wissenmachtah.wdr.de/

Redaktion: Hilla Stadtbäumer
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LESUNG/1849: Braunschweig - Bilderbuchkino "Rufus, der kleine Osterwaschbär" am 18.4.19


Stadt Braunschweig

Österliches Bilderbuchkino in der Weststadt



Braunschweig. Als Bilderbuchkino ist die Geschichte "Rufus, der kleine
Osterwaschbär" von Annette Langen am Donnerstag, 18. April, um 16.30
Uhr, in der Zweigstelle Weststadt der Stadtbibliothek, Rheinring 12,
zu sehen. Eingeladen sind Kinder von vier bis sechs Jahren mit ihren
Begleitpersonen. Im Anschluss gibt es für die Kinder ein Malangebot.
Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 470-6857.

Die österliche Geschichte handelt davon, dass der kleine Waschbär
Rufus nachts in die Osterwerkstatt stolpert, ganz schnell alle
bemalten Ostereier blitzsauber wäscht und stolz auf sein Werk ist. Als
Osterhase Jupp im Morgengrauen lauter strahlend weiße Eier vorfindet,
wird er ganz blass, denn Ostern ohne bunte Eier ist eine Katastrophe.
Da soll der kleine Waschbär seine übereifrige Nachtaktion
wiedergutmachen. Er bittet dazu alle Waldtiere um Hilfe und jeder
packt mit an, sodass am Ende alle gemeinsam ein buntes Osterwunder
erleben können.

Das nächste Bilderbuchkino findet in der Weststadt am Donnerstag, 16.
Mai, statt. Die Zweistelle Rheinring ist montags und donnerstags von
10 bis 18 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 11. April 2019
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TREFFEN/180: Cuxhaven - Erzähltheater "Kamishibai" am 23. April 2019


Stadt Cuxhaven

Kamishibai - Erzähltheater in der Bibliothek



Am Welttag des Buches, Dienstag, den 23. April, wird in der
Stadtbibliothek um 16 Uhr das Kamishibai "Der kleine Wassermann -
Frühling im Mühlenweiher" gezeigt. Kinder ab vier Jahren sind dazu
herzlich eingeladen. Der Eintritt zur Veranstaltung ist frei! 

Zu dieser Veranstaltung wird um Anmeldung gebeten,

Telefon: 700 70 800 oder in der Stadtbibliothek Cuxhaven.

Das Kamishibai ist ein neues Angebot der Stadtbibliothek Cuxhaven.
Kamishibai - was ist das? Ein Kamishibai besteht aus einem festen
Holzrahmen und großen Bildkarten, die darin präsentiert werden. So
kann kleinen Zuhörern ganz unmittelbar eine Geschichte erzählt werden,
die dazugehörigen Bilder werden dabei in dem bühnenähnlichen Rahmen
gezeigt. Zurzeit werden neben Kinderbuchklassikern wie "Frederick",
"Der kleine Wassermann, "Die kleine Raupe Nimmersatt", "Es klopft bei
Wanja in der Nacht" auch die Geschichten "Leo Lausemaus kann nicht
verlieren" und "Benno Bär" zum Ausleihen angeboten. Die Leihfrist für
Interessierte beträgt dabei vier Wochen für die Bildkarten-Sets.

Auch in der Seniorenarbeit ist der Einsatz des Kamishibais möglich, es
animiert zum freien Sprechen im Erzählcafé und dem gemeinsamen
Betrachten von Bildern.

Für Wissenssammler: Das Wort Kamishibai kommt aus dem Japanischen und
setzt sich aus den Worten für Papier (= Kami) und Theater (= Shibai)
zusammen; in Japan hat diese Form des geselligen Erzählens eine lange
Tradition.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. April 2019

Stadt Cuxhaven
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GEGENWIND/798: Energiewende naturunverträglich


Gegenwind Nr. 367 - April 2019

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Energiewende naturunverträglich

von Klaus Peters



Es ist dem kürzlich und reichlich spät erschienenen Bericht des
Bundesamtes für Naturschutz unschwer zu entnehmen, dass der Konflikt
zwischen Anlagen der Erneuerbaren Energien und dem Naturschutz
schwerwiegend ist. Warum so spät? Der weitere Ausbau soll nun
naturverträglich gestaltet werden.


Das Dilemma ist offensichtlich. Wie soll weiterer Ausbau so
geschehen und wie sollen die bereits entstandenen Schäden gemildert
oder gar rückgängig gemacht werden? Der über 40seitige Bericht des
Bundesamtes enthält allerlei Vorschläge. Doch sind sie realistisch,
was kann, was wird davon umgesetzt werden?

Der Bericht bezieht sich nur auf die Situation in Deutschland und auch
nur auf Anlagen zur Erzeugung, nicht auf Transport
(Hochspannungstrassen, Umspannungswerke) und nicht auf die Speicherung
von Energie. Es werden auch nur die Auswirkungen auf Natur, Landschaft
und Arten betrachtet. Außen vor bleibt die Gesundheit (Schall) von
Anwohnern. Als relevant wird die mittelbare Wirkung, also im
Wesentlichen die optische Wirkung, im Kontext mit der Akzeptanz
untersucht. Hinzu kommen ja noch die materiellen und psychischen
Folgen von Wertminderungen. Es werden keine energiepolitischen oder
systemischen Alternativen betrachtet. Es erfolgen lediglich allgemeine
Hinweise zur Energieeffizienz und zum Energiesparen. Auch
Zusatzbelastungen durch Dünger und Pestizide werden genannt.

Im Wesentlichen konzentriert sich die Nutzung erneuerbarer Energien
durch die Nutzung der Wind-, Sonnen- und Wasserkraft sowie der
Biomassenutzung als Teil der Sonnenenergienutzung. Die Nutzung ist
regional unterschiedlich. Im Norden und Osten dominiert die
Windenergienutzung, in Süddeutschland die Nutzung der Sonnenenergie
über Photovoltaikanlagen.

Die Windenergieanlagen haben die größten raumbedeutsamen Auswirkungen.
(Offshore-Anlagen werden nicht betrachtet.) Manche Landschaften sind
zu Energieindustrielandschafen geworden. Die Zahl und Größe der
Anlagen hat immer mehr zugenommen. Neben der Beeinträchtigung und
Zerstörung von Landschaften und Ortsbildern ist insbesondere auch die
Verdrängung und Tötung von Vogel- sowie Fledermausarten von Bedeutung.

Bei der Biomassenutzung, im Wesentlichen Mais, sind die negativen
Auswirkungen auf die Biodiversität am stärksten. Negative
Nebenwirkungen sind die gestiegenen Flächenpreise, die Verdrängung des
Nahrungsmittelanbaus und auch die Verteuerung von Futter- und
Nahrungsmitteln. Nach Auffassung der BfN sind die Biomasse-Potentiale
ausgeschöpft, Erweiterungen sind nicht mehr akzeptabel. Nicht
betrachtet wird die Beeinträchtigung von Anwohnern oder Wanderern und
Fahrradtouristen oder auch von Bahnreisenden, denen bei meterhohen
Maispflanzen die Sicht in die Landschaften, auf Tiere und Pflanzen
versperrt wird.

Im Bereich der Nutzung der Sonnenenergie über Photovoltaikanlagen
werden noch erhebliche Potentiale bei Dachanlagen genannt. Freianlagen
sollten wegen der Schutzbedürftigkeit der Landschaften nicht mehr
zugelassen werden. Die negative isolierende Wirkung für Tierarten
wegen der obligatorischen Absperrungen wird hervorgehoben.

Die Vorschläge beschränken sich letztlich auf Minderung von negativen
Einflüssen, die durch die mögliche und auch unterstellte Zunahme von
Anlagen, insbesondere WKA, kaum signifikante Wirkungen entfalten
können. Ohnehin haben die Vorschläge nur empfehlenden Charakter,
müssten allerdings als Erkenntnisquelle auch von der
Genehmigungsbehörden beachtet werden.

Bei der Gestaltung und Umsetzung der Energiewende sind eine Vielzahl
von schwerwiegenden Fehlern begangen werden. Die Aussicht auf hohe
Profite hat zu diversen Tricksereien geführt. Der Hunger nach Profiten
hat kaum nachgelassen. Ähnlich wie bei Raubbau von Gold oder anderen
Rohstoffen spielen Landschaft und Arten für Grundbesitzer und
Betreiber oder Teilhaber so gut wie keine Rolle. Politik und
Verwaltung lassen die Dinge laufe. Mehrmals mussten die Gerichte die
gröbsten Ungereimtheiten und Verstöße gegen Recht und Ordnung
korrigieren. Nicht einmal die Versiegelung durch WKA-Fundamente und
Zuwegungen werden bisher in den Flächenverbrauchsstatistiken erfasst.
Ein schwacher Trost, wenn in Schleswig-Holstein bisher noch keine
Anlagen in Wäldern zugelassen worden sind. Doch auch die optischen
Einwirkungen auf Wälder und Schutzgebiete sind bereits beträchtlich.

Brisanterweise kommt die Studie "Interference of Flying Insects an
Wind Parks" des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR) zu
dem Ergebnis, dass Windkraftanlagen erheblich zur akuten Gefährdung
von Fluginsekten beitragen Die Menge der getöteten Fluginsekten
beträgt auf den deutschen Luftraum bezogen jährlich rund 1200 Tonnen,
entsprechend 12 Milliarden Insekten. Nach Einschätzung der Autoren
entspricht diese Menge von Insekten derjenigen, die von PKW vernichtet
wird, beide Mengen sind also zu addieren. Die Ergebnisse dieser Studie
sind im Erneuerbare Energien Report nicht berücksichtigt worden.


Bundesamt für Naturschutz (BfN): Erneuerbare Energien Report,
Bonn, 2019

Trieb, Franz, DLR: Interference of Flying Insects an Wind
Parks, Stuttgart 30.10.2018
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GLEICHHEIT/6852: Julian Assanges Verhaftung - Eine Warnung der Geschichte


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Julian Assanges Verhaftung: Eine Warnung der Geschichte

Von Kommentar von John Pilger

15. April 2019



John Pilger, ein bekannter und angesehener Filmemacher und
investigativer Journalist, gab am 11. April zur Verhaftung von
WikiLeaks-Herausgeber Julian Assange in der ecuadorianischen Botschaft in
London folgende Erklärung ab.



Der Anblick von Julian Assange, wie er aus der ecuadorianischen Botschaft
in London gezerrt wird, ist ein Sinnbild unserer Zeit. Macht gegen Recht.
Stärke gegen Gesetz. Schamlosigkeit gegen Mut. Sechs Polizisten führen mit
Gewalt einen kranken Journalisten ab, der die Augen zusammenkneifen muss,
weil er zum ersten Mal nach fast sieben Jahren das Tageslicht sieht.

Dass dieses Verbrechen im Herzen von London, im Heimatland der Magna Charta
stattfand, sollte alle beschämen und erzürnen, die um "demokratische"
Gesellschaften bangen. Assange ist ein politischer Gefangener unter dem
Schutz des Völkerrechts, dem nach einem verbindlichen Abkommen, das
Großbritannien unterzeichnet hat, Asyl gewährt wurde. Die Vereinten
Nationen haben dies in der Erklärung ihrer Arbeitsgruppe gegen willkürliche
Festnahme deutlich gemacht.

Aber zum Teufel damit! Schickt die Schläger rein. Unter Anweisung der
quasi-Faschisten in Trumps Washington und im Bund mit Ecuadors Lenin
Moreno, einem lateinamerikanischen Judas und Lügner, der sein widerliches
Regime als unbeteiligt hinstellen will, hat die britische Elite ihren
letzten imperialen Mythos, sie stünde für Fairness und Gerechtigkeit, über
Bord geworfen.

Man stelle sich vor, es wäre Tony Blair, der aus seinem millionenschweren,
georgianisch geprägten Domizil am Connaught Square in London gezerrt, in
Handschellen gelegt und direkt an den Internationalen Strafgerichtshof in
Den Haag überstellt würde. Nach dem völkerrechtlichen Maßstab, der aus den
Nürnberger Prozessen hervorging, ist Tony Blair im Wesentlichen für den Tod
von einer Million Irakern mitverantwortlich. Assanges Verbrechen heißt
Journalismus: die Räuber zur Rechenschaft ziehen, ihre Lügen entlarven und
Menschen auf der ganzen Welt durch die Aufdeckung der Wahrheit stärken.

Die schockierende Verhaftung von Assange beinhaltet eine Warnung an alle,
die, wie Oscar Wilde schrieb, "die Saat der Unzufriedenheit ausbringen,
(ohne die) es keinen Fortschritt gibt". Die Warnung richtet sich besonders
an Journalisten. Was dem Gründer und Herausgeber von WikiLeaks zugestoßen
ist, kann euch allen passieren - ob ihr bei einer Zeitung, in einem
TV-Studio oder im Rundfunk arbeitet, wenn ihr einen Podcast betreibt.

Der Guardian arbeitet mit den Geheimdiensten zusammen und führt die
mediale Hetzjagd gegen Assange an. Allerdings vermittelt ein Leitartikel
von letzter Woche, der ein neues Maß der Verlogenheit offenbarte, den
Eindruck von Beunruhigung. Der Guardian hat die Arbeit von WikiLeaks
und Assange benutzt, um, wie es ihr damaliger Herausgeber nannte, "den
größten Coup der letzten 30 Jahre zu landen". Die Zeitung hat die
Enthüllungen von WikiLeaks ausgeschlachtet und damit verbundene
Auszeichnungen und Einnahmen für sich vereinnahmt.

Aus einem medial hochgejubelten Buch des Guardian wurde ein
lukrativer Hollywood-Film, ohne dass Assange oder WikiLeaks einen Cent
bekamen. Die Autoren des Buchs, Luke Harding und David Leigh, nutzten ihre
Quelle Assange schamlos aus und verrieten das Passwort, das er dem Blatt
anvertraut hatte, um eine Datei mit geleakten Telegrammen der US-Botschaft
zu schützen.

Während Assange in der ecuadorianischen Botschaft festsaß, hat sich Harding
nun mit den Polizisten davor gemein gemacht. Schadenfroh schrieb er in
seinem Blog: "Scotland Yard lacht vielleicht zuletzt." Seither hat der
Guardian eine Reihe von Lügen über Assange veröffentlicht, auch eine
schon widerlegte Behauptung, dass eine russische Gruppe, sowie auch Trumps
Mann Paul Manafort, Assange in der Botschaft besucht hätten. Diese Treffen
fanden niemals statt, sie sind frei erfunden.

Aber der Ton ist jetzt ein anderer. "Der Fall Assange ist ein echtes
moralisches Dilemma", schreibt das Blatt. "Er will weiterhin Dinge
öffentlich machen, die nicht veröffentlicht werden sollten ... Doch er hat
immer auf Dinge aufmerksam gemacht, die nie hätten verheimlicht werden
dürfen."

Diese "Dinge" sind die Wahrheit über die mörderischen kolonialen Kriege
Amerikas, die Lügen des britischen Außenministeriums, wenn es bedrohten
Volksgruppen wie den Bewohnern der Chagos-Inseln ihre Rechte verweigert,
die Entlarvung Hillary Clintons als Unterstützerin und Nutznießerin des
Dschihadismus im Nahen Osten, die detaillierten Ausführungen amerikanischer
Botschafter, wie der Sturz der syrischen und venezolanischen Regierung
bewerkstelligt werden könnte, und vieles mehr. Auf der WikiLeaks-Seite kann
man das alles nachlesen.

Die Nervosität des Guardian ist verständlich. Geheimdienstler haben
schon einmal die Räume der Zeitung durchsucht und die rituelle Vernichtung
einer Festplatte verlangt und durchgesetzt.

Damit kennt sich die Zeitung aus. 1983 hatte eine Mitarbeiterin des
Außenministeriums, Sarah Tisdall, Regierungsdokumente über das Eintreffen
amerikanischer Atomraketen in Europa geleakt. Der Guardian wurde mit
Lob überhäuft. Als ein Urteil erging, die Quelle zu nennen, stand der
Herausgeber des Blatts nicht zu dem Grundprinzip, die Quelle zu schützen,
sondern verriet Tisdall, die dann angeklagt und zu sechs Monaten Haft
verurteilt wurde.

Wenn Assange an die USA ausgeliefert wird, weil er das publiziert hat, was
der Guardian wahre "Dinge" nennt, wer sollte dann die aktuelle
Herausgeberin Katherine Viner davor schützen, denselben Weg zu gehen? Oder
den damaligen Herausgebers Alan Rusbridger, oder den geschäftigen
Propagandisten Luke Harding?

Und wer würde die Herausgeber der New York Times und der
Washington Post, die ebenfalls Teile der von WikiLeaks verbreiteten
Wahrheit veröffentlicht hatten, oder die Herausgeber der spanischen El
Pais, des Spiegel und des australischen Sydney Morning
Herald schützen? Man könnte die Liste fortsetzen.

David McCraw, verantwortlicher Anwalt der New York Times, schrieb:
"Eine Anklage gegen Assange wäre ein sehr, sehr schlimmer Präzedenzfall für
Verleger ... meines Wissens ist er praktisch ein klassischer Verleger, und
juristisch würde man sich sehr schwertun damit, zwischen der New York
Times und WikiLeaks zu unterscheiden."

Selbst wenn die Journalisten, die Leaks von WikiLeaks öffentlich gemacht
haben, nicht vor einer amerikanischen Grand Jury erscheinen müssen, reicht
die Einschüchterung von Julian Assange und Chelsea Manning schon aus.
Echter Journalismus - kriminalisiert durch erwiesene Schurken. Jede
abweichende Meinung wird zum Luxus.

In Australien geht die amerikahörige Regierung gerichtlich gegen zwei
Whistleblower vor. Sie haben aufgedeckt, dass Canberras Spione die
Kabinettssitzungen der neuen Regierung von Osttimor abgehört haben, mit dem
Ziel, die kleine verarmte Nation um ihren Anteil an den Öl- und
Gasvorkommen des timorischen Meeres zu prellen. Der Prozess findet hinter
verschlossenen Türen statt. Der australische Premier, Scott Morrison, ist
berüchtigt, weil er auf den Pazifikinseln Nauru und Manus
Konzentrationslager für 30.000 Flüchtlinge geschaffen hat, wo Kinder sich
selbst verletzen und Selbstmord begehen. 2014 schlug Morrison Auffanglager
für 30.000 Menschen vor.

Echter Journalismus wendet sich gegen solche Schandtaten. Vor zehn Jahren
erstellte das britische Verteidigungsministerium ein geheimes Dokument, das
drei "Hauptbedrohungen" für die öffentliche Ordnung nannte: Terroristen,
russische Spione und investigative Journalisten. Als die größte
Hauptbedrohung wurde die Letztere definiert.

Das Dokument wurde WikiLeaks zugespielt und veröffentlicht. "Wir mussten
das tun", sagte mir Assange. "Es ist sehr einfach. Die Menschen haben ein
Recht auf Information und ein Recht, Fragen zu stellen und die Mächtigen
zur Rede zu stellen. Das ist echte Demokratie."

Was ist, wenn Assange und Manning und andere - wenn es sie gibt - zum
Schweigen gebracht werden und Schluss gemacht wird mit "dem Recht auf
Information, Fragen zu stellen und zur Rede zu stellen?"

In den 1970er Jahren traf ich Leni Riefenstahl, eine enge Freundin Adolf
Hitlers, die mit ihren Filmen in Deutschland Propaganda für die Nazis
machte.

Sie sagte mir, dass die Botschaft in ihren Filmen, die Propaganda, nicht
etwa von "Befehlen von oben" abhing, sondern davon, dass im Publikum eine
"unterwürfige Leere" vorhanden war.

"Schloss diese 'unterwürfige Leere' auch die liberale gebildete Bourgeoisie
ein?" fragte ich sie.

"Natürlich", war ihre Antwort. "gerade die Intelligenzia ... Wenn die Leute
keine ernsthaften Fragen mehr stellen, sind sie gefügig und formbar. Dann
kann alles geschehen."

Es geschah dann auch.

Der Rest, hätte sie wohl hinzugefügt, ist Geschichte.

 * 
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OSSIETZKY/1049: Sinti und Roma - Die Kirchen und der Genozid


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 7 vom 6. April 2019

Sinti und Roma: Die Kirchen und der Genozid

von Renate Hennecke



Zum zweiten Mal wurde am 8. und 13. März in München mit einem
ökumenischen Gottesdienst beziehungsweise mit einer offiziellen
Gedenkstunde mit Namenslesung und Kranzniederlegung am Platz der Opfer
des Nationalsozialismus und einer abendlichen Gedenkveranstaltung im
NS-Dokumentationszentrum der deportierten Münchner Sinti und Roma
gedacht. Den Abtransport aller noch im Reich verbliebenen Angehörigen
der Minderheit nach Auschwitz hatte Heinrich Himmler, "Reichsführer SS
und Chef der Deutschen Polizei" sowie "Reichskommissar für die
Festigung des deutschen Volkstums", am 16. Dezember 1942 befohlen; in
München begannen die Verhaftungen am 8. März 1943. Fünf Tage später
startete der erste Deportationszug vom Güterbahnhof an der
Hackerbrücke. Mindestens 141 Menschen - Männer, Frauen und Kinder
- waren in den Viehwaggons zusammengepfercht. Nur wenige von ihnen
überlebten.


Religiös begründeter Antiziganismus

Auf Beschluss der Vorbereitungsgruppe für die Gedenkveranstaltungen
zum 76. Jahrestag der Deportation lautet das Hauptthema der
Abendveranstaltung im NS-Dokuzentrum "Die Kirchen und der Genozid an
Sinti und Roma". Das Referat zu diesem Thema hält der Historiker Frank
Reuter, wissenschaftlicher Geschäftsführer des Heidelberger
Dokumentations- und Kulturzentrums Deutscher Sinti und Roma. Der
Völkermord an Sinti und Roma während der NS-Zeit sei nicht
voraussetzungslos gewesen, beginnt er seine Ausführungen. Zur
Vorgeschichte gehöre, dass die Kirchen, vor allem die katholische (die
meisten Sinti und Roma waren katholisch), im Laufe von Jahrhunderten
verschiedenste antiziganistische Stereotype und Legenden verbreiteten.
So sei beispielsweise die nicht sesshafte Lebensweise der "Zigeuner"
als auferlegte Buße für besonders schwere Verfehlungen ausgedeutet
worden. Weil die "Zigeuner" der Heiligen Familie auf ihrer Flucht nach
Ägypten das Nachtquartier verweigert hätten oder - noch schlimmer -
weil sie die Nägel für das Kreuz Christi geschmiedet hätten, seien sie
zu ewigem Umherziehen verdammt worden. In kirchlichen Chroniken und
Traktaten seien die Begriffe "Zigeuner" und "Heiden" synonym verwendet
worden; den Sinti und Roma habe man unterstellt, sich nicht aus
Überzeugung zum Christentum zu bekennen, sondern dieses Bekenntnis nur
als Fassade zu benutzen, um dahinter heidnisches Brauchtum und eine
antichristliche Moral zu verstecken. Die dunkle Haut- und Haarfarbe
dieser "Scheinchristen" sei als Zeichen dafür interpretiert worden,
dass sie mit dem Teufel im Bunde stünden. Über Jahrhunderte habe so
die Kirche das negative Bild der "Zigeuner" mitgeprägt und sich auch
dann nicht schützend vor sie gestellt, als sie im 15. Jahrhundert von
mehreren deutschen Reichstagen der Spionage für die feindlichen Türken
bezichtigt und für vogelfrei erklärt wurden, so dass jedermann sie
jederzeit straflos töten konnte.


Unterstützung bei der rassistischen Erfassung

Für die Nazis, fährt Reuter fort, hätten die religiösen Stereotype und
Legenden keine ausschlaggebende Rolle gespielt. Sie hätten sich vor
allem auf den pseudowissenschaftlichen biologistischen Antiziganismus
gestützt, der die Angehörigen der Minderheit als Menschen einer
minderwertigen "artfremden Rasse" eingestuft, sie vermessen und mit
ihren verwandtschaftlichen Beziehungen möglichst komplett zu erfassen
gesucht habe. Der 1936 gegründeten, von dem Rassentheoretiker Robert
Ritter geleiteten "Rassenhygienischen und Bevölkerungsbiologischen
Forschungsstelle" hätten sowohl die katholische als auch die
evangelische Kirche bereitwillig die für die Erfassung erforderlichen
Unterlagen wie Kirchenbücher, Urkunden et cetera zur Verfügung
gestellt. Reuter zitiert mehrere entsprechende offizielle Anordnungen
der Kirchenoberen und stellt fest: "Auf der Basis der auch mit
Unterstützung der Kirchen gewonnenen personenbezogenen Daten erstellte
Ritters Institut nahezu 24.000 Gutachten, die Menschen per
'Rassen-Diagnose' zu 'Zigeunern' oder 'Zigeuner-Mischlingen'
erklärten. Diese Gutachten bildeten eine wichtige Grundlage für die
Deportation oder, in selteneren Fällen, die Zwangssterilisation."


...die Kirche soll einschreiten"

Ein besonderes Kapitel seines Vortrags widmet Frank Reuter dem
Schicksal der zahlreichen Sinti- und Roma-Kinder, die aus katholischen
Kinderheimen nach Auschwitz oder in ein anderes Vernichtungslager
deportiert wurden. Während die offiziellen kirchlichen Stellen
schwiegen, gab es auch Geistliche, die das nicht hinnehmen wollten.
Als Beispiele nennt Reuter Kaplan Heinrich Kottmann in Neustrelitz,
der unter Inkaufnahme erheblicher Risiken heimlich den Abtransport von
Sinti-Kindern aus dem dortigen St. Elisabeth-Kinderheim fotografierte,
sowie den Hildesheimer Bischof Machens, der am 6. März 1943 einen
eindringlichen Appell an den Vorsitzenden der Deutschen
Bischofskonferenz, den Breslauer Kardinal Bertram, richtete. Unter
Hinweis auf die Abholung von Sinti- und Roma-Kindern aus katholischen
Fürsorgeeinrichtungen stellte Machens die Frage: "Was kann geschehen,
um unsere Glaubensbrüder zu schützen?" und forderte, die Bischöfe
müssten lautstark protestieren, um das Leben der Verschleppten zu
retten. Auch von außen wurde diese Forderung an die Kirche
herangetragen, so von dem Sinto Oskar Rose, dem späteren Mitinitiator
der Bürgerrechtsbewegung und Vater des heutigen
Zentralratsvorsitzenden Romani Rose. Rose hatte sich durch Flucht der
Deportation entziehen können und lebte unter falschem Namen in
München. Am 5. April 1943 unternahm er, trotz seiner persönlichen
Gefährdung als Illegaler, den Versuch, zu Kardinal Faulhaber in dessen
Münchner Residenz vorzudringen, um diesen über die neue Stufe der
Verfolgung der Sinti und Roma zu informieren und ihn zu einer
wirksamen Intervention zu veranlassen. Faulhaber empfing Rose nicht,
sondern ließ ihn von seinem Sekretär abwimmeln. In seinem privaten
Tagebuch vermerkte er: "Bei Sekretär ein Zigeuner, namens Adler,
katholisch - Die 14.000 Zigeuner im Reichsgebiet sollen in ein Lager
gesammelt und sterilisiert werden, die Kirche soll einschreiten. Will
durchaus zu mir. - Nein, kann keine Hilfe in Aussicht stellen."

Es ist mucksmäuschenstill im Saal, während die Zuhörer Reuters Bericht
über weitere schockierende Belege für den krassen Antiziganismus des
Kardinals lauschen, nach dem bis heute eine Straße im Zentrum Münchens
benannt ist. Aber nicht nur Faulhaber verweigerte sich der Bitte um
Hilfe. Auch der Appell von Bischof Machens an Kardinal Bertram führte,
wie Reuter weiter berichtet, nicht zu dem geforderten öffentlichen
Protest, sondern nur zu einem allgemein formulierten, zahnlosen
Hirtenbrief, dem man das ursprüngliche Anliegen nicht mehr entnehmen
konnte - und auch dies erst nach einem halben Jahr. Dabei konnte, so
Reuter, im Frühjahr 1943 "innerhalb der Deutschen Bischofskonferenz
kaum mehr ein Zweifel am genozidalen Charakter der gegen die Sinti und
Roma gerichteten staatlichen Maßnahmen bestehen". Den Bischöfen lag
nämlich "ein weiteres wichtiges Dokument" vor: ein vom Berliner
Bischof und Caritas-Direktor Heinrich Wienken in Auftrag gegebener
Bericht mit dem Titel "Zur Lage der Zigeuner". Dieser Bericht war
allen Mitgliedern der Deutschen Bischofskonferenz zugeleitet worden.

"Ob sich das Schicksal der deportierten Sinti-Kinder hätte abwenden
lassen, hätten sich die deutschen Bischöfe, ungeachtet der damit
verbundenen Gefahr für sich selbst und für die Kirche als Ganzes, zu
einem öffentlichen Protest durchringen können, vermag niemand zu
sagen", stellt Reuter gegen Ende seines Vortrags fest. Den damaligen
Entscheidungsträgern hält er zugute, dass sie "ohne Zweifel vor einer
existenziellen Herausforderung" gestanden hätten, "weshalb wir uns vor
vorschnellen moralischen Urteilen hüten sollten".


Selbst kritische Auseinandersetzung steht noch aus

Mehr Mut als das Führungspersonal bewiesen in beiden Amtskirchen
einzelne Vertreter auf der unteren Ebene. Reuter führt einige
Beispiele dafür an, dass manche Seelsorger den verfolgten Sinti und
Roma beistanden. Die kritische Würdigung des Verhaltens der Kirchen
angesichts des Völkermords an Sinti und Roma während der NS-Zeit ist
nicht als Ausdruck einer Abwendung von der Religion zu verstehen. Im
Gegenteil: Für den Großteil der Sinti und Roma war und ist der Glaube
sehr wichtig. Bei der Gestaltung der Gedenktage spielen deshalb
Geistliche verschiedener Konfessionen eine nicht unerhebliche Rolle.
Es ist daher nur folgerichtig, dass die Organisatoren eine gründliche
selbstkritische Auseinandersetzung der Kirchen mit ihrer einschlägigen
Geschichte verlangen. Eine solche Auseinandersetzung hat bislang nicht
stattgefunden. Sie ist überfällig.

Der Vortrag von Frank Reuter am 13. März im Münchner
NS-Dokuzentrum ist abrufbar auf YouTube unter:

https ://www.youtube.com/watch?v=tOx69DA8174

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2369: Warum der SPD das Linksabbiegen so schwer fällt


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 4 · April 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Warum der SPD das Linksabbiegen so schwer fällt

Von Ingo Schmidt



"Das Geld erklärt dem ganzen Menschengeschlecht den Krieg"

 (Pierre de Boisguillebert, 1704)  



Egal was in den Medien über eine von Merkel sozialdemokratisierte
CDU zu lesen war. Egal wie sehr sich Die Linke abmüht, in die
Fußstapfen der SPD zu treten, der SPD wird Umfragen zufolge in Sachen
sozialer Gerechtigkeit immer noch mehr zugetraut als Konservativen,
Linken oder anderen. Und das Thema steht auf der politischen
Prioritätenliste weit oben. Egal wie viele nationale Antworten die AfD
auf die soziale Frage gibt.


Zu Beginn des Bundestagswahlkampfs genügten Martin Schulz ein
paar vage Andeutungen, die Partei werde sich unter seiner Führung aufs
sozialdemokratische Kerngeschäft konzentrieren, um Wählergunst und
Mitgliederzahlen in die Höhe zu treiben. Umso tiefer die Enttäuschung,
als Schulz den Wahlkampf nach fulminantem Start auf dem Dritten Weg
verstolperte. Trotzdem warten immer noch viele auf die gute alte SPD.

Im Frühjahr unternahm die Partei einen neuen Versuch der
Rückbesinnung. Statt Personenkult um den Mann aus Würselen gab es
diesmal Programmatisches: eine Grundrente ohne Bedürftigkeitsprüfung,
die Verlängerung von ALG I für ältere Arbeitslose und die Abschaffung
des Soli - nur nicht für die oberen 10 Prozent der Einkommensbezieher.
Als Beleg, endlich wieder auf der Seite der kleinen Leute zu stehen,
verwies die SPD-Führung auf die Ablehnung ihrer Vorschläge durch CDU
und Unternehmerverbände. Deren Reaktion ließ in der Tat vermuten, die
SPD habe den Übergang zum Sozialismus verkündet.

Hat sie aber nicht. Vielmehr gab sie mit ihren Vorschlägen zur
Sozial- und Steuerpolitik ein Bekenntnis zum Bündnis mit dem
Koalitionspartner ab. Das Bekenntnis zum «Weiter so» nahm der
Ankündigung des Aufbruchs zu sozialdemokratischen Ufern die
Glaubwürdigkeit.

Es gibt derzeit keine Anzeichen, dass sich die SPD vom Mantra der
Schwarzen Null befreien wollte. Finanzminister Scholz warnt zwar vor
einem Ende üppiger Steuereinnahmen. Zu der Frage, wie die jüngsten
sozialpolitischen Vorschläge der Partei krisenfest gemacht werden
können, schweigt er sich jedoch aus.

Wenn die SPD das Thema soziale Gerechtigkeit anderslautenden
Bekundungen zum Trotz links der Großen Koalition liegen lässt, sollte
man vermuten, dass Die Linke oder außerparlamentarische Bewegungen es
aufgreifen. Zwecks Eindämmung der linken Konkurrenz müsste sich die
SPD dann über Absichtserklärungen hinaus nach links bewegen.
Andernfalls müsste sie sich mit den Grünen um den sozialliberalen Teil
des Wählermarkts kabbeln. Leider gibt es wenig Anzeichen für eine
linke Auffangposition.


Linke Niederlagen

Die Gründe für die Schwäche der Linken im weitesten Sinne lassen sich
bis in die 1970er Jahre zurückverfolgen. Der Sozialstaat, dessen
Wiederherstellung sich heute so viele wünschen, konnte in den
vergangenen Jahrzehnten auch deshalb so stark zurechtgestutzt werden,
weil es der alten Linken und den neuen sozialen Bewegungen in den
1970er Jahren nicht gelang, die damals bestehenden Sozialstaaten zu
einem Ausgangspunkt weitergehender sozialer und ökologischer Reformen
zu machen.

Seither ist eine Situation entstanden, in der es keine Alternativen
gibt, diese jedoch immer wichtiger werden und vielleicht auch
geschaffen werden können. Selbst wenn es nur um die Beantwortung der
sozialen Frage in einem reichen Land wie Deutschland geht, müssen
künftige Alternativprojekte die Spaltung der Welt in reiche und arme
Länder, die Zerstörung der Natur und die Verhältnisse zwischen
bezahlter und unbezahlter Arbeit berücksichtigen.

In den 1970er Jahren wurde der Sozialstaat weitgehend als eine
Entwicklungsstufe kapitalistischer Gesellschaften angesehen. Ein
Zurück zum Kapitalismus ohne Sozialstaat war kaum vorstellbar. Aber es
gab jede Menge Kritik.

- Umweltschützer machten deutlich, dass die auf endloses Wachstum
zielende Produktion schon damals massive ökologische Zerstörungen
verursachte, mit der Realität begrenzter Ressourcen nicht vereinbar
ist und dass die Befriedigung menschlicher Bedürfnisse durch
Produktion von mehr Gütern und Dienstleistungen zunehmend dem Ziel der
Produktion um des Profits willen untergeordnet werde. Der Kapitalismus
habe es sogar dazu gebracht, aus der Behebung vermeidbarer
Umweltschäden ein Geschäft zu machen.

- Dritte-Welt-Gruppen wiesen darauf hin, dass die ehemaligen Kolonien
zum Verkauf billiger Rohstoffe und Agrarprodukte sowie zum Kauf immer
teurer werdender Industrieprodukte aus den Ländern des Westens
gezwungen würden. Dieser ungleiche Tausch subventioniere die
Produktion in den ohnehin schon reichen Ländern und trage dort zur
Entschärfung des Verteilungskonfliktes bei.

- Feministinnen wiesen auf eine andere Variante des ungleichen
Tausches hin. Um ihren Anteil am Familienlohn zu bekommen, müssten
Frauen nicht nur die eigene, sondern auch die Arbeitskraft ihrer
Männer und Kinder reproduzieren. Zudem müssten sie das
Familieneinkommen immer häufiger durch eigene Lohnarbeit aufstocken,
würden dabei aber regelmäßig in schlechter bezahlten Jobs als Männer
enden.

- Arbeiterinnen und Arbeiter fühlten sich nach Jahren niedriger
Arbeitslosigkeit ermutigt, ihren Forderungen nach höheren Löhnen,
kürzeren Arbeitszeiten und besseren Arbeitsbedingungen gegebenenfalls
auch durch Streiks Nachdruck zu verleihen.

Die Erfüllung dieser Forderung, ebenso wie vieler Forderungen der
neuen sozialen Bewegungen, hätte zusätzliche Nachfrage schaffen und
dadurch den ins Schwächeln geratenen Nachkriegsaufschwung
wiederbeleben können. Allerdings wäre damit eine Umverteilung von den
Profiten in den reichen Ländern zu Löhnen und öffentlichen Sektoren in
diesen Ländern sowie zugunsten der Dritten Welt einhergegangen.
Profitrate und Macht des Kapitals in der Ersten Welt wären gesunken.
Dies galt es zu vermeiden.

Die Sozialdemokratie sah sich zwischen den Forderungen alter und neuer
sozialer Bewegungen und der Besitzstandswahrung auf Seiten des
Kapitals zerrissen. Ihr rechter Flügel suchte sich dem Kapital als
Juniorpartner anzudienen, der den Gewerkschaften Lohnzurückhaltung
abtrotzen und außer Kontrolle geratene Protestbewegungen in ihre
Schranken weisen könnte. Teile ihres linken Flügels suchten dagegen
die Zusammenarbeit mit diesen Bewegungen, während andere in den
Gewerkschaften die Basis eines sozialistischen Reformismus sahen. Die
Stimmenvielfalt auf der Linken war gleichzeitig eine Stärke, weil sie
viele Menschen mobilisieren konnte, aber auch eine Schwäche, weil sie
dem Schreckgespenst der Unregierbarkeit Vorschub leistete und eine
Linksverschiebung innerhalb der Sozialdemokratie verhinderte.
Zumindest solange diese an der Regierung war.


Rechte Erfolge

Nachdem die SPD-Rechte den Schwenk zur Inflationsbekämpfung,
Haushaltssanierung und Senkung von Sozialstandards eingeleitet und
damit dem Bündnis von FDP und CDU den Weg bereitet hatte, näherte sich
die oppositionelle SPD den neuen sozialen Bewegungen an. Aber es waren
geschlagene Bewegungen, deren Reste sich mit den Grünen einen
organisatorischen Zusammenhalt schaffen konnten, ihren früheren
Radikalismus aber zugunsten einer Mischung aus Bürgerrechts- und
Marktliberalismus ablegten.

Am augenscheinlichsten wird dies vielleicht am Begriff der
Nachhaltigkeit, der im Entstehungskontext der Umweltbewegung dem
Wachstumszwang des Kapitalismus entgegensteht. Angewendet auf die
Finanzpolitik dient er der Zurückdrängung des öffentlichen Sektors und
Sozialstaates zugunsten privater Investitionen. In diesem Sinne wurde
er über die Grünen hinaus von Konservativen, Liberalen aber auch von
der SPD übernommen.

Der Feminismus durchlief einen ähnlichen Bedeutungswandel: Aus der
bürgerlichen Bewegung für das Frauenwahlrecht und der sozialistischen
Arbeiterbewegung des 19. Jahrhunderts kommend, wurde er durch die
neuen sozialen Bewegungen der 70er Jahre mit allen Widersprüchen
zwischen Ansprüchen auf individuelle Selbstverwirklichung und soziale
Gleichheit wiederbelebt.

Nachdem neue soziale Bewegungen sowie SPD- und Gewerkschaftslinke
geschlagen waren, wurde das Gleichheitsstreben zunehmend aufgegeben
und die Selbstverwirklichung dem Markt überantwortet. Allerdings waren
die Chancen, sich auf dem Markt zu verwirklichen, immer ungleicher
verteilt. Dafür sorgte erstens das weitere Fortschreiten der
Einkommens- und Vermögenskonzentration und zweitens die
wirtschaftliche Konkurrenz aus dem Süden. Die Niederlage der
antiimperialistischen Revolte öffnete dem globalen Kapital Stützpunkte
im Süden, von denen aus die noch bestehenden Sozialstaatsbastionen des
Nordens angegriffen werden konnten. Dieser globale Klassenkampf von
oben vertiefte bereits bestehende Unterschiede zwischen verschiedenen
Gruppen der arbeitenden Klassen dieser Welt. Zunehmender Unmut verlor
sich immer mehr in vereinzelten Rückzugsgefechten oder symbolischen
Revolten.


Utopieverlust

Eine zum Markt bekehrte Sozialdemokratie hatte angesichts zunehmender
Ungleichheiten nichts anzubieten als die Verteidigung des Standorts
gegen die Konkurrenz aus dem Süden. Dafür mussten Opfer gebracht
werden. Der als Ort der Selbstverwirklichung gepriesene Markt sortiert
im Norden immer mehr Menschen aus der Wertschöpfungsgemeinschaft aus
oder stuft sie soweit herab, dass viele Betroffene sich auf
Südländerniveau zurückgesetzt fühlen. Aber die Lohnangleichung nach
unten betrifft nicht alle, viele wünschen sich soziale
Schutzmechanismen, um nicht selber heruntergestuft zu werden. Aus
diesem Wunsch geht die Sehnsucht nach dem guten alten Sozialstaat
hervor, den die SPD manchmal und DIE LINKE dauernd zu bedienen
versucht.

Er ist aus Sicht einzelner nachvollziehbar und gesellschaftlich
sinnvoll. Das bereits bestehende Elend zeigt hinreichend, dass die
Verdammten dieser Erde nicht automatisch aufstehen und die Proletarier
aller Länder sich nicht vereinigen, wenn es ihnen nur dreckig genug
geht. Ohne eine Vorstellung, wie die eigene Lage zusammen mit anderen,
die sich in anderer, aber ebenfalls als unzumutbar empfundener Lage
befinden, verbessert werden kann, wird sich nichts ändern.

Die Sozialdemokratie ist historisch als Teil einer Bewegung
entstanden, die schrittweise Verbesserungen ebenso ins Auge fasste wie
die große Umwälzung. Diese Mischung aus Utopie und Strategie hat nach
vielen Niederlagen erheblich Fortschritte gebracht, sich dabei aber in
der Sozialstaatsverwaltung erschöpft. Danach gelang es der
marktradikalen Rechten, nicht der neuen Linken, die Utopie zu einer
politischen Kraft zu machen.

Mittlerweile ist die Marktutopie in der Finanzmarktverwaltung
erschöpft. In dieser Situation linke Kräfte um eine neue Utopie zu
scharen bzw. diese überhaupt erstmal zu schaffen, braucht Zeit. Auf
dem Weg dahin wird es noch viele theoretische Kontroversen,
Organisationsansätze und Proteste geben. Die SPD wird noch manches Mal
links blinken und auf dem Dritten Weg weiterfahren. Daran wird sich
erst etwas ändern, wenn sich auf Linken mehr tut als gegenwärtig der
Fall ist.

 * 
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FRAGEN/080: Pía Figueroa - "Die Debatte um kleine Medien ist eine kulturelle Debatte" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Lateinamerikanisches Humanistisches Forum 2019: 

"Die Debatte um kleine Medien ist eine kulturelle Debatte" 

Interview mit Pía Figueroa von Juana Pérez Montero, 14. April 2019



Madrid, Spanien - 14.04.2019. Pía Figueroa, Co-Direktorin von
Pressenza und Mitglied des Organisationsteams des Lateinamerikanischen
Humanistischen Forums [1], das vom 10. bis 12. Mai in Santiago de
Chile stattfinden wird, beantwortet unsere Fragen zur Bedeutung des
Forums und des Netzwerks für Gewaltfreie Medien und Kommunikation, das
sie gemeinsam mit anderen Kollegen koordiniert.

"Wir versuchen, einem sozialen Gefüge, das durch die Kraft des Ganzen
gestärkt wird, Form zu geben", so Figueroa.

Angesichts der Gewalt in der offiziellen Berichterstattung
argumentiert sie, dass die Debatte um kleine und unabhängige Medien
eine kulturelle Debatte ist.

 * 

Juana Pérez Montero: Das Lateinamerikanische Humanistische Forum
von 2019 reiht sich in die Folge mehrerer vorangegangener Foren ein.
Warum jetzt, nach 11 Jahren, ein neues Humanistisches Forum? Ist es
notwendig, wie es im Kontext heißt, Positionen in Bezug auf
verschiedene Bereiche der menschlichen Gesellschaft "festzulegen"?
Braucht Lateinamerika Stimmen, um neue Positionen zu schaffen?

Pía Figueroa: Seit dem letzten Humanistischen Forum in Lateinamerika,
genauer gesagt in Buenos Aires, ist nicht nur viel Zeit vergangen,
sondern wir haben auch gesehen, wie sich unsere Region und die ganze
Welt verändert hat. Innerhalb weniger Jahre wurden andere Werte
etabliert und neue Technologien installiert, die Unwahrheiten
kommunizieren und viral verbreiten. So entstand ein Raum für eine neue
Kultur und eine faschistische Rechte, die bereits an vielen Orten
herrscht.

JPM: Mehrere progressive lateinamerikanische Regierungen des
letzten Jahrzehnts haben regionale "Konvergenzen" in Gang gesetzt, wie
z.B. UNASUR, aber das hat diese Regierungen und einen großen Teil
dieser Konvergenzen nicht daran gehindert, bei Wahlen durchzufallen
oder Parlamentsputschen oder Ähnlichem zum Opfer zu fallen. Du berufst
dieses Forum unter dem Motto "Building Convergences" ein, von welchen
Konvergenzen redest Du?

PF: Die heutige politisch-ökonomische Macht, die sich zunehmend
zentralisiert und auf wenige konzentriert, ignoriert breite
Bevölkerungsschichten, fast so, als ob der Mensch ein "austauschbares
Objekt" wäre. Nun, gerade bei der sozialen Basis, bei den Frauen, die
sich des vorherrschenden Patriarchats bewusst geworden sind, den
jungen Menschen, die sich dem Kapitalismus nicht mehr anschließen
wollen, den indigenen Völkern, deren Territorien geplündert wurden,
den Jugendlichen, die sich über die Notwendigkeit der Umkehrung der
Prozesse von Umweltverschmutzung und Ausbeutung natürlicher Ressourcen
im Klaren sind, den Opfern von kirchlichem Missbrauch, den älteren
Menschen, die eine angemessene Rente haben sollten, und vielen anderen
thematischen Aktionsnetzen und Kräften, die aus der Peripherie der
Gesellschaft heraus entstehen und organisiert werden, suchen wir nach
Räumen wie diesem Forum, um nicht nur Konvergenzen innerhalb dieser
Netzwerke, sondern auch zwischen den verschiedenen Organisationen und
Netzwerken zu schaffen. Ziel ist es, daraus ein neues soziales Gefüge
zu formen, das vielfältig, horizontal, breit und durch eine gemeinsame
Kraft gestärkt ist, und das in der Lage ist, eine Zukunft zu schaffen,
die effektive und wahrhaftige Antworten für die besten menschlichen
Bestrebungen gibt.

JPM: Was müssen wir tun, um sicherzustellen, dass diese
Konvergenzen in der Bevölkerung verankert werden und so eine
dauerhafte Beziehung entsteht, die es schwierig macht, wieder in
Phasen zurückzufallen, von denen wir dachten, dass sie überwunden
seien?

PF: Vielleicht können wir uns bei diesem Forum treffen, die Gegenwart
anderer erleben, uns in unseren Kämpfen gegenseitig erkennen, uns
selbst bestätigen, einander unterstützen, die Hoffnung stärken, die so
oft schwankt, und verstehen, dass die Geschichte immer ihre Zyklen und
Rhythmen hat. Heute ist der Moment, in dem Antihumanismus und
Faschismus gnadenlos angreifen, aber sie haben keine Option auf die
Zukunft, weil wir alle, so viele Menschen, so viele Organisationen und
neue Netzwerke, beginnen, einen neuen Impuls für einen Moment zu
setzten, der bereits am Kommen ist, der schon am Horizont zu sehen
ist.

Ob wir dabei Misserfolge vermeiden können, weiß ich nicht, unsere
Vergangenheit ist ja voll davon, aber wir fürchten sie nicht mehr, im
Gegenteil, wir begrüßen sie, weil sie uns erlauben, zu lernen und aus
ihnen zu wachsen. Diese Stärke ist das Wertvollste, was wir haben.

JPM: Das Format des Forums - Entwicklung durch Netzwerke - spricht
von dieser Konvergenz. Möchte das Forum zu ein Bindeglied zwischen
verschiedenen Akteuren werden?

PF: Tatsächlich ist es eine gemeinsame Umgebung, ein Netzwerk, von
allen geschaffen, es ist ein Raum des Zusammenflusses.

JPM: Lass uns über die Medien sprechen. Du koordinieren Dich mit
anderen Kollegen im Netzwerk für Gewaltfreien Journalismus und
Kommunikation. Wie sieht Deine Analyse zur Rolle der Medien heute
aus?

PF: Das erste, was auffällt, ist die Manipulation von Informationen,
die virale Verbreitung von Falschheit, die vom Kapital gelenkte
Medienindustrie, die Gewalt in Mainstream-Medienberichten und sozialen
Netzwerken, wo Diskriminierung und Ausgrenzung an der Tagesordnung
sind.

JPM: Welche Rolle sollten die Medien aus Deiner Sicht spielen?

PF: Die Debatte um unsere Medien, um kleine Medien, unabhängige
Medien, digitale Plattformen, Agenturen, Radioprogramme,
Online-TV-Kanäle und so weiter stellt eine kulturelle Debatte dar,
eine Debatte um die Narrative, also um die Art und Weise, wie etwas
erzählt wird, die heutzutage äußerst wichtig, ja fundamental ist.

JPM: Wie können wir "Fake News" bekämpfen, die sogar hinter dem
Sturz von Regierungen, der Inhaftierung von Gegnern usw. stehen?

PF: Das ist eines der zentralen Themen, die wir in unserem Netzwerk
gemeinsam angehen wollen: schnelle und zuverlässige Wege, um auf
verifizierte Informationen zählen zu können, aus zuverlässigen
Quellen, die es uns ermöglichen, die Lügen und Manipulationen der
neuen Rechten in Lateinamerika zu bekämpfen und zu entlarven.

JPM: Glaubst Du, dass eine Konvergenz der Medien möglich ist, die
die Mehrheit der Bevölkerung erreichen kann, die eine andere Agenda
fördert als die der Großmächte, und die die Stimme von Ideen und
Erfahrungen sein kann, die einen Paradigmenwechsel vorschlagen?

PF: Genau das ist es, was unser Handeln leitet: die Konvergenz mit
anderen Medien, Agenturen, Journalisten, Redakteuren, Plattformen und
Programmen zu suchen, die nicht auf das System ausgerichtet sind, und
mit denen wir "eine Masse von dezentralen und vielfältigen Medien"
schaffen können, die mit den großen Medien kommuniziert.

JPM: Was würdest Du zu einem Kollektiv oder einer Einzelperson
sagen, die an diesem Forum teilnimmt?

PF: Dass es sich lohnt, ein historisches Bewusstsein zu schaffen und
das eigene Leben in einem größeren Zeitbogen zu sehen als in der
Unmittelbarkeit, auf die wir konditioniert sind, um zu erkennen, dass
dies nur ein Moment in einem langen Prozess ist, und dass es viele von
uns gibt, die zusammenkommen können, um einer besseren Zukunft Gestalt
zu geben. Am Forum teilzunehmen bedeutet, sich engagieren zu wollen,
ein Teil dieser besseren Zukunft sein zu wollen.


Übersetzung aus dem Englischen von Evelyn Rottengatter


Anmerkung:


[1] http://forohumanista.org/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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FRAGEN/079: Alexander Godulla über das Pressefoto des Jahres 2019 (idw)


Universität Leipzig - 12.04.2019

"Die psychologische Komponente von Gewalt" - Alexander Godulla über das
Pressefoto des Jahres 2019



Gestern Abend (11. April) ist in Amsterdam von der Stiftung World Press
Photo das Pressefoto des Jahres gekürt worden. Kein internationaler
Fotowettbewerb zieht mehr Aufmerksamkeit auf sich. Prof. Dr. Alexander
Godulla wurde 2009 mit einer Studie zur Arbeit der Stiftung promoviert und
hat sie seitdem wissenschaftlich intensiv begleitet. Im Interview spricht
er über das diesjährige Siegerfoto, die sich oft darum rankenden
Diskussionen sowie über die Frage, was ein World Press Photo am Ende
ausmacht.


Herr Prof. Godulla, in diesem Jahr ist ein Bild zum Pressefoto des Jahres
gewählt worden, das ein weinendes Mädchen aus Honduras zeigt, das gerade
zusammen mit seiner Mutter als illegale Immigrantin in Texas verhaftet
wird. Warum hat ausgerechnet dieses Foto gewonnen?

Weil es ein hochgradig kontrovers diskutiertes Thema aufgreift und dem
Betrachter konkret vor Augen führt, was es für betroffene Menschen
bedeutet. Die kleine Yanela Sanchez steht weinend inmitten des Bildes. Sie
kann nicht zurückweichen, weil sich direkt hinter ihr ein vergleichsweise
riesig wirkendes Auto aufbaut. Vor ihr steht ihre Mutter, die Hände ans
Auto gelegt, während sie von hinten von einem Polizisten durchsucht wird.
Der Fotograf hat einen tiefen Blickpunkt gewählt und dabei den Kopf der
beiden abgeschnitten. Er nimmt uns auf diese Weise mit auf die Augenhöhe
eines Kindes, was die Situation besonders bedrohlich erscheinen lässt.
Gewonnen hat das Foto deshalb jedoch noch nicht. Seine Preiswürdigkeit
entsteht erst, weil es Bezüge zu vielen aktuellen Diskursen aufweist.
Vordergründig ist dies die natürlich die von US-Präsident Donald Trump
ausgerufene Null-Toleranz-Politik bei illegalen Grenzübertritten von
Mexiko in die USA. Es geht jedoch auch um Migration insgesamt und die
sozialen Probleme, die mit der Globalisierung einhergehen. Die
Jurymitglieder beschrieben das Bild deshalb mit Worten wie überraschend,
einzigartig oder auch relevant. Zugleich wurde die psychologische
Komponente von Gewalt hervorgehoben, die auf anderen Pressefotos des
Jahres bisher nicht in dieser Form zu sehen war.

Welche Folgen hat diese Entscheidung für den US-Fotografen John Moore,
der das Foto im Juni 2018 aufgenommen hat?

Manchmal geht der Preis an Menschen, die sich noch in einem frühen Stadium
ihrer Karriere befinden oder gar völlig Unbekannte sind. Da hat die
Auszeichnung natürlich eine immense Bedeutung. Bei John Moore ist dies
nicht der Fall. Er hat unter anderem bereits den Pulitzer-Preis gewonnen
sowie die Robert-Capa-Goldmedallie, die für herausragende Kriegsreportagen
verliehen wird. Das Pressefoto des Jahres ist hier also eher die
Bestätigung, dass er zu den derzeit führenden Persönlichkeiten im Feld des
Fotojournalismus zählt. Der mit der Wahl verbundene Geldpreis von 10.000
Euro fällt dabei kaum ins Gewicht. Weitaus wichtiger ist, dass Moores Foto
sozusagen das Gesicht der weltweiten Ausstellung sein wird, die jedes Jahr
aufs Neue von vielen Millionen Menschen gesehen wird. World Press Photo
versteckt diese Ausstellung ja nicht in Galerien, sondern zeigt sie ganz
bewusst auch an Orten wie Einkaufszentren oder Bahnhöfen. Außerdem wird
Moores Foto groß auf das Jahrbuch gedruckt, das vor allem Menschen
erreicht, die konkret im Fotojournalismus tätig sind. Er definiert damit
einen wahrnehmbaren Standard, der erfahrungsgemäß von jungen Fotografinnen
und Fotografen aufgegriffen und in die eigene Arbeit integriert wird.

Häufig entsteht nach Bekanntgabe der Entscheidung eine mitunter hitzig
geführte Diskussion. Woran liegt das?

Zunächst einmal hat das mit der schieren Größe des Wettbewerbs zu tun: Das
Pressefoto des Jahres wird aus Zehntausenden von Fotos ausgewählt, die
Tausende von professionellen Fotografinnen und Fotografen einsenden. Am
Ende ein einziges Bild herauszugreifen, muss angesichts der extrem hohen
Qualität des Materials Diskussionen provozieren. Außerdem liegt es an dem
Bildinhalt selbst: Das Siegerfoto setzt sich immer mit einem Thema
auseinander, das aus Sicht des Journalismus besonders wichtig ist. Mit der
Entscheidung der Jury ist also indirekt auch die Aussage verknüpft, dass
im vergangenen Jahr ein ganz bestimmtes Problem für die Menschheit von
zentraler Bedeutung war. Meist ist dies ein Krieg, eine Katastrophe oder
eben wie dieses Mal ein soziales Problem. Da logischerweise nur ein Foto
gewinnen kann, kommen ebenfalls wichtige Themen an dieser Stelle also
nicht zum Zug. Außerdem kann Pressefotografie immer nur einen Ausschnitt
aus der Wirklichkeit zeigen. Wenn dieser Ausschnitt nicht dem Weltbild des
Betrachters entspricht, kann dies Verärgerung und Ablehnung provozieren.
Und es hat natürlich mit der Art der Vermittlung zu tun: Die genannten
Themen manifestieren sich regelmäßig in der Abbildung konkret leidender
oder gar toter Menschen, was für das Publikum oft schwer zu ertragen ist
und regelmäßig für Empörung sorgt.

Was ist die Ursache dieser Empörung?

In unserer Gesellschaft gibt es eine tief verankerte Norm, nach der
Menschen in Not nicht fotografiert werden sollten. Kinder werden meist
lachend, aber nur selten weinend abgebildet. Das diesjährige Siegerbild
verletzt diesen Standard konsequent, um dem Publikum die Situation an der
Grenze bewusst zu machen. Wer bei Autounfällen die Opfer fotografiert,
wird zurecht als Gaffer kritisiert. Die im späten 19. Jahrhundert noch
gebräuchliche Totenfotografie, bei der frisch verstorbene Verwandte oder
Prominente portraitiert wurden, würde heute als pietätlos gelten. Die
Pressefotografie ignoriert in bestimmten Situationen all diese
Konventionen, um stattdessen ihren eigenen beruflichen Normen zu folgen.
Sie ist ja eigentlich ein Werkzeug, das Öffentlichkeit herstellen soll und
komplexe oder auch abstrakte Themen in konkrete Bildinhalte übersetzt. Das
Schicksal von Menschen eignet sich dafür bedauerlicherweise besonders gut,
weil wir empathische Wesen sind.

Was macht ein Pressefoto des Jahres aus?

Drei Zutaten lassen sich relativ einfach benennen: Das Thema ist
hochrelevant. Die Technik ist einwandfrei. Die Komposition bringt den
Bildinhalt perfekt zur Geltung. Aber es kann noch etwas nur schwer zu
Greifendes hinzukommen, das beispielsweise der weltberühmte Fotograf Henri
Cartier-Bresson als den "entscheidenden Augenblick" beschrieben hat.
Gemeint ist damit, dass ein Foto idealerweise genau den flüchtigen
Bruchteil einer Sekunde zeigt, der den Inhalt besser als jeder andere
transportiert. In mitunter zermürbenden Diskussionen sucht eine
internationale Jury nach dem einen Foto, das all dies beinhaltet. Zum
Einsatz kommen dabei übrigens nur Profis, die selbst in Bildagenturen oder
bei bedeutsamen Magazinen arbeiten, beispielsweise als Redakteur oder
Fotograf. Wer am Wettbewerb teilnehmen will, muss übrigens selbst auch im
Fotojournalismus arbeiten. Das ist ein unumstößliches Prinzip des
Wettbewerbs. Es wurde nicht einmal 1969 aufgeweicht, als ein Foto von der
Mondlandung eingereicht worden war - Neil Armstrong wurde damals trotz
seiner enormen Prominenz nicht als professioneller Fotograf anerkannt.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.worldpressphoto.org/collection/photo/2019/38262/1/John-Moore-(2)

- Link zum Pressefoto des Jahres 2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 12.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERNATIONAL/223: Argentinien - TV Pública beklagt Zensur (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien 

TV Pública beklagt Zensur



(Buenos Aires, 2. April 2019, anred) - Mitarbeiter*innen der
Nachrichtenredaktion des staatlichen argentinischen Fernsehsenders TV
Pública [1] beklagen eine Beeinträchtigung ihrer Arbeit. Diese sei auf
Anordnung des Chefs der Nachrichtenredaktion des Senders, Néstor
Sclauzero, sowie des Ministers für öffentliche Medien, Hernán Lombardi
[2] erfolgt. "Mitten im Wahljahr und sieben Monate vor den Wahlen darf
kein Journalist der Nachrichtenredaktion eine Nachrichtensendung
moderieren", monieren die Journalist*innen in einer Pressemitteilung.
Das habe es in der Geschichte des seit 1951 bestehenden Senders noch
nie gegeben. Sie mutmaßen, die Behörden wollten eine
"Nachrichtensendung, die nicht von sozialen Konflikten und
Arbeitskämpfen berichtet", die eine Konsequenz der Wirtschaftskrise,
der Abwertung der argentinischen Währung und der Verarmung der
Bevölkerung seien. Die Mitarbeiter*innen kündigten Versammlungen und
Proteste an.

In ihrer Erklärung beklagen sie einen steigenden Druck auf ihre
Arbeit. Die fest angestellten und regierungsunabhängigen
Journalist*innen würden durch ihren Vorgesetzten Sclauzero, der auch
Präsident des Argentinischen Journalismusforums FOPEA ist, sowie durch
den zuständigen Minister Lombardi benachteiligt.


Unbequeme Nachrichten sollen verdrängt werden

Externe Moderator*innen seien persönlich ernannt worden, um sie als
Politikbeauftragte und Nachrichtensprecher*innen einzusetzen.
Kolumnist*innen seien ohne öffentliche Ausschreibung in Bereichen
eingestellt worden, in denen bereits fachlich anerkannte
Mitarbeiter*innen arbeiten. Zudem werde die Onlineredaktion seit einem
Jahr von Mitarbeiter*innen fern des Informationssektors geleitet.

Weiter heißt es in der Erklärung, dass die Webseite von TV Pública und
die Kanäle in den sozialen Netzwerken seit Ende März keine
Fernsehnachrichten mehr verbreiten. Dies sei ein Versuch, die Inhalte
zu "deckeln" und zu verhindern, dass Nachrichten verbreitet würden,
die für die Regierung unbequem seien.

Doch man könne die Sonne nicht mit einem Finger verdecken, schreiben
die Mitarbeiter*innen von TV Pública, und schon gar nicht mit Druck
und Zensur. Für den Fall, dass die Behörden nicht einlenken, kündigen
sie "Spontanversammlungen" an, die das Fernsehprogramm beeinträchtigen
könnten.


Anmerkungen:

[1] https://de.wikipedia.org/wiki/Canal_7_(Argentinien)

[2] https://amerika21.de/2015/12/138046/macri-staatliche-medien


URL des Artikels:

https://www.npla.de/allgemein/tv-publica-beklagt-zensur/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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FEATURE/1227: Deutschlandfunk - Albtraum Unterhalt, 16.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Albtraum Unterhalt

Wenn Kinder für Rabeneltern haften müssen

Von Dorothea Brummerloh

Deutschlandfunk 2019

Das Feature

Dienstag, 16. April 2019, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Laut BGB haben Kinder gegenüber ihren Eltern Anspruch auf Unterhalt,
umgekehrt ist es genauso. Wenn man ein gutes Verhältnis zu seinen
Eltern hat, ist das kein Problem. Die Eltern haben gegeben, also gibt
man gern zurück. Was aber, wenn die Eltern nie gegeben haben? Wenn die
Mutter Alkoholikerin war oder der Vater geschlagen hat? Mit der
alternden Gesellschaft wächst auch der Bedarf an Heim- und
Pflegeplätzen. Jedes Jahr kostet diese Pflege mehr als 20 Milliarden
Euro, die sich fast jeder Sechste nicht leisten kann. Dann springt der
Staat ein. Doch dieses System stößt an Grenzen und so prüfen
Sozialämter, ob zahlungsfähige Kinder die Kosten übernehmen können.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/1923: WDR 3 - "Ende der Saison" von Klaus Fehling, 17.4.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 12. April
2019

Ende der Saison

von Klaus Fehling

Mit Samuel Weiss, Janina Sachau, Carlos Lobo, Robert Dölle, Therese
Dürrenberger u. a.

Regie: Jörg Schlüter

Technische Realisation: Jürgen Glosemeyer und Sebastian Nohl

Produktion: WDR 2019

WDR 3 Hörspiel 

17.04.2019, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3



Eine unheilbare Krankheit diagnostiziert zu bekommen, ist das eine -
mit ihr zu leben, etwas völlig anderes.

Zu jeder Krankheitsdiagnose gehört auch der Versuch, sie mit
Medikamenten zu befrieden. Und die Reaktionen auf die Therapie sind
höchst individuell. Und so lernt der Chronist aus "Nicht mein Bein"
mit seinen eigenen Reaktionen zu leben - und denen seiner Umwelt. Ein
lakonisch-poetischer Bericht über die "Honeymoon-Phase", verfärbten
Urin, überforderte Beziehungen und plötzlichen Bewegungsdrang.

Redaktion: Thomas Leutzbach

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 12. April 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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HÖRSPIEL/1922: Deutschlandfunk Kultur - "Bashir Lazhar", 17.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Bashir Lazhar

Von Evelyne de la Chenelière

Regie: Beatrix Ackers

SR/DLR Berlin 2003/54?26

Hörspiel

Mittwoch, 17. April 2019, 21.30 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Bashir Lazhar ist Algerier, in Québec gestrandet. Sein Antrag auf
politisches Asyl läuft, die Familie soll nachkommen. Er sucht nach
Arbeit, obwohl er gar keine Erlaubnis hat. Da bietet sich eine
Gelegenheit: Als eine junge Lehrerin Selbstmord begeht, wird Bashir
Lazhar kurzerhand als Ersatzlehrer engagiert. Sein Unterrichtsstil ist
in den Augen seiner Kollegen aber so konventionell, dass er Befremden
und Misstrauen hervorruft.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1873: Deutschlandfunk - 25 Jahre Poetry-Slams Berlin, 17.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Hauptstadt der Dichter

25 Jahre Poetry-Slams Berlin

Von Luigi Lauer

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 17. April 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Der erste Poetry-Slam Deutschlands fand 1994 in Berlin statt. Die Idee
des Dichterwettstreits fiel besonders bei jungen Autorinnen und
Autoren auf fruchtbaren Boden. Bereits drei Jahre später wurden die
ersten deutschsprachigen Meisterschaften ausgetragen. Seitdem hat sich
in Berlin eine vielfältige und reichhaltige Szene entwickelt und
Künstlerinnen und Künstler wie Sarah Bosetti oder Till Reiners
hervorgebracht, deren kabarettistische Qualitäten inzwischen auch in
satirischen Fernsehsendungen gefragt sind.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2867: BR-KLASSIK - Klavierabend mit Boris Giltburg, 16.4.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 21. März 2019

Klavierabend mit Boris Giltburg

BR-KLASSIK - Studiokonzert

Dienstag, 16. April, ab 20.05 Uhr live, BR-KLASSIK



Der 1984 in Moskau geborene israelische Pianist Boris Giltburg tritt
am 16. April 2019 mit Werken von Dmitri Schostakowitsch, Sergej
Prokofjew und Sergej Rachmaninow im Studio 2 des Bayerischen Rundfunks
auf. Konzertbeginn ist um 20.00 Uhr, BR-KLASSIK/Hörfunk überträgt
live.

Zu viele Pianisten in der Familie? Die Mutter von Boris Giltburg war
nicht gerade begeistert, als ihr fünfjähriger Sohn auch Klavierspielen
lernen wollte: Nicht nur sie selbst, auch die Großmutter sowie die
Urgroßmutter waren bereits Pianistinnen.

Letztlich jedoch siegte die Leidenschaft für die Musik:
Nach frühen Erfolgen auf der Bühne und einem Musikstudium in Tel Aviv
gelang Boris Giltburg nach seinem Sieg beim Concours Reine Elisabeth
(Königin-Elisabeth-Wettbewerb) 2013 in Brüssel der internationale
Durchbruch. Zuletzt wurde er im Herbst 2018 mit dem Opus Klassik für
"Solistische Einspielung des Jahres" (Musik des 20./21. Jahrhunderts)
ausgezeichnet.

Boris Giltburg gilt mit seiner stupenden Technik und seiner tief
verwurzelten Musikalität als einer der beeindruckendsten Pianisten
seiner Generation. Nicht nur als Interpret am Klavier, auch mit seinen
Texten über Musik ist Boris Giltburg zu einem modernen
Klassikvermittler geworden.


Programm

Dmitrij Schostakowitsch: Streichquartett F-Dur, op. 73 (arrangiert von
Boris Giltburg)

Sergej Prokofiew: Klaviersonate a-Moll, op. 28

Sergej Rachmaninow: Préludes, op. 32

Moderation: Falk Häfner

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 21. März 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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MUSIK/2866: Deutschlandfunk Kultur - Wer ist der, so von Edom kömmt, 16.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wer ist der, so von Edom kömmt

Rätsel um ein Passions-Oratorium aus Johann Sebastian Bachs
Aufführungsrepertoire

Von Andreas Glöckner

Alte Musik

Dienstag, 16. April 2019, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Zu den besonders brisanten Handschriften aus dem Besitz Carl Philipp
Emanuel Bachs gehört das Manuskript einer Passionsmusik, welches in
dessen Nachlassverzeichnis als "Eine Paßion von C. H. Graun, mit
vortrefflichen 4- und 5-stimmigen Chören und Fugen, in Partitur"
erscheint. Längere Zeit wurde in der Forschung gerätselt, ob die
Passion auf die Notenbibliothek seines Vaters zurückgeht
beziehungsweise von diesem auch aufgeführt wurde. Es basiert auf der
Passionskantate Carl Heinrich Grauns "Ein Lämmlein geht und trägt die
Schuld" und wurde mit Sätzen von Georg Philipp Telemann und Johann
Sebastian Bach zu einem Pasticcio erweitert. War Bach selbst der
Urheber und bietet die Bearbeitung sogar Hinweise auf eine seiner
verschollenen Passionen? Noch immer ist das Rätsel um dieses Pasticcio
erst ansatzweise gelöst.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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STANDPUNKT/038: ARD-aktuell - Bei Kolumbien gucken wir weg (Volker Bräutigam, Friedhelm Klinkhammer)


Dr. Gniffkes Macht um acht

ARD-aktuell: Bei Kolumbien gucken wir weg

Die Heckenschützen der Tagesschau feuern nur auf Ziele nach Vorgabe
der Bundesregierung

Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam, 14. April 2019



Vergleichen ist bekanntlich ein Lernverfahren. Rückschluss: Wird
Ihnen, dem Fernsehnachrichten-Konsumenten, eine bedeutende
Vergleichsmöglichkeit vorenthalten - ARD-aktuell ist darin routiniert -
 dann wird Ihnen der Zugang zu Erkenntnissen erschwert,
schlimmstenfalls sogar verschlossen. Sie werden manipuliert. Ihre
Entscheidungsfähigkeit, Ihre soziale Kompetenz, Ihre Souveränität sind
berührt. Wie das im Einzelfall vor sich geht, soll hier eine Kritik an
der Nachrichtengestaltung über Kolumbien aufzeigen. Im Unterschied zur
verstiegenen Berichterstattung über das Nachbarland Venezuela findet
der miserable Alltag der Kolumbianer kaum Berücksichtigung in der
Tagesschau. Das "Flaggschiff der ARD" hat Schlagseite. Und das ist
gewollt so.

Wenn es gilt, vermeintlichen Machtmissbrauch, Mangelwirtschaft,
soziale Fehlentwicklungen oder Demokratiedefizite in Russland, in der
Volksrepublik China, in Syrien oder jetzt gerade in Venezuela
anzuprangern, dann ist die ARD-aktuell kaum zu bremsen. Sie
"berichtet" bis zur völligen Abstumpfung des Zuschauers, in allen
Formaten und Varianten. Ihre Übertreibungen relativiert sie nicht,
ihre Falschmeldungen korrigiert sie nicht; sie beschuldigt und
behauptet, statt getreulich zu beschreiben und zu belegen. Es soll, es
muss was hängen bleiben an jenen "Regimes" und "Machthabern", die
nicht so sind und sein wollen, wie der Wertewesten und seine
Leitmedien inklusive ARD-aktuell sie gerne hätten.

Vor der eigenen Tür kehrt man im Wertewesten nicht. Ob Gegengewalt
protestierender Gelbwesten in Frankreich, jugendliche palästinensische
Opfer israelischer Scharfschützen, faschistoide Rechtsbeugung in
spanischen Schauprozessen gegen Katalanen und Basken, Nazi-Umtriebe in
der Ukraine oder Friedensdemonstrationen und Blockaden im pfälzischen
Ramstein: Schon ist die ARD-aktuell wortkarg. Oder Chefredakteur
Gniffke lässt die "Staatsräson-Karte" ziehen, dann folgt ein
Propaganda-Exkurs.

Unverkennbar und erweislich orientiert sich die Nachrichtenauswahl
dieser Qualitätstruppe an Blickwinkel und Partikularinteresse der
Merkel-Regierung. Die Gniffkes ecken nicht an. Das unterscheidet
Regierungsfunker und Hofberichterstatter vom Journalisten. Der fände
sich fragwürdig und verächtlich gemacht, wenn man ihn als
"Qualitätsjournalist" bezeichnete.

Vergleichen wir die Berichterstattung über Kolumbien mit jener über
den Nachbarstaat Venezuela: Der deutliche Unterschied in der
Aufmerksamkeit für Menschenrechts- und Demokratie-Defizite zeigt einen
Zynismus, vor dem viele Nachrichtenschreiber der
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten nur so strotzen. Zugleich
entblößt er, wie weit Gniffkes Leute Heuchelei und Doppelmoral der
"Westliche Werte-Gemeinschaft" in den eigenen Arbeitsstil aufgenommen
haben.

Die Bundesregierung unterhielt bis zum Rauswurf ihres Botschafters
Kriener aus Venezuela zwar diplomatische Beziehungen zu Caracas, aber
von deren Pflege kann schon seit zwei Jahrzehnten keine Rede mehr
sein. Gehässig und in typisch deutscher Arroganz betrachten das
Kabinett Merkel und die Bundestagsmehrheit den Aufbau des Sozialismus
in Venezuela und gestalten den Umgang mit der Regierung Maduro
entsprechend destruktiv. Ganz anders hingegen sehen die deutsche
Einschätzung Kolumbiens und der Umgangsstil mit diesem Land aus:

"Deutschland und Kolumbien pflegen enge politische,
 wirtschaftliche und kulturelle Beziehungen. Kolumbien gehört zu den
 Kooperationsländern der deutschen Entwicklungszusammenarbeit, mit
 denen die Bundesrepublik auf Basis zwischenstaatlich vereinbarter
 Verträge eng zusammenarbeitet. Die Zusammenarbeit besteht seit mehr
 als 50 Jahren...." (1) 



Was kümmert es Merkel und Co., dass 27 (!) Prozent der kolumbianischen
Bevölkerung unterhalb der nationalen Armutsgrenze leben - und die
liegt klaftertief unter der deutschen! - und dass 6,5 Prozent
Hungersymptome zeigen? Und was kümmert das die Tagesschau? Die hat
keine Zeit für Kolumbiens Elende, sie muss doch andauernd wegen der
Armen in Venezuela kritteln und stänkern...

Einkommen und Vermögen in Kolumbien sind im regionalen wie auch im
globalen Vergleich extrem ungerecht verteilt. Nach dem sogenannten
Gini-Index (Statistik zur Darstellung von Ungleichverteilungen) gehört
Kolumbien zu den zehn Ländern mit der größten Ungleichheit weltweit.

Im Index der "menschlichen Entwicklung" liegt Kolumbien 14 Ränge
hinter Venezuela. (2) Von Beachtung und Schutz der Menschenrechte ist
in Kolumbien, anders als in Venezuela, kaum eine Spur zu finden. Im
Welt-Ranking für Pressefreiheit rangiert Kolumbien auf Platz 130, tief
im unteren Drittel. (3) Massenüberwachung, Morde, schwere
Körperverletzung, Psychoterror und Einschüchterung bestimmen den
journalistischen Alltag.

Die Wahrheitskommission zur Befriedung der kolumbianischen
Gesellschaft und zur Aussöhnung mit der FARC-Guerilla (4) sowie die
Sonderermittlungseinheit der Generalstaatsanwaltschaft zur
Zerschlagung krimineller Organisationen sind auf sich gestellt und
werden von der kolumbianischen Regierung kaum unterstützt. Die
Todesschwadronen der Großgrundbesitzer können schalten und walten.
Nach Angaben der staatlichen Ombudsbehörde haben Angriffe auf
Verfechter der Menschenrechte in den letzten drei Jahren drastisch
zugenommen: 431 mutige Männer und Frauen wurden in den vergangenen
drei Jahren ermordet. Allein im Jahr 2018 waren es 172. Dennoch habe
die "Nationale Kommission für Sicherheitsgarantien" fünf Monate lang
nicht getagt, klagt das katholische Hilfswerk Misereor. (5)

Interessieren die miserablen menschenverachtenden Zustände die
deutsche Regierung? Nein. Was folgt daraus für die
Nachrichtengestaltung der ARD-aktuell? Ignorieren, wegschauen,
schweigen. Ergo fand auch der gewaltsame Tod jener elf Menschen nur
qualitätsjournalistisches Desinteresse, die vor einigen Tagen für ihre
Rechte demonstriert hatten und dafür mit ihrem Leben bezahlen mussten.
(6) Elf Tote? Das waren doch bloß indigene Kolumbianer...

Die Indigenen (7) hatten protestiert, weil mehr als 1.300 Zusagen
nicht eingelöst worden waren, die ihnen von den letzten Regierungen
gegeben worden waren. 1.300 (!) Einzelgarantien, unter anderem die
gleichberechtigte Aufnahme der ethnischen Gruppen in den Nationalen
Entwicklungsplan und die Anerkennung der landlosen Bauern als
Rechtssubjekte.

Bitte beachten Sie den Unterschied: Wenn ein venezolanischer
Großbürger Guaidó sich selbst zum Präsidenten ernennt, weil ihn die
USA für den Putschversuch abgerichtet und geschmiert haben, ist er
wochenlang ein Aufmacher-Thema für die Tagesschau. Obwohl er nichts
als ein windiger krimineller Aufwiegler ist, dem allerdings der
deutsche Außenminister Heiko der Große umgehend seinen Segen gab. Wenn
hingegen elf kolumbianische Indigene demonstrieren, um zu bekommen,
was ihnen zusteht und ihre Regierung ihnen versprach und aufgrund
ihres Protests massakriert werden, dann behält der Qualitätsjournalist
das für sich. Was sagt solche Nachrichtengewichtung über ARD-aktuell
aus?

Die Hamburger Experten im Selektieren bieten zwecks Verschleierung
ihres Missbrauchs politisch genehme Menschel-Geschichten (engl.:
stories with human touch) aus dem Grenzland. Sie lenken das
Augenmerk von Kolumbien ab und auf die als "humanitäre Hilfsaktion"
ausgegebenen Umsturzmanöver des CIA-Hampelmannes Guaidó an der
venezolanisch-kolumbianischen Grenze. In der Begleitberichterstattung
aus dem kolumbianischen Städtchen Cucuta gilt die journalistische
Aufmerksamkeit plötzlich dem Los schwangerer Frauen - aus Venezuela.
Das Schicksal verarmter und verfolgter schwangerer Frauen in Kolumbien
interessiert hingegen einen Dreck. Herz-Schmerz-Journalismus im
Interesse eines reaktionären, von den USA gesponserten Großmauls ist
angesagt. (8)

Das Leid von Frauen und Kindern als Thema der politischen Propaganda
gilt nicht erst seit Nazis Zeiten als hocheffizient. Missbräuchliche,
manipulative Appelle an menschenfreundliche Empfindsamkeit scheinen in
unserer Zeit aber von Krieg zu Krieg an Intensität noch zuzunehmen.
ARD-aktuell spielt das widerwärtige Spiel mit. Ohne Rücksicht auf
staatsvertragliche Pflichten, journalistische Grundsätze,
berufsethische und moralische Grenzen: Der von "Weißhelmen" angeblich
aus Trümmern geborgene Bub Omram und das "Twittermädchen" Bana Alabed
aus Aleppo oder auch die im Irakkrieg entführte US-amerikanische
Soldatin Jessica Lynch sind Protagonisten dafür, wie eine verkommene
Journalistenriege das Mitgefühl ihres Publikums benutzt und parteiisch
kanalisiert. (9, 10)

"Schwangere Frauen suchen verzweifelt Hilfe im Nachbarland Kolumbien,
die ihnen dort trotz eigener Schwierigkeiten solidarisch gewährt
wird": Das ist das Schema der hier angesprochenen Story. Sie
assoziiert die Beschuldigung, "sozialistische venezolanische Behörden
verweigern schwangeren Frauen humanitäre Unterstützung, aber die
Kolumbianer, der eigenen Armut trotzend, erweisen sich als grenzenlos
hilfsbereit."

Früher fanden solche verlogenen Schmalzgeschichten allenfalls Platz in
der Yellow Press. Heute entsprechen sie dem ARD-aktuell-Niveau. Sie
erklären weder den Konflikt in Venezuela noch erhellen sie die
Verhältnisse in Kolumbien. Sie sagen nichts Substanzielles über
Südamerika, aber alles über redaktionelle Unanständigkeit. Der Beitrag
entspricht in der Zielsetzung dem, was der US-Geheimdienst CIA vor 15
Jahren schon für die Berichterstattung aus Afghanistan empfohlen
hatte:

"Afghanische Frauen sind der ideale Botschafter, um den Kampf
 der ISAF-Truppen gegen die Taliban human erscheinen zu lassen."
 (11) 



Unter solch einem Sichtschutz lassen sich die gemeinsten
Kriegsverbrechen begehen und kaschieren, in Afghanistan und weltweit.
Logisch, er eignet sich auch zum Verschleiern der Lage in Kolumbien.
Aktuell heißt das Gebot: Mund halten über Kolumbiens Elend; wenn schon
Information, dann über Venezuela und nach Möglichkeit gemäß der Formel
"Mütter gegen Machthaber Maduro".

Warum soviel Verschwiegenheit bezüglich Kolumbiens? Weil es über keine
überragenden Ölvorkommen verfügt und daher nicht von so großer
geostrategischer Bedeutung ist wie Venezuela? Weil es als Heimat des
Koka-Anbaus und der Drogenkartelle allenfalls literarisches Interesse
finden darf? (Wer liest schon noch Bücher). Und weil die deutsche
Regierung Kolumbien zum bevorzugten Handelspartner in Südamerika
auserkoren hat, damit jedoch ebensowenig unangenehm auffallen will wie
mit ihrer lebhaften Unterstützung, Kolumbien als "globalen Partner" in
das NATO-Militärbündnis einzubeziehen? (12) Soll das alles dem
kritischen Blick des deutschen Beobachters entzogen bleiben?

Soweit ist die ARD-aktuell inzwischen verkommen: In Kolumbien sind
dank seiner erbärmlichen sozialen Zustände und der allgegenwärtigen
mörderischen Gewalt 7,5 Millionen Binnenflüchtlinge unterwegs (13) -
mehr als in Syrien! - , die nicht einmal dann Erwähnung in der
öffentlich-rechtlichen Nachrichtenshow finden, wenn die vollkommen
beweislos über angeblich eine Million (!) Venezolaner berichtet (14),
die - ausgerechnet! - nach Kolumbien geflohen seien. Kein Wort über
die unzähligen Menschenrechtsverletzungen dortselbst. Nichts über das
vollständige Versagen der Behörden, Gewalttaten zu verhindern oder
wenigstens strafrechtlich zu verfolgen.

Über Rechtlosigkeit und Terror schweigt die ARD-aktuell einfach
hinweg. Sie schickt lieber der Bundesregierung ergebene Luftküsschen
nach Berlin und unterschlägt derweil die Verbrechen der
kolumbianischen Paramilitärs und deren Vernetzung mit Armeeführung,
Großgrundbesitzern und politischem Establishment. Entführung, Folter,
Verstümmelung und Ermordung von Kritikern, Anschläge auf
Gewerkschafter, ungezählte "Verschwundene", Strafvereitelung seitens
der Behörden: Über dieses Kolumbien berichtet die Tagesschau nicht.
(15, 16)

Stattdessen so herum: Unter dem Titel "Kolumbien: Tief gespalten und
verunsichert" (17) bietet tagesschau.de einen Text nach den Regeln des
desinformativen Schreibens: Nenne keine Ursachen und keine
Verantwortlichen. Gib keinen Hinweis auf Illegales und Illegitimes.
Beschreibe keinen Kontext und keine historischen Zusammenhänge.
Verschweige vor allem staatliche Repression, verschweige mörderisches
Treiben der Plutokraten, jener kleinen Oberschicht, die das Volk
terrorisiert und verantwortlich ist für das Aufkommen revolutionärer
Guerilla-Organisationen.

ARD-aktuell berichtet in typischer Oberflächlichkeit über die
festgefahrenen Verhandlungen mit den kolumbianischen Rebellengruppen
und über das Attentat auf eine Polizeischule mit 21 Toten, ausgeübt
von Guilleros der Gruppe ELN. Unverkennbar teilt die Redaktion dabei
aber den Blickwinkel der kolumbianischen Elite. Deshalb findet sich im
Text auch kein Wort darüber, dass die Vereinten Nationen kürzlich in
einem Bericht über die Lage in Kolumbien nach dem Friedensschluss mit
der Rebellengruppe FARC beklagt haben, seither seien 85 von deren
ehemaligen Kämpfern ermordet worden, 14 erst in den letzten drei
Monaten. Seit Jahresbeginn seien zudem weitere vier politisch
motivierte Morde bekannt geworden. (18)

Stattdessen ist bei tagesschau.de zu lesen:

"Zahlreiche bewaffnete Gruppen streiten sich um das Erbe der
 FARC, ihre Drogenrouten und Koka-Plantagen - das Geschäft boomt."
 (s. Anm. 17) 



Diese Halbwahrheit über ein vorgebliches "Erbe" der FARC als Objekt
konkurrierender Kämpfergruppen ist pure Meinungsmache. Erstens werden
dabei die Ursachen der Gewalt ignoriert, nämlich die vollkommene
Verelendung der Massen in einer anarchische Zustände fördernden
Plutokratie. Es wird dabei zugleich übergangen, dass neben einigen
"linken" bewaffneten Gruppen auch rechtsradikale Paramilitärs im
Auftrag der Eliten beteiligt sind und dass sogar staatliche
Sicherheitskräfte beim Handel mit Drogen als einem wesentlichen
"Wirtschaftsfaktor" mitmachen.

Allein im Jahr 2017 sind laut Verteidigungsminister Luis Carlos
Villegas 927 Polizisten und 132 Militärs wegen verschiedener
"Irregularitäten" ihrer Ämter enthoben worden. (19) Welche Verbrechen
verbergen sich konkret hinter so einer verschleiernden Formel? Wurden
die geschassten Uniformierten in Abhängigkeit von der Schwere ihrer
Straftaten verurteilt? Antworten darauf finden sich nicht.

Auch tagesschau.de erweist sich da nicht als bemüht aufklärerisch. Im
Gegenteil, die ARD-aktuell malt ein verständnisvoll retuschiertes Bild
von Kolumbien, ganz im Sinne und im Interesse der deutschen
Bundesregierung. Erschiene der "NATO-Globalpartner" Kolumbien
verdientermaßen im Lichte eines von Grund auf verdorbenen und
korrupten Staatswesens mit kriminellen Strukturen, dann fiele das
zumindest teilweise auf unsere Regierung zurück; sie stünde
unausgesprochen unter Anklage der billigenden Mitwisserschaft und der
Kumpanei mit Politgangstern.

Das geht natürlich gar nicht. Es würde schließlich bestätigen, dass
aus Berliner Sicht jedes Regime, auch ein bezüglich der
Menschenrechtslage indiskutables, ein Verbündeter sein kann, wenn es
nur auf transatlantischer "Linie" liegt. Zur Verschleierung dieser
politischen Amoral und humanitären Prinzipienlosigkeit erzeugen die
Regierung und die ihr hörigen Medien fürs deutsche Publikum eine Fata
Morgana mit den Illusionen "Demokratie" und "Menschenrechte".

Deutschland ist mit einem Volumen von 2,35 Milliarden Euro (2017)
größter Handelspartner Kolumbiens in der Europäischen Union. Wie
schädlich-schändlich dieser Handel aussieht, zeigt die Begründung
einer Anfrage der Grünen an die Bundesregierung:

"Neben Russland und den USA ist Kolumbien der wichtigste
 Lieferant von Kraftwerkskohle. ... Laut kolumbianischen und
 internationalen Menschenrechtsorganisationen kommt es beim
 Steinkohleabbau in Kolumbien zu schweren Menschenrechtsverletzungen
 und gravierender Umweltzerstörung. Die Steinkohlegewinnung führt zu
 massenhaften Vertreibungen und Gewaltakten gegen die
 Zivilbevölkerung sowie gegen Umweltaktivistinnen und
 Umweltaktivisten und Kritikerinnen und Kritiker der sozialen und
 ökologischen Ausbeutung." (20, 21) 



Zu ergänzen wäre hier: Die kolumbianische Kohleproduktion ist voll im
Griff weniger internationaler Konzerne mit Sitz in den USA bzw. der
Schweiz; es bestehen auch enge Verbindungen zu deutschen Unternehmen.
Menschenrechtler bezeichnen die Herrschaftspraxis der Konzerne über
die kolumbianischen Ressourcen als "Kohlekolonialismus". Seine Profite
werden den Kolumbianern weitgehend vorenthalten und ins Ausland
transferiert. (22)

Die Bundesregierung bestätigt zwar, Kenntnis von Morden, Vertreibungen
und Menschenrechtsverletzungen im Zusammenhang mit dem
Steinkohlebergbau zu haben, lässt aber gleichzeitig erkennen, dass sie
effektiv nichts dagegen unternimmt. Weder werden Sanktionen verfügt
noch Handelseinschränkungen veranlasst noch politischer Druck in
anderer Form ausgeübt. Über die Gewaltexzesse habe man - so die
Antwort auf die Anfrage - mit der kolumbianischen Regierung gesprochen
und die Berliner "Sorge" hinsichtlich der prekären
Menschenrechtssituation und der Bedrohung und Verfolgung von sozialen
Aktivisten zum Ausdruck gebracht. Aber letztlich sei es Angelegenheit
der EU, sich mit der Problematik zu befassen.

Und wie reagieren die Grünen auf solche oberfaulen Ausweichmanöver?
Wie reagiert die gesamte Opposition im Bundestag? Was machen die
korporierten Massenmedien aus dem Vorgang? Und die Tagesschau?

Mit anderen Worten: Uns hat scheißegal zu sein, was in Kolumbiens
Kohlerevieren wirklich passiert. Hauptsache, wir kriegen, was wir
haben wollen ...

Diese "anderen Worte" werden natürlich nicht vom Tagesschau-Sprecher
geäußert. Sein Laden vermittelt neutralistisch das Bild einer
sachgerecht arbeitenden deutschen Regierung. Obwohl die parteiisch
jede Gelegenheit nutzt, verbale Attacken wegen
"Menschenrechtsdefiziten" gegen Venezuela, China oder Russland zu
reiten, zugleich aber auf ganzer Linie versagt, wenn wirtschaftliche
Interessen unserer Geldeliten ein angemessenes Engagement zum Beispiel
in Kolumbien als nicht ratsam erscheinen lassen.

Die Tagesschau ist unabhängig, objektiv und überparteilich, sagt ihr
Chef. Stimmt ja, es gehört zu Dr. Gniffkes "vornehmsten Aufgaben ...
Illusion zu erzeugen und aufrechtzuerhalten." (23)


Quellen:

(1) https://www.auswaertiges-amt.de/de/aussenpolitik/laender/kolumbien-node/-/201522#content_l
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(3) https://www.reporter-ohne-grenzen.de/kolumbien/ueberblick/

(4) https://www.frieden-fragen.de/entdecken/aktuelle-kriege/kolumbien/was-ist-die-farc.html

(5) https://www.misereor.de/presse/pressemeldungen-misereor/kolumbien-menschenrechtsverteidiger-innen-schuetzen-friedensgespraeche-muessen-fortgesetzt-werden/

(6) https://amerika21.de/2019/04/224597/protest-kolumbien

(7) http://www.indigene.de/76.html?&L=1

(8) https://www.tagesschau.de/ausland/venezuela-cucuta-103.html
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(17) https://www.tagesschau.de/ausland/kolumbien-friedensprozess-103.html
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(20) https://kleineanfragen.de/bundestag/19/7405-steinkohleimporte-aus-kolumbien

(21) Anm. d. Verf.: Deutschland bezieht aus Kolumbien doppelt so viel
Steinkohle, wie es selbst an Braunkohle produziert. Die deutschen
Kohlekraftwerke haben einen bis zu 20 Prozent niedrigeren
Effizienzgrad als moderne Gaskraftwerke, doch diese mussten wegen der
deutschen Überproduktion von Strom zumeist schon abgeschaltet werden.
Ihre Betreiber haben, anders als die der wesentlich klimaschädlicheren
Kohlekraftwerke, keine staatlichen Abnahmegarantien.

(22) https://resilienz-aachen.de/steinkohle-aus-kolumbien-deutschlands-kohlepolitik-im-kontext-der-energiewende/

(23) Ulrich Teusch in: "Der Krieg vor dem Krieg" (Vorwort), Westend Verlag, Frankfurt/Main 2019, ISBN: 978-3-86489-243-1


Das Autoren-Team:

Friedhelm Klinkhammer, Jahrgang 1944, Jurist. 1975 - 2008
Mitarbeiter des NDR, zeitweise Vorsitzender des NDR-Gesamtpersonalrats
und des ver.di-Betriebsverbandes sowie Referent einer
Funkhausdirektorin.

Volker Bräutigam, Jahrgang 1941, Journalist. 1975 - 1996
Mitarbeiter des NDR, zunächst in der ARD-Tagesschau, nach 1991 in der
NDR-Hauptabteilung Kultur. Danach Lehr- und Forschungsauftrag an der
Fu-Jen-Uni Taipeh.

Anmerkung der Autoren:

Unsere Beiträge stehen zur freien Verfügung. Wir schreiben nicht für
Honorar, sondern gegen die "mediale Massenverblödung" (in memoriam
Peter Scholl-Latour). Die Texte werden auf der Seite
https://publikumskonferenz.de/blog dokumentiert.

 * 

Quelle:

Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer
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KURSUS/1894: Hanau - Intensivkurs für PC-Einsteiger, 4 Termine vom 6.-16. Mai 2019


Stadt Hanau

Intensivkurs für PC-Einsteiger



Das Seniorenbüro Hanau bietet im Mai wieder einen Intensivkurs für
PC-Einsteiger unter der Leitung von Jürgen Niederdräing an. Der Kurs
vermittelt auf Basis des Betriebssystems Windows 10 den Umgang mit dem
System und die Nutzung verschiedener Anwendungen.

Die Kursdauer und die Dichte der Termine sollen sicherstellen, dass
weniger in Vergessenheit gerät. Aus gleichem Grund können gerne eigene
Laptops mitgebracht werden.

Vorgesehen sind vier Kurstermine. Start ist am Montag, 6. Mai. Die
drei weiteren Kurstage sind am Donnerstag, 9. Mai, Montag, 13. Mai,
und Donnerstag, 16. Mai. Der Unterricht läuft jeweils von 10 bis 13
Uhr. Der Kurs findet im Seniorenbüro Hanau, Steinheimer Str. 1, R. 106
- 1. OG -, 63450 Hanau, statt. Die Teilnahmegebühr beträgt 30 Euro.

Anmeldung unter Telefon 66820-41, von Montag- bis Freitagvormittag.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. April 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KURSUS/1893: Mönchengladbach - Erfolgreicher kommunizieren und organisieren mit "Outlook", 4.5.2019


Stadt Mönchengladbach

Erfolgreicher kommunizieren und organisieren mit Outlook



Mit Outlook lassen sich berufliche Termine schnell und einfach
koordinieren und auch einfach kommunizieren. In dem VHS Kurs am
Samstag, 4. Mai, von 9 bis 15 Uhr, in der VHS am Sonnenhausplatz,
Lüpertzender Str. 85, lernen Teilnehmer mit anschaulichen Beispielen
aus dem Berufsalltag, wie sie die Organisation ihre Terminplanung mit
Outlook 2013 optimieren. Es geht darum, wie man E-Mails mit Anhängen
senden und weiterleiten kann. Außerdem werden unter anderem das Planen
von Besprechungen mit Gruppenzeitplänen und das Delegieren von
Aufgaben und dessen Fortschrittsverfolgung Thema sein.

Entgelt: 52,50 Euro

Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. April 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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VORTRAG/239: Berlin - Öffentliche Ringvorlesung zu Datenschutz und Sicherheit im Internet, 15.4.-1.7.19


Technische Universität Berlin

Im Griff der Daten? Öffentliche Ringvorlesung zu Datenschutz
und Sicherheit im Internet

Öffentliche Vorlesung zum (Über-)Leben in einer digitalisierten Welt



Daten sind das neue Öl der digitalisierten Welt und werden nicht nur von
Internetunternehmen heiß begehrt. Wie die eigenen Daten geschützt werden
und sich das Internet möglichst sicher nutzen lässt, darüber klären
Expertinnen und Expertinnen in der öffentlichen Ringvorlesung "Internet &
Privatheit" der TU Berlin im Sommersemester 2019 auf. Zu den Themen
Sicherheit im Internet und Datenschutz versammelt sie prominente
Vortragende, u. a. Markus Beckedahl, Gründer von netzpolitik.org, und Maja
Smoltczyk, Datenschutzbeauftragte des Landes Berlin. Die Vorlesung richtet
sich an alle Interessierte - der Besuch ist kostenfrei.

Das Internet lässt sich in seiner Bedeutung nur vergleichen mit einer
neuen industriellen Revolution. Es verändert nicht nur Sektoren wie die
Wirtschaft, Bildung und Forschung, auch der Privatbereich verändert sich
zunehmend durch intelligente und vernetzte Geräte und Software. Wir
kommunizieren über Messenger-Apps, kaufen im Internet ein, speichern
Urlaubsbilder in der Cloud oder nehmen virtuelle Arztbesuche wahr. Die
Nutzung von Online-Diensten weist weiterhin exponentielle Wachstumsraten
auf, damit einher geht jedoch die weitreichende Übertragung privater Daten
an eine schwer zu überblickende Datenwirtschaft sowie intransparente
Institutionen. Dies birgt diverse Risiken. Etwa sind Persönlichkeitsrechte
gefährdet, wenn Daten ohne Zustimmung gesammelt und ausgewertet werden.
Bekannt ist mittlerweile auch die mögliche Gefährdung der Demokratie durch
Online-Wahlbeeinflussung oder die potenzielle Beeinträchtigung des Rechts
auf Gleichbehandlung, wenn Personen oder Gruppen durch Entscheidungen von
Computeralgorithmen diskriminiert werden.

Datensicherheit wichtiger denn je - öffentliche Ringvorlesung will
sensibilisieren

Die öffentliche und für alle Interessierten frei zugängliche Ringvorlesung
"Internet und Privatheit" an der Technischen Universität Berlin möchte die
zahlreichen, in der allgemeinen Öffentlichkeit kaum bekannten Details der
persönlichen Durchleuchtung erläutern und die Debatte auf eine solide
Faktenbasis stellen. Sie will Aufklärung leisten, die enormen Chancen und
Möglichkeiten des Internets aufzeigen, aber genauso darlegen, wie
"informationelle Selbstbestimmung", also der Schutz der persönlichen
Daten, sinnvoll umgesetzt werden kann. Die TU Berlin möchte mit der
Veranstaltung den Dialog unter Studierenden als auch mit der Berliner
Öffentlichkeit fördern und die konkrete Umsetzung der seit Mai 2018
gültigen Datenschutzgrundverordnung in den Institutionen der Universität
und der Stadt unterstützen.

"Wir versuchen zu diesem gesellschaftlich höchst relevanten Thema den
Dialog zwischen Wissenschaftlern und der Öffentlichkeit in Gang zu
bringen. Unser Wunsch ist es, dass sich nach den Vorlesungen noch viele
Gesprächsrunden bilden, bei denen Experten mit Nutzern der elektronischen
Medien diskutieren", so Prof. Dr. Mario Birkholz, einer der Organisatoren
der Vorlesung.

"Bei unserer Ringvorlesung lernen die Hörerinnen und Hörer von
ausgewiesenen Expertinnen und Experten, wo sich die Knackpunkte für
Datenschutz und Sicherheit im Netz finden. Hier kann man nicht nur
theoretisches Wissen auf dem aktuellsten Stand erwerben, sondern auch
lernen, wie man sich selbst in der digitalen Welt schützen kann", so
Mitorganisator Dr. Franz-Josef Schmitt, wiss. Mitarbeiter am Institut für
Chemie der TU Berlin.

Ringvorlesung bringt Forschende, Politiker*innen und Netzaktivist*innen
mit interessierter Öffentlichkeit zusammen

Die Veranstaltung wird vorbereitet von einem interdisziplinären Team von
TU-Wissenschaftlern aus Informatik, Mikroelektronik, und Physik. Für die
Vorlesung konnten prominente Forschende, Expert*innen im Bereich
Digitalisierung und Datenschutz sowie Verantwortliche aus der Politik
gewonnen werden.


Das vollständige Programm:

15.04. Steffan Heuer, San Francisco

Verfolgungswahn im Internet

29.04. Martin Tschirsich, Modzero, Darmstadt

All your Gesundheitsdaten belong to us

06.05. Max Schrems, noyb, Wien

Warum ich Facebook verlassen habe

13.05. Katharina Nocun, Berlin

Die Daten, die ich rief - wie wir unsere Freiheit verkaufen

20.05. Markus Beckedahl, netzpolitik.org, Berlin

Staatliche Ausspähung im Netz

27.05. Prof. Dr. Florian Tschorsch, TU Berlin

Anonym im Netz unterwegs

03.06. Dr. Frank Pallas, TU Berlin

Datenschutz und Technik über Anonymität und Sicherheit hinaus

17.06. Maja Smoltczyk, Datenschutzbeauftragte des Landes Berlin

Ein Jahr Datenschutzgrundverordnung

24.06. Prof. Dr. Ina Schieferdecker, TU und Weizenbaum Institut Berlin

Daten für die Öffentlichkeit - Daten als digitale Gemeingüter

01.07. Maija Poikela, TU Berlin

Location, Privacy and You

Alle Vorträge werden in deutscher Sprache gehalten, einzig der letzte
Termin auf Englisch. Die Vorlesung findet im Sommersemester 2019 immer
montags im Architekturgebäude am Ernst-Reuter-Platz statt und ist für alle
Interessierten kostenfrei zugänglich. Studierende können 3 ECTS-Punkte
erwerben.

Die Ringvorlesung wird durch die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft
(GEW) unterstützt.

Öffentliche Ringvorlesung "Internet und Privatheit"

Zeit: jeweils montags, 15.04.-01.07.2019, 16 Uhr c.t.

Ort: Architekturgebäude, Raum A151, Technische Universität Berlin, Straße
des 17. Juni 135, 10623 Berlin

http://blogs.tu-berlin.de/interprivat_info/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 11.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/4029: Immunsystem arbeitet mit "Mechanikern" und "Polizisten" (idw)


Universität Regensburg - 11.04.2019

Immunsystem arbeitet mit "Mechanikern" und "Polizisten"

Regensburger Immunologen untersuchen die Funktion von regulatorischen
T-Zellen



Wenn das Immunsystem außer Kontrolle gerät, führt dies in vielen Fällen zu
lebensbedrohlichen Nebenwirkungen. Ein zu aktives, unkontrolliertes
Immunsystem kann die Entwicklung von Allergien bis hin zur
Selbstzerstörung körpereigener Gewebe (Autoimmunität) verursachen. Im
Gegensatz dazu kann ein funktionell eingeschränktes Immunsystem die
Anfälligkeit für Infektionskrankheiten und Tumorkrankheiten deutlich
erhöhen. Das Aktivierungsniveau des Immunsystems ist somit eine ganz
wichtige Stellgröße, um gesund zu bleiben, wobei das Immunsystem die
Fähigkeit besitzt, sich selbst zu kontrollieren und auch zu regulieren.
Die Selbstregulation des Immunsystem ist daher eine der wichtigsten
Komponenten und wird, unter anderem, über eine spezialisierte
Immunzell-Population vermittelt: regulatorische T-Zellen. Diese Zellen sind in der
Lage, andere Immunzellen zu überwachen und deren Aktivität zu reduzieren.
Darüber hinaus können sehr spezialisierte, im Gewebe sitzende
(gewebeständige) regulatorische T-Zellen in Organen zur Heilung verletzter
Gewebe beitragen, indem diese Zellen Substanzen freisetzen, die die
Gewebeheilung vorantreiben. In einer Studie, die nun in der
Online-Zeitschrift Nature Communications erschienen ist, haben Immunologen des
Regensburger Centrums für Interventionelle Immunologie (RCI) der
Universität Regensburg den Einfluss des genregulierenden Faktors Rbpj
(engl. "recombination signal binding protein for immunoglobulin kappa J
region"), der in den T-Zellen steckt, nun genauer untersucht. Dafür haben
sie Rbpj über genetische Verfahren gezielt aus regulatorischen T-Zellen
entfernt, um dessen Funktion zu verstehen. So konnten die Wissenschaftler
zeigen, dass der Defekt keinen Einfluss auf die Entstehung von
regulatorischen T-Zellen hat, aber ihre Funktion spezifisch
beeinträchtigt: ein Immunsystem mit Rbpj-freien regulatorischen T-Zellen
verliert die Funktion zur Selbstkontrolle, was zu Lymphknotenschwellung
mit reaktiven Keimzentren geführt hat (siehe Bild).

Mit molekulargenetischen Methoden wie Genexpressionsprofilierung,
Chromatin-Untersuchungen, sowie "klassischen" immunologischen Ansätzen
konnten die Immunologen zeigen, dass Rbpj-freie regulatorische T-Zellen
ein Genprogram hatten, das eigentlich für gewebeständige regulatorische
T-Zellen wichtig ist. Wie ist das zu verstehen? Regulatorische T-Zellen im
Gewebe haben, laut Forschung der letzten Jahre, eine zusätzliche Funktion
(ein Art "Adaption" an das Gewebe): sie können Substanzen freisetzen,
welche die Gewebereparatur anregen und somit zur Homöostase und/oder
Heilung verletzter Gewebe beitragen, ein Forschungsgebiet das die
Regensburger Immunologen am Lehrstuhl für Immunologie (RCI) intensiv
wissenschaftlich bearbeiten (siehe hierzu auch: Delacher M et al., Nature
Immunology 2017). Durch die Entfernung des Rbpj-Proteins in den
regulatorischen T-Zellen haben die Forscher deutlich mehr Zellen in
lymphatischen Geweben in dieses "Gewebe-Programm" gezwungen, wodurch die
zweite wichtige Kernaufgabe der regulatorischen T-Zellen, die Regulation
des Immunsystems, nicht mehr gut beherrscht wurde.

Wie helfen diese Ergebnisse für die weitere Forschung? Die Wissenschaftler
verstehen nun besser, wie regulatorische T-Zellen in ihrer Funktion
eingeteilt werden können: in "Mechaniker", welche zur Gewebeheilung
beitragen können und primär auch in den Geweben zu finden sind; und in
"Polizisten", welche das Immunsystem kontrollieren und, ähnlich wie die
Polizei bei einer Großveranstaltung, für Ruhe und Ordnung sorgen und
dadurch das System vor einer ausufernden Entzündung schützen. In den
darauf aufbauenden laufenden Forschungsstudien untersuchen die
Regensburger Immunologen, wie diese "Mechaniker" entstehen und wie sie
diese therapeutisch nutzen können, beispielsweise zur Regeneration
verletzter Gewebe nach Knochenmarktransplantationen
(Stammzelltransplantationen) bei Leukämiebehandlungen. Zudem prüfen die
Wissenschaftler, wie sie regulatorische T-Zellen im Falle von
Tumorerkrankungen gezielt schwächen können, um mehr Immunreaktivität gegen
den Tumor zu erlauben. Diese Vorhaben werden im RCI durchgeführt und durch
Fördermittel der Deutschen Forschungsgemeinschaft (Sonderforschungsbereich
Transregio 221) und der Europäischen Union (ERC-CoG #648145) unterstützt.

Originalpublikation:

Delacher M, Schmidl C, Herzig Y, Breloer M, Hartman W, Brunk F, Kägebein
D, Träger U, Hofer AC, Bittner S, Weichenhan D, Imbusch CD,
Hotz-Wagenblatt A, Hielscher T, Breiling A, Federico G, Gro?ne HJ, Schmid RM,
Rehli M, Abramson J, and Feuerer M. RBPJ expression in regulatory T cells
is critical for restraining TH2 responses. Nature Communications 2019

DOI: https://doi.org/10.1038/s41467-019-09276-w

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution87
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Regensburg - 11.04.2019
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AUSLAND/2519: Libyen/Mittelmeer - Osterappell zur Flüchtlingspolitik an die Bundesregierung (ÄoG)


Ärzte ohne Grenzen - 12. April 2019

Libyen/Mittelmeer: Ärzte ohne Grenzen begrüßt Osterappell von Abgeordneten - "Libyen ist nicht sicher, das ist jetzt unübersehbar"



210 Abgeordnete des Deutschen Bundestages haben heute ihren
Osterappell zur Flüchtlingspolitik an die Bundesregierung gerichtet.
In dem Brief fordern sie eine europäische Seenotrettung, einen
Verteilmechanismus für Gerettete und die Möglichkeit ihrer Aufnahme in
Kommunen in Deutschland sowie Evakuierung und Resettlement von
Geflüchteten aus Internierungslagern in Libyen. Dazu sagt Philipp
Frisch von Ärzte ohne Grenzen:

"Die schweren Gefechte in Tripolis müssen die Bundesregierung und die
EU endlich wachrütteln: Libyen ist nicht sicher. Das ist jetzt
unübersehbar. Zivilisten, insbesondere Geflüchtete, sind in akuter
Gefahr. Unsere Teams in Tripolis beobachten, dass tausende Flüchtlinge
und Migranten in Internierungslagern nahe der Kampfzone eingesperrt
sind - in einem Elend, das direkt mit der Politik der EU und ihrer
Mitgliedsstaaten und ihrer Unterstützung für die libysche Küstenwache
zusammenhängt. Eine der letzten verzweifelten Fluchtrouten ist der Weg
über das Mittelmeer. Ohne Seenotrettungsschiffe ist das Leben der
Menschen auf See ebenso gefährdet wie im Konfliktgebiet in Tripolis.

Wir begrüßen den Osterappell von mehr als 210 Abgeordneten aus fünf
Bundestagsfraktionen. Nach dem Offenen Brief von mehr als 250
zivilgesellschaftlichen Organisationen an die Kanzlerin macht nun auch
ein breites parlamentarisches Bündnis deutlich: Menschen vor dem
Ertrinken zu retten ist ein humanitärer Imperativ und nicht
verhandelbar.

Die Bundeskanzlerin und ihr Kabinett müssen dringend für eine zügige
Ausschiffung Geretteter in sichere Häfen sorgen und vor allem
verhindern, dass Menschen weiterhin ins Konfliktgebiet zurückgebracht
werden. Denn genau das tut die libysche Küstenwache - befähigt und
unterstützt durch Deutschland und die EU-Staaten."

Situation in Tripolis

Die Situation in Tripolis ist extrem besorgniserregend. Seit Mitte der
Woche hat sich der Beschuss durch schwere Waffen und Luftangriffe in
dicht bewohnten Gebieten verstärkt. Die Weltgesundheitsorganisation
berichtet von mindestens 58 Toten und 275 Verwundeten. Laut der
Internationalen Organisation für Migration wurden mehr als 8.000
Menschen durch die Kämpfe vertrieben. Viele Bewohner von Tripolis sind
seit mehr als vier Tagen ohne Wasser und Strom. Medizinische
Einrichtungen berichten über Engpässe bei Personal und medizinischem
Material, was es zu einer Herausforderung macht, alle Verletzten zu
versorgen. Nach Berichten wurden während der Kämpfe drei Ärzte und ein
Krankenwagenfahrer im Einsatz getötet.

Situation in den Internierungslagern für Geflüchtete

Tausende Geflüchtete sind in Internierungslagern in Tripolis gefangen,
die zum Teil nahe an den Frontlinien liegen. Die Menschen in diesen
Lagern haben keine Chance, sich selbst in Sicherheit zu bringen. Sie
sind völlig abhängig von den Behörden und humanitären Helfern, die
sich um ihre grundlegendsten Bedürfnisse kümmern. Vor allem die
Versorgung mit Essen und Trinkwasser ist dramatisch schlecht, einige
in den Lagern berichten, seit Tagen nichts zu essen bekommen zu haben.

Hilfe von Ärzte ohne Grenzen

Teams von Ärzte ohne Grenzen sorgen in Tripolis für eine
Basisgesundheitsversorgung für die Menschen in Internierungslagern und
für vertriebene Libyer, für Nahrungsmittel und Wasser - und überweisen
Kranke und Verletzte wenn nötig in medizinische Einrichtungen. Am
Donnerstag waren sie für medizinische Konsultationen in dem
Internierungslager Tajoura und gaben im Lager Sabaa dringend benötigte
Nahrungsmittelrationen für fünf Tage aus. Die Teams stellen zudem in
den Internierungslagern Medikamente gegen Tuberkulose und andere
Erkrankungen bereit, damit die Behandlungen trotz des Konfliktes
fortgesetzt werden können.

 * 

Quelle:

Ärzte ohne Grenzen e. V. / Medecins Sans Frontieres

Pressemitteilung vom 12. April 2019

Am Koellnischen Park 1 - 10179 Berlin - Germany
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INFEKTION/1804: Schwere Infektionen - Fehlendes Expertenwissen kostet Menschenleben (DGI)


Deutsche Gesellschaft für Infektiologie e.V. - 12. April 2019

Schwere Infektionen: Leichtes Spiel für gefährliche Erreger

Fehlendes Expertenwissen kostet Menschenleben



Köln - Für gesunde Menschen stellen sie kein Risiko dar, für
Abwehrgeschwächte oder frisch Operierte sind sie jedoch
brandgefährlich: Staphylococcus aureus und andere Erreger, die vor
allem als Verursacher von Krankenhausinfektionen gefürchtet sind. Eine
hohe Sterblichkeitsrate weist etwa die durch Staphylocccus aureus
verursachte Blutstrominfektion auf. Schätzungsweise 30 000 Menschen
erkranken in Deutschland jedes Jahr allein an dieser Infektion, etwa
25 Prozent der Betroffenen versterben. Studien zeigen, dass eine
Behandlung durch Infektionsspezialisten viele Patienten mit schweren
Infektionen retten könnte. Doch diese Spezialisten sind im deutschen
Gesundheitssystem nicht regelhaft vorgesehen und in vielen Kliniken
nicht verfügbar. Auch eine Facharztausbildung zum Infektiologen gibt
es in Deutschland nicht. In einem aktuellen Beitrag im Deutschen
Ärzteblatt fordern Experten der Deutschen Gesellschaft für
Infektiologie (DGI), der Deutschen Gesellschaft für Innere Medizin
(DGIM) und der Deutschen Gesellschaft für Krankenhaushygiene (DGKH),
die infektiologische Versorgung und Ausbildung in Deutschland
schnellstmöglich zu verbessern.

Wissenschaftler haben eine Vielzahl internationaler Untersuchungen
gesichtet, die sich mit schweren Infektionen befassten. Hierbei zeigte
sich, dass etwa bei der durch Staphylococcus aureus ausgelösten
Blutstrominfektion die Behandlung durch einen Infektiologen die
Sterblichkeit der Patienten um durchschnittlich 40 bis 50 Prozent
absenkte. "Dies zeigt, welchen Unterschied es für Betroffene machen
kann, ob ein Spezialist verfügbar ist und behandelt - oder eben
nicht", sagt Professor Dr. med. Gerd Fätkenheuer, Leiter der
Infektiologie an der Universitätsklinik Köln und Präsident der DGI.
Auch für andere schwere Infektionen ist inzwischen nachgewiesen, dass
die (Mit-)Behandlung durch Infektionsspezialisten die Prognose der
Patienten deutlich verbessert. Dazu zählen unter anderem Infektionen
bei Organtransplantierten oder Infektionen mit multiresistenten
Erregern.

"Die Gefahren durch antibiotikaresistente Erreger erfahren derzeit -
zu Recht - viel Aufmerksamkeit und sind von Gesundheitspolitik und
Öffentlichkeit als wichtiges Problem erkannt", sagt Professor Dr. med.
Dr. h.c. Ulrich R. Fölsch, Generalsekretär der DGIM. Viel zu wenig im
Fokus stünden jedoch die nicht-resistenten Erreger - obgleich diese
viel mehr Menschen gefährden. "In Deutschland werden aktuell weniger
als zehn Prozent der rund 30.000 Staphylococcus
aureus-Blutstrominfektionen von MRSA (Methicillin-Resistente
Staphylococcus aureus), der multiresistenten Variante von
Staphylococcus aureus, ausgelöst. MRSA ist auf dem Rückzug - aber die
nicht-resistente Variante dieses Bakteriums fordert nach wie vor jedes
Jahr tausende Menschenleben." Die infektiologische Versorgung müsse
deshalb insgesamt verbessert werden - und dürfe sich nicht
hauptsächlich auf die Bekämpfung multiresistenter Erreger
konzentrieren. Das fordern Infektiologen, Internisten und
Krankenhaushygieniker in einem aktuellen Beitrag im Deutschen
Ärzteblatt.

"Eine bessere Versorgung fängt bei geeigneten Präventionsmaßnahmen an:
Viele Infektionen im Krankenhaus wären bei optimalem Hygienemanagement
vermeidbar. "Von den geschätzten mindestens 30.000 Staphylococcus
aureus-Blutstrominfektionen sind etwa 10.000 allein durch
Gefäßkatheter verursacht. Diese Infektionen gelten als prinzipiell
verhinderbar. Dazu aber braucht es neben ausreichend vorhandenem
Pflege- und Hygienepersonal auch genügend Infektionsspezialisten, die
das entsprechende Expertenwissen in die Praxis transferieren", sagt
Dr. med. Peter Walger, Leiter eines Zentralbereichs Hygiene und
Infektionsmanagement beim Düsseldorfer Klinikenverbund VKKD und als
Vorstandsmitglied Pressesprecher der DGKH.

Ärzte mit der Spezialisierung Infektiologie sind im deutschen
Gesundheitssystem nicht regelhaft vorgesehen - anders als in vielen
Ländern Europas oder in den USA. In den meisten Kliniken hierzulande
sind keine Stellen für Infektiologen eingeplant, und gerade an kleinen
Krankenhäusern stehen oft auch keine infektiologischen
Konsiliardienste zur Verfügung. Nicht einmal für Ärzte mit einer
Fortbildung zum Antibiotika-Experten (Antibiotic Stewardship, ABS)
werden ausreichend notwendige Stellenanteile geschaffen. "Hinzu kommt,
dass die aktuelle Ausbildung zum Infektiologen der Komplexität des
Fachs nicht gerecht wird", sagt Fätkenheuer. Derzeit bestehe die
Spezialisierung zum Infektiologen aus einer einjährigen
Zusatzweiterbildung. "Erforderlich wäre jedoch eine umfassende,
mehrjährige Ausbildung - sprich: Eine Facharztausbildung, wie wir sie
für Infektiologen in vielen anderen europäischen Ländern und in den
USA haben. Nur so wird es gelingen, die Versorgungssituation für
Infektionspatienten langfristig zu verbessern und die großen
Herausforderungen in der Infektionsmedizin zu meistern."

Den aktuellen Beitrag von Experten der DGI, DGKH und DGIM im
Deutschen Ärzteblatt finden Interessierte unter 

https://www.aerzteblatt.de/treffer?mode=s&wo=17&typ=16&aid=206782&s=Infektiologie
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PSYCHOLOGIE/187: Neue Psychotherapie für Jugendliche mit Gewalterfahrungen (idw)


Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt - 11.04.2019

Neue Psychotherapie für Jugendliche mit Gewalterfahrungen: Studie belegt Wirksamkeit



Ein Forscherteam der Katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt (KU)
hat nachgewiesen, dass eine neue Form der Psychotherapie für Jugendliche
mit Gewalterfahrungen geeignet ist, um die psychische Belastung dieser
Patientinnen und Patienten effektiv zu reduzieren. Unter der Leitung von
Prof. Dr. Rita Rosner (Inhaberin des Lehrstuhls für Klinische und
Biologische Psychologie) wurde die Wirksamkeit über vier Jahre hinweg in
einer bundesweiten Studie überprüft, die das Bundesforschungsministerium
förderte.

Die ersten Ergebnisse wurden nun in "JAMA Psychiatry", einer Zeitschrift
der "American Medical Association", veröffentlicht. Diese zählt weltweit
zu den renommiertesten psychiatrischen Fachzeitschriften.

Sexueller und körperlicher Missbrauch an Kindern und Jugendlichen sind
leider ein weit verbreitetes Phänomen - etwa 4 bis 16 % der Kinder erleben
in westlichen Ländern körperliche Misshandlungen, bei sexuellem Missbrauch
liegen diese Zahlen zwischen 5 und 10 %. "Die Auswirkungen dieser
negativen Kindheitserlebnisse sind alarmierend - neben Einschränkungen in
vielen Lebensbereichen haben Betroffene auch ein erhöhtes Risiko an einer
psychischen Störung zu erkranken, insbesondere an der sogenannten
Posttraumatischen Belastungsstörung. Diese psychische Erkrankung führt zu
Einschränkungen in vielen Lebensbereichen", erklärt Professorin Rosner.
Traumatisierte Menschen zeigen Symptome wie wiederkehrende Erinnerungen,
Ängste, Schlafstörungen oder Reizbarkeit. Häufig werden Dinge und
Situationen vermieden, die an das belastende Ereignis erinnern. Das alles
kann zu einer deutlichen Beeinträchtigung im Alltag führen. Eine frühe
Behandlung kann jedoch helfen, Langzeitfolgen zu verhindern.

Bisher gab es nur für Kinder oder Erwachsene überprüfte
Behandlungsverfahren - für die Altersgruppe dazwischen, Jugendliche und
junge Erwachsene, existierten nur wenige Therapieansätze, deren
Wirksamkeit in Studien bestätigt wurde. Das Team um Professorin Rosner,
hat in den letzten Jahren daran gearbeitet, diese Lücke zu schließen. In
einer großen Studie mit Behandlungsstandorten in Berlin, Frankfurt und
Ingolstadt wurde eine speziell an die Bedürfnisse von Jugendlichen
angepasste Therapie überprüft. Die Behandlung beruht auf einem Ansatz der
kognitiven Verhaltenstherapie, die von der Amerikanerin Patricia Resick
entwickelt wurde. Für Erwachsene hat sich diese Therapieform bereits als
sehr erfolgreich herausgestellt. Mit 30 bis 36 Sitzungen verteilt über ein
halbes Jahr handelt es sich um eine vergleichsweise kurze Psychotherapie.

In der Studie erhielten die Patientinnen und Patienten zufällig entweder
die neue Psychotherapie oder wurden einer Kontrollgruppe zugewiesen, wo
sie in die aktuell übliche Versorgung in Deutschland vermittelt wurden -
für rund die Hälfte der Kontrollgruppe bedeutete dies zunächst das Warten
auf einen Platz für eine herkömmliche Therapie. Der Kontrollgruppe wurde
aber nach Abschluss der Studie die Möglichkeit gegeben, ebenfalls mit der
neuen Therapie behandelt zu werden. Nach Ende der Therapie bzw. Wartezeit
wurden die beiden Gruppen hinsichtlich ihrer psychischen Belastung
verglichen. Es zeigte sich, dass die Gruppe, die die neue Therapie bekam,
nach Behandlungsende deutlich weniger Symptome einer Posttraumatischen
Belastungsstörung aufwies als die Kontrollgruppe. Aber auch andere
psychische Erkrankungen, wie depressive Symptome oder Anzeichen einer
Borderline-Persönlichkeitsstörung, gingen bei der behandelten Gruppe
stärker zurück. Auch drei Monate nach Therapieende konnten diese
Unterschiede beobachtet werden.

Die erfolgreiche Überprüfung der neuen Therapieform stellt einen wichtigen
Schritt in der Verbesserung der Behandlungssituation von traumatisierten
Jugendlichen dar. "Unsere Ergebnisse zeigen eindrücklich, wie sehr das
psychische Befinden von Jugendlichen nach Gewalterfahrungen mit einer
relativ kurzen Therapie verbessert werden kann", so Studienleiterin Prof.
Dr. Rita Rosner. "Zukünftige Studien sollten nun untersuchen, wie diese
vielversprechende Therapie Einzug in den Alltag von
Psychotherapeutenpraxen finden kann".


Originalpublikation:

Rosner R, Rimane E, Frick U, et al. Effect of developmentally adapted
cognitive processing therapy for youth with symptoms of posttraumatic
stress disorder after childhood sexual and physical abuse: a randomized
clinical trial. JAMA Psychiatry. Published online April 10, 2019.

doi:10.1001/jamapsychiatry.2018.4349

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution105
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INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





ENTWICKLUNG/1439: Kranke von gesunden Blutzellen trennen - Physiker entdecken neuen Effekt (idw)


Universität Bayreuth - 09.04.2019

Kranke von gesunden Blutzellen trennen: Bayreuther Physiker entdecken neuen Effekt



Bei zahlreichen Krankheiten wie Malaria oder Krebs unterscheiden sich
kranke und gesunde Blut- und Körperzellen durch ihren Härtegrad. Durch
einen neuen physikalischen Effekt lassen sie sich leicht voneinander
trennen. Dabei sorgen Strömungen in Mikrokanälen dafür, dass sich von
selbst härtere von weicheren Zellen trennen. Dies hat jetzt ein
internationales Forschungsteam unter der Leitung des Bayreuther Physikers
Prof. Dr. Walter Zimmermann entdeckt. In der Fachzeitschrift "Physical
Review Letters" stellen die Wissenschaftler ihre grundlegenden
Erkenntnisse vor und zeigen deren medizinisches Anwendungspotenzial.

Mikrokanäle haben winzige Durchmesser zwischen 10 und 500 Mikrometern.
Wenn Blutzellen, Körperzellen oder weiche Kapseln in der Strömung einer
wässrigen Flüssigkeit durch Mikrokanäle mit geradlinigen Seitenwänden
hindurchgeleitet werden, werden sie durch die Strömung in eine
Drehbewegung versetzt. Dadurch bewegen sie sich auf die Kanalmitte wie auf
eine imaginäre Anziehungslinie ("Attraktor") zu. An dieser Linie wandern
dann alle Teilchen - unabhängig von ihrer Härte oder Größe - entlang.
Forschergruppen der Universitäten Bayreuth und Grenoble haben schon vor
einigen Jahren die Erklärung für dieses Phänomen gefunden: Entscheidend
ist dabei, dass die weichen Teilchen ihre Form unter dem Einfluss der
Druck- und Strömungsverhältnisse im Kanal ändern. "Wir waren daher
neugierig darauf, wie sich weiche Teilchen verhalten, wenn sie in
Strömungen durch Mikrokanäle mit welligen Wänden wandern. Diese Kanäle
haben eine symmetrische Form, weil sie eine gerade Längsachse haben,
während ihr Durchmesser abwechselnd kleiner und größer wird. Zuvor war
noch nie untersucht worden, wie sich die Wanderungsbewegungen von Teilchen
unter diesen Verhältnissen ändern", berichtet Zimmermann.

Ein neues Projekt der beiden Forschergruppen in Bayreuth und Grenoble
sowie des Forschungszentrums Jülich führte jetzt zu überraschenden
Resultaten: In den Kanälen mit gewellten Seitenwänden entsteht nicht nur
eine Anziehungslinie in der Kanalmitte, sondern es bilden sich außerdem
zwei weitere Anziehungslinien. Diese befinden sich zwischen der Kanalmitte
und den beiden Seitenwänden und verlaufen parallel zu den Seitenwänden
ebenfalls wellenförmig. Weichere Kapseln bewegen sich in der Strömung zur
Kanalmitte und wandern auf dieser Längsachse voran. Härtere Kapseln
dagegen schwenken auf die wellenförmigen Anziehungslinien ein.

"Aufgrund dieser grundlegenden physikalischen Entdeckung wollten wir
herausfinden, ob sich daraus Anwendungen für die Medizin ableiten lassen,
und haben das Verhalten von härteren und weicheren roten Blutzellen
untersucht", sagt Winfried Schmidt M.Sc., Doktorand im
Elitestudienprogramm Biological Physics in Bayreuth. Denn es gibt
zahlreiche Krankheiten, wie etwa Malaria, Krebs oder Diabetes mellitus,
die dazu führen, dass sich die Härte von Zellen verändert. Je nach
Erkrankung, sind kranke Zellen entweder härter oder weicher als gesunde
Zellen. Wie sich herausstellte, lassen sich in allen diesen Fällen kranke
und gesunde Zellen mit demselben einfachen Verfahren trennen: Sie wandern
im Mikrokanal zu unterschiedlichen Anziehungslinien und können am Ende des
Kanals getrennt eingesammelt werden. So lassen sich voraussichtlich
Rückschlüsse auf den Schweregrad und auf weitere Merkmale einer Erkrankung
ziehen.

Weitere Anwendungspotenziale ergeben sich daraus, dass nicht nur härtere
und weichere, sondern auch größere und kleinere weiche Teilchen auf diese
Weise getrennt werden können: Kleinere Teilchen bewegen sich auf der
Längsachse voran, größere auf den welligen äußeren Anziehungslinien.

Die jetzt veröffentlichten Erkenntnisse zeigen beispielhaft, wie stark die
physikalische Grundlagenforschung durch moderne Computer und Großrechner
vorangetrieben wird. "Unsere Resultate haben wir durch theoretische
Überlegungen und Berechnungen sowie durch Computersimulationen erzielt.
Physical Review Letters, eine der führenden Fachzeitschriften in der
Physik, fand unsere Studie bereits ohne experimentelle Überprüfung so
überzeugend, dass sie zur Veröffentlichung angenommen wurde", sagt
Erstautor Matthias Laumann M.Sc., Physik-Doktorand an der Universität
Bayreuth. "Wir würden uns freuen, wenn unsere Publikation Experimente
anregt, in denen andere Forschungsgruppen weitere spannende
Anwendungspotenziale in und außerhalb der Medizin entdecken", ergänzt
Zimmermann.

Originalpublikation:

M. Laumann, W. Schmidt, A. Farutin, D. Kienle, S. Förster, C. Misbah, W.
Zimmermann: Emerging Attractor in Wavy Poiseuille Flows Triggers Sorting
of Biological Cells, Phys. Rev. Lett. 122, 128002 (2019)

DOI: http://dx.doi.org/10.1103/PhysRevLett.122.128002

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution4
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INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





MELDUNG/285: Deutschlandfunk-Produktion gewinnt BBC Music Magazine Award 2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 12.04.2019

Beste Orchester-Aufnahme

Deutschlandfunk-Produktion gewinnt BBC Music Magazine Award 2019



Die CD-Einspielung von Gustav Mahlers Sinfonie Nr. 1 durch die
Düsseldorfer Symphoniker unter der Leitung von Adam Fischer hat den
BBC Music Magazine Award 2019 in der Kategorie "Orchester" gewonnen.
Die Preisverleihung fand am 10. April in London statt.

Die preisgekrönte CD entstand in der Tonhalle Düsseldorf im Rahmen der
noch andauernden Gesamtaufnahme aller sinfonischen Werke Gustav
Mahlers, die der Deutschlandfunk in Kooperation mit den Düsseldorfer
Symphonikern und dem Label C-Avi realisiert. Tonmeister der Aufnahme
war Holger Urbach, Toningenieur Michael Morawietz, verantwortlicher
Produzent und Redakteur beim Deutschlandfunk Jochen Hubmacher.

Das BBC Music Magazine ist eines der großen englischsprachigen Print-
und Online-Magazine für klassische Musik. Für die BBC Music Magazine
Awards werden alle CD-Rezensionen eines Jahres, die in dem Magazin die
Höchstbewertung erhalten haben, von einer Fachjury noch einmal unter
die Lupe genommen. So entsteht für jede der Kategorien eine Shortlist.
Über die Preisträger entscheidet schließlich ein Online-Voting. Sie
werden damit durch eine Mischung aus Fachjury- und Publikumsmeinung
ermittelt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9037: Aus aller Welt - 15.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Finnlands Sozialdemokraten gewinnen Parlamentswahl

Bei der Parlamentswahl in Finnland haben die oppositionellen
Sozialdemokraten am Sonntag die meisten Stimmen erhalten. Die vom
früheren Gewerkschaftschef Antti Rinne geführte Partei errang mit 40
von 200 Parlamentssitzen nur einen mehr als die rechtspopulistische
Partei Die Finnen. Die konservative Nationale Sammlungspartei kam auf
38 Sitze. Großer Wahlverlierer war die Zentrumspartei von
Regierungschef Juha Sipilä, die mit 31 Mandaten auf dem vierten Platz
landete. Die Parteien stehen jetzt vor schwierigen
Koalitionsverhandlungen. Rinne teilte mit, bis Ende Mai eine
Regierung bilden zu wollen.

15. April 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9037: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Gerichtsvollzieher wegen Untreue in rund 2.500 Fällen vor Gericht

Ein 65jähriger Mann muß sich vor dem Berliner Landgericht
verantworten, weil er als Obergerichtsvollzieher bei einem
Amtsgericht erhobene Gebühren für sich abgezweigt haben soll. In den
Jahren seien rund 250.000 Euro zusammengekommen, heißt es in der
Anklage. Der Beschuldigte räumte zum Prozeßauftakt die Vorwürfe ein.
Bei einem umfassenden Geständnis wurden ihm maximal zwei Jahre Haft
auf Bewährung in Aussicht gestellt.

15. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9034: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Neu Delhi meldet erfolgreichen Raketentest

Indien hat zu Testzwecken einen atomwaffentauglichen Maschflugkörper
vom Typ "Nirbhay" vom Startkomplex Chandipur im östlichen Bundesstaat
Orissa abgefeuert. Wie aus einem Bericht der Times of India
hervorgeht, erfüllte der Flugtest am Montag alle Missionsziele. Der
rund 42 Minuten dauernde Flug der Unterschallrakete wurde von
bodengestützten Radaranlagen überwacht. Die neue Low-Budget-Waffe
"Nirbhay" kann laut indischen Angaben wetterunabhängig von land-,
see- und luftgestützten Trägermitteln eingesetzt werden und 24
verschiedene Nuklearsprengköpfe bis zu 1.000 Kilometer weit tragen.

15. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9036: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Politiker Kutschaty fordert Halbzeitbilanz

Vor dem Hintergrund zahlreicher Differenzen und diverser
Personalwechsel an den Parteispitzen von CDU und CSU fordert der
nordrhein-westfälische SPD-Landtagsfraktionschef Thomas Kutschaty
eine Kampfabstimmung der Delegierten aus dem Bundesparteitag Ende des
Jahres über den Fortbestand der großen Koalition. Diese Koalition
wäre nicht zustande gekommen, wenn es nicht die Garantie gäbe, sie
nach zwei Jahren zu überprüfen, sagte der Oppositionsführer im
Düsseldorfer Landtag der Westdeutschen Allgemeinen Zeitung. Er habe
kein Interesse an einer Fortsetzung der Koalition, sollte eine echte
Sozialstaatsreform mit der Union nicht möglich sein, betonte
Kutschaty.

15. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9035: Tragisches und Kurioses - 15.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Heftige Unwetter in den USA

Im Süden der USA sind bei schweren Unwettern am vergangenen
Wochenende mindestens acht Menschen ums Leben gekommen. Die
Schlechtwetterfront hinterließ in den Bundesstaaten Texas, Louisiana,
Mississippi und Alabama eine Schneise der Verwüstung. Vielerorts kam
es zu Überschwemmungen, Häuser wurden zerstört, Bäume entwurzelt und
Strommasten gekappt. Die Ortschaft Franklin in Texas wurde nach
Medienberichten durch einen Tornado beinahe vollständig dem Erdboden
gleichgemacht. Das Sturmtief bewegte sich am Sonntag in Richtung
Ostküste weiter.

15. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8120: Aus Forschung und Technik - 15.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Asteroidenabwehr im All - NASA-Sonde DART startet 2021

Die Pläne der NASA, ein Raumfahrzeug mit großer Wucht auf einen
Asteroiden prallen zu lassen, werden konkreter. Wie die US-Luft- und
Raumfahrtbehörde mitteilte, soll das private Raumfahrtunternehmen
SpaceX aus Kalifornien im Juni 2021 den Forschungssatelliten DART
(Double Asteroid Redirection Test) ins All transportieren. Als Ziel
wurde der etwa 160 Meter durchmessende Asteroid Didymos B ausgewählt,
der zum Zeitpunkt des Aufeinandertreffens mit dem Satelliten etwa elf
Millionen Kilometer von der Erde entfernt sein wird. Mit dem Test
wollen NASA-Wissenschaftler herausfinden, ob man die Flugbahn eines
bedrohlichen Asteroiden oder Meteoriten so verändern könnte, daß sie
nicht die Erde treffen, sondern vorbeifliegen.

15. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8133: Aus aller Welt - 15.04.2019 (SB)




VOM TAGE



EU soll Zweistaatenziel im Nahostkonflikt bekräftigen

Mehr als 30 ehemalige Außenminister aus Europa appellieren gemeinsam
an die EU-Außenbeauftragte Mogherini, sich noch einmal deutlich für
eine Zweistaatenlösung des Nahostkonflikts auszusprechen. In dem
Schreiben, welches unter anderem der britische Guardian
veröffentlichte, heißt es, die derzeitige US-Regierung sei
bedauerlicherweise vom Kurs ihrer Vorgängerinnen abgewichen, sich
zusammen mit Europa für eine gerechte Beilegung des Konflikts
einzusetzen. Präsident Trump betreibe unter anderem eine einseitige
Politik zu Gunsten Israels. Israel und die besetzten
palästinensischen Gebiete steuerten auf eine Einstaatenlösung mit
ungleichen Rechten zu. Die Unterzeichner des Schreibens fordern, wenn
vitale Interessen und fundamentale Werte auf dem Spiel stünden, müsse
Europa seinen eigenen Weg gehen.

15. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8092: Medizin und Gesundheitswesen - 15.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Frauen sterben nicht häufiger am Herzinfarkt

Lange nahm man an, daß Frauen eher an einem Herzinfarkt sterben als
Männer. Offenbar ist das ein Irrtum. Eine Studie von Kurt Bestehorn
von der Medizinischen Fakultät Carl Gustav Carus der TU Dresden kam
zu dem Ergebnis, daß in diesem Punkt kein statistisch haltbarer
Unterschied bei den Geschlechtern besteht. Offenbar kam der bislang
festgestellte Unterschied in der Sterblichkeit zu einem Großteil
durch den Altersunterschied zwischen Frauen und Männern zustande.

15. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8121: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Hamburger Zoll findet rund 330 Kilogramm Kokain

In einem Container mit Reissäcken auf einem Frachtschiff im Hamburger
Hafen sind letzte Woche rund 440 Kilogramm Kokain entdeckt worden.
Die Drogen mit einem Straßenverkaufswert von 13,2 Millionen Euro
lagen in Reisetaschen auf den Säcken, so daß sie in jedem Hafen
unauffällig entnommen werden konnten. Der Frachter kam aus Uruguay
und sollte über Hamburg und Antwerpen nach Sierra Leone weiterfahren.
Die Ermittlungen in dem Fall liegen beim Zollfahndungsamt Hamburg.

15. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8044: Sprache, Kunst und Medium - 15.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Sammler aus Münster sorgt für spektakuläre Kunstauktion

Der Münsteraner Kunstsammler und Modehaus-Unternehmer Thomas Rusche
trennt sich in diesem Jahr offenbar von seiner umfangreichen
Kunstsammlung. Laut WDR1 soll es sich um die bisher größte
Versteigerung in Deutschland handeln, wie eine Sprecherin des Kölner
Auktionshauses "Van Ham" erklärte. Demnach werden zum Auftakt am 29.
Mai in Köln 150 Kunstwerke angeboten. Insgesamt sollen nach und nach
mehr als 4000 Werke unter den Hammer kommen.

Zu der Sammlung des Unternehmers aus dem münsterländischen Oelde
zählen vor allem Bilder niederländischer Meister aus dem 17.
Jahrhundert sowie zeitgenössische Kunst aus dem 21. Jahrhundert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8111: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Boko Haram überfällt Militärstützpunkt im Tschad

Im Tschad haben Milizen von Boko Haram am Sonntagabend ein
Militärlager an der Grenze zu Nigeria und Kamerun überfallen und sich
ein Gefecht mit den Soldaten geliefert. Dabei wurden nach
Armeeangaben 63 Milizionäre und sieben Soldaten getötet. 15 Soldaten
wurden zum Teil schwer verwundet. Boko Haram ist 2009 in Nigeria
aufgekommen, wo sie einen islamistischen Staat errichten will. Außer
in Nigeria und im Tschad kämpft die Miliz in Kamerun und Niger.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8125: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.04.2019 (SB)




VOM TAGE



EU-Urheberrechtsreform ist beschlossen

Die EU-Staaten haben nach dem EU-Parlament mehrheitlich die
Urheberrechtsreform akzeptiert. Neben Deutschland stimmten 18 Länder
dafür. Die Niederlande, Luxemburg, Polen, Italien, Finnland und
Schweden lehnen die Reform ab. Belgien, Slowenien, und Estland
enthielten sich. Die einzelnen Länder haben rund zwei Jahre Zeit, die
Reform in nationales Recht umzusetzen. Eine ausreichende Mehrheit für
die umstrittene Reform war zustande gekommen, weil sich Deutschland
nicht enthalten und nicht dagegen gestimmt hat. In der
Bundesregierung hatte man sich erst am Sonntagabend auf die
Zustimmung geeinigt. Für das Protokoll erklärt die Koalition, daß sie
bei der nationalen Umsetzung der Richtlinie auf sogenannte
Uploadfilter verzichten wird. Unter anderem mit automatisierten
Filtern können die Betreiber von Plattformen wie Youtube und
Instagram sicherstellen, daß keine lizenzpflichtigen Inhalte zu ihnen
hochgeladen werden. Derartige Filter sind zum einen ungenau und
sperren auch zulässige Texte, Bilder, Musikstücke und Videos von der
Veröffentlichung aus. Zum anderen kann die Technologie für eine
Zensur im Internet verwendet werden. Umstritten ist zudem das neue
Leistungsschutzrecht für Presseverlage. Demnach müssen
Nachrichtenaggregatoren wie Google News für die Wiedergabe von
Artikelausschnitten Lizenzverträge mit den Verlagen eingehen, bei
denen das Urheberrecht liegt. Fraglich ist, ob kleinere Verlage
derartige Verträge mit Google aushandeln können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8094: Tragisches und Kurioses - 15.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Vogelzüchter wird Opfer eines Kasuar

Im US-Bundesstaat Florida wurde ein Vogelzüchter auf seiner Farm von
einem Kasuar angegriffen und getötet. Zwar gibt es dafür keine
Augenzeugen, aber die Verletzungen, die dem 75 Jahre alten Mann
beigebracht wurden, lassen darauf schließen, daß er stolperte und der
Laufvogel ihn daraufhin mit den dolchartigen Krallen seiner Füße und
dem kräftigen Schnabel attackiert hat.

Örtlichen Medien zufolge wurde der Züchter noch in das Krankenhaus von
Alachua County gebracht, erlag dort aber bald den schweren
Verletzungen.

Laut dpa sind Kasuare flugunfähige Vögel, die frei nur auf Neuguinea
und in Teilen Australiens vorkommen sollen. Sie können bis zu 1,70
Meter groß und 60 Kilogramm schwer werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8122: Arbeit, Soziales und Familie - 15.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Dänischer Islamfeind Paludan bekommt seinen Auftritt in Kopenhagen

Der islamfeindliche Politiker Rasmus Paludan von der Partei Stram
Kurs (Harte Linie) ist am Sonntag mit Anhängern in das von vielen
Migranten und Studenten bewohnte Kopenhagener Stadtviertel Nörrebro
marschiert. Dort wurden sie von Gegendemonstranten angegriffen und
mußten von Polizei in Sicherheit gebracht werden. Bis in den späten
Abend kam es auch in anderen Stadtteilen zu Unruhen, in deren Verlauf
23 Personen festgenommen wurden. Autos und Müllcontainer wurden in
Brand gesetzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8103: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 15.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Bayer läßt Firmen-Logo wegen Zugvögel ausgeschaltet

Der Bayer-Konzern hat ein Herz für Zugvögel. Wie dpa meldete, hat
das Unternehmen in Leverkusen das riesige Logo mit einem Durchmesser
von 51 Metern seit März ausgeschaltet, damit die Vögel nicht vom
Licht angezogen werden und sich dann verletzten. In Absprache mit dem
Naturschutzbund (Nabu) soll das Bayer-Kreuz in diesem Jahr noch bis
Ende April ausgeschaltet bleiben. Das Logo wurde 1933 errichtet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8110: Märkte und Finanzen - 15.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Moia startet Sammeltaxidienst in Hamburg

Das Unternehmen Moia hat in Hamburg nach dreimonatiger Testphase den
Betrieb von rund 100 Sammeltaxis aufgenommen. Die elektrisch
betriebenen Kleinbusse können per App zu einem Punkt bestellt werden,
der nicht mehr als 150 Meter vom Auftragsort entfernt liegt. Auf der
Fahrt können weitere Fahrgäste mit ähnlichem Ziel zusteigen. In dem
Fall verringert sich der Fahrpreis für jeden einzelnen. Moia, ein
Tochterunternehmen von Volkswagen, hat die Sammeltaxis selbst
entwickelt. In Hannover fahren sie bereits, allerdings mit
Benzinmotor. Die Flotte in Hamburg soll innerhalb eines Jahres
schrittweise auf 500 Fahrzeuge aufgestockt werden. Wenn frühestens in
zwei Jahren 1000 Fahrzeuge im Einsatz sind, können auch südlich der
Elbe gelegenen Stadtteile wie Harburg und Wilhelmsburg bedient
werden. Das Projekt wird von der Universität der Bundeswehr München
und dem Karlsruher Institut für Technologie wissenschaftlich
begleitet. Ähnliche Mobilitätsangebote in Hamburg haben unter anderem
BMW, Daimler, Deutsche Bahn und die Mitfahrzentrale Blablacar
gestartet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8126: Aus Forschung und Technik - 15.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Israel plant neue Mondmission

Offenbar will sich Israel nicht von seinem ambitionierten
Raumfahrtprogramm abbringen lassen. Obgleich die Sonde Beresheet nach
einem technischen Fehler bei der Landung auf dem Erdtrabanten
zerschellte und damit Israels erste Mondmission scheitern ließ, plant
die israelische Organisation SpacelL laut dpa eine zweite Reise zum
Mond. Offenbar soll Beresheet 2 die Mission des Vorgängers beenden,
die darin bestand, eine israelische Flagge auf dem Mond aufzustellen
und das Magnetfeld zu untersuchen. SpaceIL erhält neben finanziellen
Zuwendungen von Privatunternehmern auch Unterstützung von der
israelischen Raumfahrtbehörde (ISA) und Israel Aerospace Industries
(IAI).
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1136: Homo luzonensis - Neue Menschenart entdeckt (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Homo luzonensis: Neue Menschenart entdeckt

Von Helge Brunswig, Humanistischer Pressedienst, 12. April 2019



Warum die Entdeckung der neuen Menschenart Homo luzonensis für die
Humanevolution eine neue Herausforderung ist.

In einer Höhle auf der Philippineninsel Luzon hat das Forschungsteam
um Florent Détroit einen Sensationsfund entdeckt [1], der die bisher
nur lückenhaft bekannte Humanevolution um neue Erkenntnisse bereichert
und altbekanntes Wissen infrage stellt. Es könnte sogar bedeuten, dass
sich die Wissenschaft einer Theorie wieder annehmen muss, die wegen
ihrer rassistischen Begründung längst verworfen wurde.


Ein kletternder Winzling

Nur wenige fossilierte Knochen des Homo luzonensis konnten die
Forscher der Gattung Homo zuordnen, welche Aufschluss über die
Lebensweise und vermutlich auch seine Abstammungsgeschichte geben.

Der Fund erinnert an die Entdeckung des Homo floresiensis aus dem
Jahre 2004, da es sich ebenfalls um einen asiatischen Inselfund
handelt, welcher vermutlich durch die sogenannte Inselverzwergung eine
kleinere Wuchsform ausgebildet hat. Dabei werden kleinere Individuen
durch die sehr begrenzten Ressourcen, die auf einer Insel zur
Verfügung stehen, positivselektiert. Selbst die ausgewachsenen
Individuen kamen wohl nur auf eine Größe von 1,20 Meter und lebten vor
67.000 Jahren. Die Krümmung seiner Fußknochen deutet auf eine
kletternde Lebensweise hin und eröffnet dem Forscherteam neue Fragen.
Muss die Verbreitungsgeschichte des Menschen neu geschrieben werden?

Bisher ist man davon ausgegangen, dass Homo erectus als einzige
Hominini-Gattung Afrika verlassen habe. Der Homo luzonensis hat
allerdings gekrümmte Fußknochen wie Australopithecinen, die Vorfahren
des Homo erectus, zu denen auch Lucy gehört [2].

Sollten die Australopithecinen Afrika Richtung Asien verlassen haben,
sind zeitgleiche Entstehungen unterschiedlicher Hominidenarten
möglich. In diesem Falle müsste sich die Forschung von der Metapher
Afrika als Wiege der Menschheit verabschieden und Asien als weiteren
Entstehungsort nennen.

Dies galt seit vielen Jahrzehnten als überholt, da die durch
rassistische Theorien sehr belastete Forschungsgeschichte der
Humanevolution einst nur Europa oder Asien das Label der Wiege der
Menschheit zudachte und nicht Afrika. Schwarzen Menschen wurde durch
rassistische Forscher ein geringerer evolutionärer Entwicklungsstand
im Gegensatz zu Weißen zugesprochen. Es wurde damals fälschlicherweise
argumentiert, wenn (Subsahara-)Afrika keine Hochkultur hervorgebracht
habe, die dortige Entstehung des Menschen ebenfalls ausgeschlossen
sein müsse.

Die neuen Funde sind lediglich Indizien und keine Beweise. So spricht
gegen eine direkte Australopithecinenabstammung des Homo luzonensis,
dass es keine Funde von Australopithecus außerhalb Afrikas gab, die
Zähne auf eine Abstammung von Homo erectus deuten und die Datenlage
für eine so grundlegende Neuausrichtung der Menschheitsgeschichte sehr
dünn ist. Die gekrümmten Zehenknochen könnten ebenso durch eine
Rückevolution entstanden sein. Individuen des (frühen) Homo luzonensis
mit Merkmalsausprägungen seiner Vorvorfahren (Australopithecus) hatten
womöglich einen Selektionsvorteil gegenüber den Individuen ihrer Art
mit Merkmalsausprägungen ihrer direkten Vorfahren (Homo erectus).


Die Bedeutung des Fundes als Perspektive für die
Humanevolution

Das tropische Klima schließt den Fund von DNA-Spuren
höchstwahrscheinlich aus, allerdings hoffen die Forscher, dass sie
Proteine aus dem Knochenmark oder Zahnschmelz extrahieren können, die
weitere Aussagen über die luzonensis-Evolution zulassen. Bis dahin
bleibt die Out-of-Africa-Theorie weiterhin zurecht herrschende Lehre.

Die Funde der Denisova-Menschen, Homo floresiensis und Homo luzonensis
deuten darauf hin, dass wir uns die Hominidenevolution sehr viel
komplexer vorstellen müssen, als bisher angenommen und dass durch neue
Erkenntnisse unser Wissen über die Menschwerdung stetig überarbeitet
werden muss.


von Helge Brunswig [3]

Der Humanistische Pressedienst (hpd) präsentiert aufklärerische,
humanistische und freigeistige Positionen zu aktuellen Ereignissen.
Das Internetportal will konfessionsfreien Menschen - in Deutschland
ein Drittel der Bevölkerung - eine Stimme geben. Der hpd versteht sich
als Plattform für das breite Spektrum säkularer Bestrebungen, mit
deren Akteuren er bestens vernetzt ist und zu deren Meinungsbildung er
beitragen möchte.

Erstveröffentlicht bei:

https://hpd.de/artikel/homo-luzonensis-neue-menschenart-entdeckt-16716


Anmerkungen:

[1] https://www.nature.com/articles/s41586-019-1067-9

[2] https://de.wikipedia.org/wiki/Australopithecus_afarensis

[3] https://hpd.de/autor/helge-brunswig-15568
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/572: Zellbiologie - Stabil geteilt (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 12.04.2019

Zellbiologie - Stabil geteilt

LMU-Forscher haben ein neues Protein entdeckt, das bei der korrekten
Zellteilung eine entscheidende Rolle spielt.



Die Zellteilung ist ein elementarer Prozess des Lebens, bei dem aus einer
Mutterzelle zwei Tochterzellen entstehen. Dabei werden die Chomosomen der
Mutterzelle von einem Spindelapparat getrennt, der in tierischen Zellen
von zwei Spindelpolen, den Zentrosomen, aufgebaut wird. Fehlerhafte
Teilungen haben gravierende Konsequenzen und verursachen schwere
Erkrankungen. Wie die Zellteilung auf Ebene der Zentrosomen reguliert
wird, steht im Mittelpunkt der Forschung von Dr. Tamara Mikeladze-Dvali
vom Biozentrum der LMU. Mit ihrem Team hat die Biologin nun ein Protein
identifiziert, das für den korrekten Aufbau des Spindelapparats eine
essenzielle Bedeutung hat. Über ihre Ergebnisse berichten die
Wissenschaftler im Fachmagazin Current Biology.

Ein Zentrosom besteht aus einem Paar zylinderförmiger Zentriolen, die in
eine Proteinmatrix eingebettet sind. In der Mutterzelle befindet sich das
Zentrosom meist mittig in der Nähe des Zellkerns. Vor der Teilung wird es
dupliziert, anschließend werden Spindelfasern gebildet, welche die zwei
Zentrosomen in entgegengesetzte Bereiche der Zelle schieben - als Pole der
Spindel. Anschließend werden die Chromosomen von den Spindelfasern, die
aus den Polen ausstrahlen, auseinandergezogen. Um den dabei wirkenden
Zellteilungskräften Widerstand leisten zu können, müssen die Zentrosomen
extrem robust sein.

Welche Faktoren dabei eine wichtige Rolle spielen, hat Tamara
Mikeladze-Dvali mit ihrem Team anhand von Mutanten des Fadenwurms
Caenorhabditis elegans untersucht, in deren DNA nach dem Zufallsprinzip eine
Veränderung eingefügt wurde. "Diese Veränderungen können uns zeigen, welche
Faktoren eine wichtige Rolle in der Zellteilung spielen", sagt
Mikeladze-Dvali. "Dabei sind wir auf ein bis jetzt unbekanntes Protein
gestoßen, das wir als PCMD-1 bezeichnen." In weiteren Experimenten
markierten die Wissenschaftler dieses Protein in der Zelle und schalteten es
mithilfe der Genschere CRISPR/Cas9 gezielt aus. Auf diese Weise konnten sie
nachweisen, dass das neue Protein für den korrekten Aufbau des Zentrosoms
unentbehrlich ist. Insbesondere ist es wichtig für den Aufbau der aus
sogenannten SPD-5-Proteinen bestehenden Proteinmatrix, die die Robustheit
und Integrität der Zentrosomen gewährleistet. "Fehlt PCMD-1, hat das
verheerende Auswirkungen auf den Aufbau des Spindelapparats und die
Zellteilung. Die Zelle kann sich dadurch nicht mehr korrekt teilen", sagt
Mikeladze-Dvali.

Da PCMD-1 eine solch zentrale Funktion hat, haben diese Ergebnisse nach
Ansicht der Wissenschaftler große Bedeutung für das generelle Verständnis
der Regulierung von Zentrosomen. Fast alle Proteine, die in C. elegans
entdeckt wurden, sind auch in höheren Organismen vorhanden. Auch das
Matrixprotein SPD-5 hat ein solches Ortholog. Mutationen in diesem Protein
sind eine Ursache für genetisch vererbte primäre Mikrozephalie beim
Menschen. "Für das Verständnis dieser Entwicklungsstörung ist es wichtig
zu wissen, wie das Protein auf der zellulären Ebene reguliert wird", sagt
Mikeladze-Dvali.


Originalpublikation:

PCMD-1 Organizes Centrosome Matrix Assembly in C. elegans

Anna C. Erpf, Lisa Stenzel, Nadin Memar, Martina Antoniolli, Mariam
Osepashvili, Ralf Schnabel, Barbara Conradt, and Tamara Mikeladze-Dvali

Current Biology 2019

https://www.cell.com/current-biology/pdf/S0960-9822(19)30327-6.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution114

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ludwig-Maximilians-Universität München, 12.04.2019
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/546: Immunsystem von Pflanzen erkennt Bakterien an kleinen Fettsäuremolekülen (idw)


Technische Universität München - 11.04.2019

Immunsystem von Pflanzen erkennt Bakterien an kleinen Fettsäuremolekülen



Nicht nur Menschen und Tiere, auch Pflanzen wehren sich mit Hilfe ihres
Immunsystems gegen Krankheitserreger. Doch wodurch wird die zelluläre
Abwehr aktiviert? Forscher an der Technischen Universität München (TUM)
haben jetzt herausgefunden, dass Rezeptoren in Pflanzenzellen Bakterien an
Hand einfacher molekularer Bausteine identifizieren.

"Das Immunsystem der Pflanzen ist raffinierter, als wir gedacht haben",
sagt Dr. Stefanie Ranf vom Lehrstuhl für Phytopathologie der TU München.
Zusammen mit einem internationalen Forschungsteam hat die Biochemikerin
Substanzen entdeckt, die die pflanzliche Abwehr aktivieren.

Bisher war die Wissenschaft davon ausgegangen, dass die Zellen von
Pflanzen - ähnlich wie die von Menschen und Tieren - Bakterien an
komplexen molekularen Verbindungen, beispielsweise aus der
Bakterienzellwand erkennen. Vor allem bestimmte Moleküle mit einem
fettähnlichen Teil und mehreren Zucker-Bausteinen, die sogenannten
Lipopolysaccharide, kurz LPS, standen im Verdacht, eine Immunantwort
auszulösen.

2015 war es Ranfs Team gelungen, das entsprechende Rezeptor-Protein
aufzuspüren: das LipoOligosaccharide-specific Reduced Elicitation, kurz
LORE. Alle Experimente deuteten darauf hin, dass dieses LORE-Protein das
Immunsystem der Pflanzenzelle aktiviert, wenn es LPS-Moleküle aus der
Zellwand bestimmter Bakterien erkennt.

Ein Misserfolg führt auf die richtige Fährte

"Die Überraschung kam, als wir dieses Rezeptor-Protein genauer untersuchen
wollten", erinnert sich Ranf. "Unser Ziel war es herauszufinden, wie LORE
verschiedene LPS-Moleküle unterscheidet. Dazu benötigten wir hochreines
LPS."

Bei der Analyse stellten die Forschenden fest, dass nur LPS-Proben mit
bestimmten kurzen Fettsäurebestandteilen die Pflanzenabwehr auslösten.
Überraschenderweise fanden sie in all diesen aktiven LPS-Proben auch freie
Fettsäuremoleküle, die extrem stark haften. Erst nach monatelangem
Experimentieren gelang es dem Team, diese freie Fettsäuren vom LPS
abzutrennen.

"Als es uns dann endlich gelungen war, hochreines LPS herzustellen, zeigte
sich, dass die Pflanzenzelle darauf überhaupt nicht reagiert. Damit war
klar, dass die Immunantwort nicht durch das LPS selbst ausgelöst wird,
sondern durch den Kontakt mit den daran haftenden
3-Hydroxyfettsäuremolekülen", so Ranf.

Bakterien-Bausteine im Visier

Die 3-Hydroxyfettsäuren sind im Vergleich zu den großen LPS sehr einfache
chemische Bausteine. Sie werden von Bakterien in großen Mengen hergestellt
und in unterschiedlichste Komponenten eingebaut. Die Fettsäure-Bausteine
sind für die Bakterien unverzichtbar.

"Die Strategie der Pflanzenzellen, Bakterien an Hand dieser Grundbausteine
zu identifizieren, ist äußerst raffiniert, denn die Bakterien brauchen die
3-Hydroxyfettsäuren und können somit die Immunantwort nicht umgehen",
resümiert Ranf.

Fitnessprogramm für Pflanzen

Die Forschungsergebnisse könnten künftig helfen, Pflanzen mit verbesserter
Immunreaktion zu züchten oder gentechnisch herzustellen. Denkbar ist auch,
dass man Pflanzen gezielt mit 3-Hydroxyfettsäuren behandelt, um ihre
Abwehrkräfte gegen Krankheitserreger zu verbessern.


Mehr Informationen:

Die Arbeit entstand durch eine internationale und interdisziplinäre
Kooperation von Pflanzen-Molekularbiologen, Chemikern und Mikrobiologen.
Beteiligt waren neben dem Lehrstuhl für Phytopathologie und dem Lehrstuhl
für Lebensmittelchemie und molekulare Sensorik der TUM das
Forschungszentrum Borstel (Leibniz Lungenzentrum), das Helmholtz Zentrum
München, das österreichische Gregor Mendel Institut für Molekulare
Pflanzenbiologie, die Universität von Maryland/USA, sowie die französische
Universität von Reims Champagne-Ardenne.

Die Forschung von Stefanie Ranf wurde gefördert durch die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG) im Rahmen des Sonderforschungsbereichs (SFB)
924 sowie durch das Emmy Noether Programm.

Originalpublikation:

Bacterial medium chain 3-hydroxy fatty acid metabolites trigger immunity
in Arabidopsis plants

Alexander Kutschera, Corinna Dawid, Nicolas Gisch, Christian Schmid, Lars
Raasch, Tim Gerster, Milena Schäffer, Elwira Smakowska-Luzan, Youssef
Belkhadir, A. Corina Vlot, Courtney E. Chandler, Romain Schellenberger,
Dominik Schwudke, Robert K. Ernst, Stéphan Dorey, Ralph Hückelhoven,
Thomas Hofmann, Stefanie Ranf

Science, April 12, 2019

DOI: 10.1126/science.aau1279

Link: https://science.sciencemag.org/cgi/doi/10.1126/science.aau1279

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73
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FORSCHUNG/545: Zusammenspiel von Nütz- und Schädling beeinflusst die Pflanzenevolution (idw)


Universität Zürich, 11.04.2019

Zusammenspiel von Nütz- und Schädling beeinflusst die Pflanzenevolution



Wird Rübsenkohl von Hummeln bestäubt, führt dies zur Evolution von
attraktiveren Blüten. Diese Entwicklung wird beeinträchtigt, wenn
gleichzeitig Raupen den Kohl befallen. Die Hummeln bestäuben die Pflanzen
nun weniger gut, so dass diese sich vermehrt selbst bestäuben. Wie stark
sich die Effekte von Nütz- und Schädling gegenseitig beeinflussen, zeigen
Forscher der Universität Zürich in einem Evolutionsexperiment im
Gewächshaus.

Pflanzen interagieren in der Natur mit verschiedensten Organismen, was
sich laufend auf die Evolution bestimmter Merkmale auswirkt. Während
Bestäuber Blüteneigenschaften und Fortpflanzung beeinflussen, verändern
Frassinsekten die pflanzlichen Abwehrmechanismen. Wie sich diese
Interaktionen gegenseitig beeinflussen, und wie rasch sich Pflanzen
anpassen, wenn die Zusammensetzung der Interaktionspartner ändert, haben
Pflanzenforscher der Universität Zürich (UZH) nun untersucht.

«Experimentelle Evolution» in Echtzeit

In einem zwei Jahre dauernden Gewächshausversuch konnten Florian Schiestl,
UZH-Professor am Institut für Systematische und Evolutionäre Botanik, und
Doktorand Sergio Ramos zeigen, dass die Effekte von Bestäuberinsekten und
jene von Pflanzenfressern in starker Wechselbeziehung miteinander stehen.
Für ihre Studie verwendeten sie Rübsenkohl (Brassica rapa), ein naher
Verwandter des Raps, sowie Hummeln und Schmetterlingsraupen als
Interaktionspartner. Über sechs Generationen behandelten sie die Pflanzen
in vier verschiedenen Gruppen: mit Hummeln allein bzw. zusammen mit Raupen
sowie von Hand bestäubt ohne bzw. mit Raupenfrass.

Balance zwischen Anziehung und Verteidigung

Nach dieser «experimentellen Evolution» zeigte sich, dass die von Hummeln
bestäubten Pflanzen ohne Raupenfrass am attraktivsten für die Bestäuber
waren - sie dufteten stärker und hatten grössere Blüten. «Diese Pflanzen
hatten sich während des Experiments an die Vorlieben der Hummeln
angepasst», sagt Sergio Ramos. Pflanzen, die mit Hummeln und Raupen
behandelt wurden, waren dagegen weniger attraktiv. Sie hatten höhere
Konzentrationen von giftigen Abwehrstoffen, weniger Blütenduft und
tendenziell kleinere Blüten. «Die Raupen beeinträchtigten die Evolution
attraktiverer Blüten, da die Pflanzen mehr Ressourcen in ihre Verteidigung
investierten», so Ramos.

Kombinierter Einfluss auf die Fortpflanzung

Die starke Wechselwirkung zwischen den Effekten von Hummeln und Raupen
zeigte sich auch in den Fortpflanzungseigenschaften: Im Zuge der Evolution
entwickelten von Hummeln bestäubte Pflanzen etwa die Tendenz zur spontanen
Selbstbestäubung - allerdings nur, wenn sie gleichzeitig von
Schmetterlingsraupen befallen waren. Pflanzen mit Raupenfrass bilden
weniger attraktive Blüten, was sich auf das Verhalten der Hummeln
auswirkt: Sie bestäuben diese Blüten weniger gut.

Mechanismen der Evolution besser verstehen

Die Studie zeigt, wie bedeutend interaktive Effekte für die Entwicklung
der Vielfalt sind. Ändert sich die Zusammensetzung der Interaktionspartner
- etwa durch Habitatverlust, Klimawandel oder Bestäuberrückgang - kann
dies einen raschen evolutiven Wandel der Pflanzen bewirken. «Die vom
Menschen verursachten Umweltveränderungen beeinflussen das evolutionäre
Schicksal einer Vielzahl von Organismen - mit Folgen für
Ökosystemstabilität, Biodiversitätsverlust und Ernährungssicherheit», sagt
Florian Schiestl. Noch nie sei das Verständnis für diese Mechanismen so
relevant gewesen wie heute, so der Forscher.


Originalpublikation:

Sergio E. Ramos, Florian P. Schiestl.

Rapid plant evolution driven by the interaction of pollination and
herbivory.

Science. April 11, 2019.

DOI: 10.1126/science.aav6962

Weitere Informationen unter:

https://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2019/Pflanzenvielfalt.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution94
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1786: EU-Urheberrechtsreform - Chance für einheitliche europaweite Regelung vertan


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. April 2019

EU-Urheberrechtsreform: Chance für einheitliche europaweite Regelung vertan



Zur EU-Urheberrechtsreform, die heute im EU-Ministerrat beschlossen
wurde, erklärt Tabea Rößner, Sprecherin für Netzpolitik:

Über fünf Millionen Menschen in der EU haben eine Petition gegen die
EU-Urheberrechtsreform unterschrieben. Tausende Menschen waren vor
allem in Deutschland auf den Straßen und haben friedlich gegen die
Richtlinie protestiert. Das Agieren der Koalitionsparteien innerhalb
dieser Debatte war und ist ein Trauerspiel. Der Schlingerkurs von
Bundesjustizministerin Barley wie auch die bewussten Nebelkerzen der
CDU stärken nicht das Vertrauen in die Politik. Viele Menschen fühlen
sich durch ein solches Verhalten zurecht nicht ernst genommen. Es
zeigt zudem, dass die Bundesregierung noch immer nicht im digitalen
Zeitalter angekommen ist. Die Artikel 15 und 17 sind und bleiben
problematisch. Die Uploadfilter gefährden die Meinungsfreiheit im
Internet. Mit dem EU-weiten Leistungsschutzrecht werden die Interessen
weniger großer Konzerne vor die von Kreativen gestellt.

Eins ist klar: Urheberinnen und Urheber müssen an der Wertschöpfung
ihrer Werke in der digitalen Welt angemessen beteiligt werden. Es ist
aber auch vollkommen klar, dass dabei keine Hürden für freien
Meinungsaustausch und Informationsfluss entstehen dürfen. Uns war ein
fairer Interessenausgleich zwischen Urhebern, Plattformen und
Verwertern immer wichtig.

Das Ziel, einen einheitlichen europaweiten Binnenmarkt im Urheberrecht
zu schaffen wurde mit der heutigen Verabschiedung nicht erreicht und
auf nicht absehbare Zeit verschoben. Ein Flickenteppich aus 27
nationalen Regelungen bleibt im Großteil erhalten. Die Richtlinie
steht damit nicht für ein Mehr an Europa auf einem so
harmonisierungsbedürftigen Gebiet. Im Hinblick auf die kommende
Europawahl ist dies ein fatales Zeugnis von fehlender
Handlungsfähigkeit und -bereitschaft der Koalitionsparteien auf
EU-Ebene.

Mit der heutigen Verabschiedung ist Deutschland nun durch die
Richtlinie verpflichtet, diese innerhalb von zwei Jahren umzusetzen.
Die Bundesregierung muss jetzt zum einen sicherstellen, dass die
versprochene Mehrvergütung auch wirklich bei den Urheberinnen und
Urhebern ankommt. Zum anderen muss sie Rechtssicherheit für die
Plattformen schaffen. Dafür bedarf es klarer Sorgfaltspflichten. Die
Bundesregierung ist darüber hinaus gefordert, für eine einheitliche
und koordinierte Umsetzung mit den anderen Mitgliedstaaten der
Europäischen Union zu sorgen, damit nationale Alleingänge vermieden
werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. April 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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UMWELT/1832: Endlagersuche Gorleben - Atommüllproblem nur solidarisch lösbar


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. April 2019

Gorleben/Endlagersuche: Atommüllproblem nur solidarisch lösbar



Zum Abriss der Mauer um das Gelände über dem Bergwerk Gorleben erklärt
Sylvia Kotting-Uhl MdB:

Es ist gut, dass in Gorleben nach Jahrzehnten des gesellschaftlichen
Großkonflikts sichtbar abgerüstet wird. Der Abbau der Geländemauer ist
ein weiterer Schritt in die richtige Richtung. Das neue
parteiübergreifend beschlossene Verfahren bietet die Chance, sowohl
technisch als auch gesellschaftlich eine verantwortbare Lösung zu
finden.

Bedenklich ist, dass bei manchen in der Politik die Verantwortung für
den Atommüll schon wieder in Vergessenheit zu geraten scheint. Wir
werden das schwierige Problem mit dem hoch radioaktiven Atommüll nur
dann vertretbar lösen können, wenn alle Verantwortlichen in der
Politik sich dauerhaft zu dem gemeinsamen, wissenschaftsbasierten
Verfahren bekennen. Das gilt auch für Bayern. Wir müssen für den
gefährlichsten Müll, den wir produziert haben, den Standort mit der
bestmöglichen Sicherheit finden. Das Atommüllproblem lässt sich nur
solidarisch lösen.

 * 

Quelle:
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RECHT/923: Umsetzung der Urheberrechtsrichtlinie mit Augenmaß


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. April 2019

Umsetzung der Urheberrechtsrichtlinie mit Augenmaß

Fairen Interessenausgleich im nationalen Recht sicherstellen



Der Rat der Europäischen Union hat am heutigen Montag dem Kompromiss
zur EU-Urheberrechtsrichtlinie förmlich zugestimmt. Dazu erklären die
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Nadine
Schön und Thorsten Frei sowie die rechtspolitische Sprecherin
Elisabeth Winkelmeier-Becker und der digitalpolitische Sprecher
Tankred Schipanski:

"Auch in der digitalen Welt muss sichergestellt sein, dass das
geistige Eigentum von Autoren, Künstlern, Kreativen, Musikern und
anderen Urhebern geschützt wird. Fest steht aber auch: Wir nehmen die
Sorgen derjenigen ernst, die fürchten, dass es zu Einschränkung bei
der Veröffentlichung von Inhalten und zu Einschränkungen der
Meinungsvielfalt kommen könnte. Ein besserer Schutz von
Urheberrechten darf nicht dazu führen, dass das freie Internet
eingeschränkt, also letztlich das Hochladen von urheberrechtlich
zulässigen Inhalten mit der Folge blockiert wird, dass damit
Einschränkungen für die freie Meinungsäußerung verbunden sind.

Der Kompromiss, den die Kollegen in Europa verhandelt und den die
Mitgliedstaaten heute im Rat endgültig verabschiedet haben, war
Ergebnis langer und intensiver Verhandlungen. Mit der neuen
Richtlinie werden künftig solche Internetplattformen in die Pflicht
genommen, die Geschäfte damit machen, dass sie urheberrechtlich
geschütztes Material verbreiten. Für sie gilt in Zukunft: Sie müssen
einen fairen Anteil ihrer Gewinne an die Urheber abgeben. Wichtig
bleibt für uns: Wir wollen in der nun anstehenden deutschen Umsetzung
der Richtlinie dafür Sorge tragen, dass es unter Vermeidung von
Upload-Filtern nicht zu den befürchteten Einschränkungen der
Meinungsfreiheit kommt. Dafür hat die CDU Deutschlands ein
Umsetzungsmodell entwickelt, das sich an dem Grundsatz "Bezahlen
statt Blockieren" orientiert. Über eine geeignete Umsetzung wollen
wir sicherstellen, dass die Neuerung zu einem guten und fairen
Interessenausgleich in Deutschland führt."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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EUROPA/1703: Bundesregierung verhindert Uploadfilter nicht


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. April 2019

Bundesregierung verhindert Uploadfilter nicht



"Die Bundesregierung hat mit ihrer ausschlaggebenden Stimme den Weg
für Uploadfilter frei gemacht. Niemand wird in Zukunft behaupten
können, Union und SPD hätten es nicht so gewollt, denn selbst eine
Enthaltung hätte heute die Chance für einen Neuanfang eröffnet",
erklärt Petra Sitte, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion
DIE LINKE und Mitglied im Ausschuss Digitale Agenda, zur heutigen
Abstimmung über die EU-Urheberrechtsrichtlinie im Rat der EU. Sitte
weiter:

"Das Feigenblatt einer Protokollerklärung ändert daran nicht viel.
Aber es ist bezeichnend, wie umstritten selbst das bis zuletzt war.
Wenn die Koalition sich nun in der Umsetzung daran machen will, den
von ihr selbst angerichteten Schaden so weit wie möglich wieder zu
begrenzen, werden wir das konstruktiv begleiten. Wir werden sie aber
auch an die von ihr selbst in den letzten Wochen gegebenen hohen
Versprechungen erinnern und sie daran messen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. April 2019
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





RECHT/557: Freiheit für Julian Assange - keine Auslieferung an die USA


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. April 2019

Freiheit für Julian Assange - keine Auslieferung an die USA



"Es ist eine Verpflichtung aller anständigen Demokraten der
EU-Mitgliedsstaaten, eine Auslieferung des Wikileaks-Gründers Julian
Assange an die USA zu verhindern", erklären die Abgeordneten des
Deutschen Bundestages und des Europäischen Parlaments, Sevim Dagdelen,
Heike Hänsel und Ana Miranda, in einer gemeinsamen Stellungnahme
anlässlich einer Protestaktion vor dem Gefängnis HMP Belmarsh in
London. Weiter erklären die Abgeordneten:

"Wir stehen humanitär in der Pflicht, da sich Assange nun in
britischem Gewahrsam befindet und ein Auslieferungsersuchen der USA
vorliegt, zumal hochrangige Vertreter der US-Regierung - darunter
Präsident Donald Trump - den Publizisten mit dem Tode bedroht haben.

Die Verfolgung von Julian Assange schafft einen gefährlichen
Präzedenzfall, durch den Journalisten aus aller Welt, einschließlich
EU-Bürger, an die USA ausgeliefert werden könnten, wenn die
Berichterstattung als ein Risiko für die nationale Sicherheit der USA
interpretiert wird. Es droht eine weltweite Kriminalisierung des
Journalismus.

Assange soll dafür bestraft werden, dass er tausende von
Regierungsdokumenten veröffentlicht und schwere Kriegsverbrechen der
USA aufgedeckt hat. Die Anklage kommt einem Rachefeldzug gleich und
soll Nachahmer abschrecken. Dabei gilt weiterhin: Nicht die
Offenlegung von Kriegsverbrechen muss bestraft werden, sondern
diejenigen, die für diese Kriegsverbrechen verantwortlich sind, müssen
vor Gericht gestellt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. April 2019
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UMWELT/675: Extinction Rebellion muss sein


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. April 2019

Extinction Rebellion muss sein



"Die Klimaschutzbewegung 'Extinction Rebellion' ist eine
Notwendigkeit. Während die Große Koalition in Berlin ein Klimaziel
nach dem anderen verpasst und sich hinter Kommissionen und Kabinetten
versteckt, statt Klimaschutz-Gesetze zu verabschieden, legt die bunt
gemischte Gruppe aus Jung und Alt mit ihren Aktionen des zivilen
Ungehorsams den Finger in die Wunde", erklärt Lorenz Gösta Beutin,
energie- und klimapolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE. Beutin
weiter:

"Die Klimakrise ist für Millionen längst eine Frage des Überlebens,
schon heute sind die Ärmsten der Armen im globalen Süden vor
Wetterextremen auf der Klimaflucht, das Artensterben hat begonnen, die
Polkappen schmelzen ab, Inselstaaten verschwinden im Meer, die USA und
die EU schotten sich mit hohen Mauern vor den Opfern von Armut und
Erderwärmung ab.

Das Erstarken von sozialen Bewegungen wie 'Ende Gelände' und
'FridaysForFuture' sind ein Symptom jahrelangen Politikversagens. Die
Klimakrise ist Teil der politischen und sozialen Krise, in der die
Interessen großer Konzerne Vorfahrt vor Umweltschutz und Demokratie
haben. Es sind heute vor allem junge Menschen, die besorgt über die
Zukunft der Weltgesellschaft sind und auf der Straße, auf Plätzen und
in Tagebauen Druck ausüben und sich für Veränderung einsetzen.

DIE LINKE erklärt sich solidarisch mit jeder Klimaschutzbewegung, die
der Politik den Spiegel vorhält und zum sofortigen Handeln aufruft."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 15. April 2019
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BUNDESTAG/8287: Heute im Bundestag Nr. 424 - 15.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 424

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 15. April 2019, Redaktionsschluss: 13.47 Uhr

1. Containern von Lebensmitteln

2. Insektenfreundliche Landwirtschaft

3. Mitgliedschaft in der Gülen-Bewegung

4. Aufstand von Dersim in der Türkei

5. Kurdische Gebiete in Syrien

6. Afrika-Politik der Bundesregierung



1. Containern von Lebensmitteln

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Für die Entkriminalisierung des sogenannten
Containerns von Lebensmitteln setzt sich die Fraktion Die Linke ein.
In einem Antrag (19/9345) heißt es, die Entnahme von genießbaren
Lebensmitteln aus Supermarktmülltonnen stelle derzeit eine Straftat
dar. Diese Rechtspraxis sei skandalös. Das Entnehmen von Lebensmitteln
aus einer Supermarktmülltonne sei kein missbilligenswertes Verhalten,
sondern stelle ein besonderes gesellschaftlich gewünschtes Verhalten
dar, weil es Lebensmittelverschwendung reduziere. Der Bundestag solle
die Bundesregierung daher auffordern, einen Gesetzentwurf vorzulegen,
durch den die Aneignung entsorgter Lebensmittelabfälle von der
Strafverfolgung ausgenommen wird, beispielsweise indem solche
Lebensmittelabfälle als herrenlose Sachen definiert werden.

 * 

2. Insektenfreundliche Landwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke will eine insektenfreundliche
Landwirtschaft fördern. Dazu legen die Abgeordneten einen Antrag
(19/9344) vor, der mithilfe einer Änderung der Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) die Zahlungen von EU-Fördermitteln an ökologische
und soziale Kriterien bindet. Außerdem sollen insektenfreundliche
Kulturflächen wie Brachen, Schon- und Schutzstreifen, Hecken,
Flurgehölze, Kleingewässer und Streuobstwiesen mit Blühaspekten
gefördert werden, die auf eine vielfältige Agrarlandschaft abzielen.
Darüber hinaus sollen alle Möglichkeiten im Rahmen der GAP genutzt
werden, um die Feld-, Wiesen-, Wald- und Gewässerrandstrukturen
ökologisch aufzuwerten und Biotopverbunde auszubauen.

 * 

3. Mitgliedschaft in der Gülen-Bewegung

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach den "Auswirkungen der Vielzahl von Verhaftungen
und Entlassungen von Beamten der türkischen Sicherheitsbehörden"
erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/8859). Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, wie viele
Polizisten sowie Bedienstete der Justizbehörden der Türkei
einschließlich Richtern und Staatsanwälten seit 2013 unter dem Vorwurf
der Mitgliedschaft in der Gülen-Bewegung vom Dienst suspendiert,
entlassen, festgenommen, in Untersuchungs- oder Strafhaft genommen
worden sind. Außerdem soll die Bundesregierung mitteilen, wie viele
Polizisten und Justiz-Beschäftigte in der Türkei, "die im Zuge von des
internationalen polizeilichen Informationsaustausches oder der
Rechtshilfe mit den deutschen Behörden im regelmäßigen Austausch oder
Kontakt standen", seit 2013 unter dem Vorwurf der Mitgliedschaft,
Unterstützung oder Propaganda für die sogenannte
Fethullah-Terrororganisation (FETÖ) fest- oder in Untersuchungshaft
genommen oder bereits verurteilt wurden.

 * 

4. Aufstand von Dersim in der Türkei

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) "Massaker und Vertreibungen an der alevitischen
Bevölkerung in Dersim 1937 und 1938" lautet der Titel einer Kleinen
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8944). Die Bundesregierung soll
unter anderem mitteilen, welche Kenntnisse sie zum Vorgehen des
türkischen Staates gegenüber der "alevitischen, zaza-sprachigen
Bevölkerung der ostanatolischen Region Tunceli/Dersim in den 1930er
Jahren" hat und wie viele Menschen dem Vorgehen der türkischen Armee
gegen die Bevölkerung der Region in den Jahren 1937/38 zum Opfer
fielen. Außerdem fragen die Abgeordneten, wie viele Menschen in den
nachfolgenden Jahren aus der Region Tunceli zwangsweise in welche
anderen Landesteile umgesiedelt worden sind.

 * 

5. Kurdische Gebiete in Syrien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach "Unterstützungsleistungen Deutschlands für die
selbstverwalteten Gebiete in Nord- und Ostsyrien" erkundigt sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/8775). Die
Abgeordneten fragen unter anderem nach der Verwendung von Hilfsmitteln
in Höhe von zehn Millionen Euro in den von der kurdischen
Selbstverwaltung kontrollierten Gebieten sowie nach der humanitären
Grundversorgung und dem Zugang von Hilfsorganisationen.

 * 

6. Afrika-Politik der Bundesregierung

Auswärtiges/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung hat die Fortschreibung ihrer
Afrikapolitischen Leitlinien vorgelegt und darin Ziele definiert.
Demnach solle die Afrikapolitik die Förderung von Frieden, Sicherheit
und Stabilität sowie "nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung,
Wachstum, Wohlstand und Beschäftigung für alle" anstreben, wie es in
der Unterrichtung (19/8765) der Bundesregierung heißt. Weitere Ziele
sei die Steuerung und Gestaltung von Migration und die Minderung von
Fluchtursachen, die Vertiefung zivilgesellschaftlicher Partnerschaften
und Stärkung der regelbasierten Weltordnung gemeinsam mit Afrika.

Die europäisch-afrikanische Partnerschaft sei wesentlich für die
Umsetzung der Agenda 2063 der Afrikanischen Union und der Agenda 2030
für nachhaltige Entwicklung und leiste damit einen Beitrag zur Lösung
globaler Herausforderungen. Die Bundesregierung wolle einen
"umfassenden afrikapolitischen Ansatz verfolgen, der in sich kohärent,
innerhalb der Bundesregierung koordiniert und in den europäischen und
multilateralen Kontext eingebettet ist". Man werde dazu auch die
Mitgliedschaft im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 2019 bis 2020
und den EU-Ratsvorsitz im zweiten Halbjahr 2020 nutzen. Außerdem sei
die Koordination innerhalb der Bundesregierung durch die Einrichtung
eines Ressortkreises Afrika auf Staatssekretärsebene verstärkt worden.

 * 
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1. Wirtschaftsprüfer sollen stärker haften

2. Brexit und Lobbyismus

3. Keine Pflicht zur Gesprächserfassung

4. Steuerbelastung von Autofahrern

5. 4,1 Millionen mit Spitzensteuersatz

6. Frage nach Nachhaltigkeitsstrategie

7. AfD fragt nach Bankenfusion



1. Wirtschaftsprüfer sollen stärker haften

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung soll einen Gesetzentwurf
vorlegen, mit dem das Haftungsprivileg von Wirtschaftsprüferinnen und
Wirtschaftsprüfern im Handelsgesetzbuch aufgehoben wird und die
Haftungsvorschriften an die für andere Berufsgruppen geltenden
Vorschriften angepasst werden. Dies fordert die Fraktion Die Linke in
einem Antrag (19/9341).

Die vier großen Wirtschaftsprüfungsgesellschaften KPMG, E&Y, PwC und
Deloitte sind nach Angaben der Linksfraktion regelmäßig in Skandale
verwickelt. Abschlussprüfungen hätten beispielsweise der Hypo Real
Estate oder der Mittelstandsbank IKB uneingeschränkte
Zahlungsfähigkeit bescheinigt - und das wenige Wochen vor deren
Insolvenz. Verantwortlich dafür sei unter anderem, dass
Wirtschaftsprüferinnen und Wirtschaftsprüfer von dem zu prüfenden
Unternehmen engagiert und entlohnt würden. Die Fahrlässigkeit werde
zudem begünstigt, da die Haftung für Abschlussprüferinnen und
Abschlussprüfer nach den Bestimmungen des Handelsgesetzbuches auf eine
Milliarde Euro begrenzt sei. Die Schäden im Kapitalmarktbereich würden
aber regelmäßig diese Schadenersatzsumme übersteigen, wie zum Beispiel
die Insolvenz der Container Firma P&R jüngst gezeigt habe. Der Schaden
für die rund 54.000 P&R-Anlegerinnen und -Anleger liege im
Milliarden-Euro-Bereich, und auch hier sei bei keiner Prüfung
aufgefallen, dass es rund eine Million verbuchte Containerboxen nie
gegeben habe.

 * 

2. Brexit und Lobbyismus

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Eine Verpflichtung zur Erfassung sämtlicher
geführter Gespräche in der Regierung besteht nicht. Dies erklärt die
Regierung in ihrer Antwort (19/8844) auf die Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/8360), die sich nach der Einflussnahme von
Interessenvertreterinnen und Interessenvertretern auf den Entwurf
eines Gesetzes über steuerliche und weitere Begleitregelungen zum
Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus
der Europäischen Union (Brexit-Steuerbegleitgesetz - Brexit-StBG)
erkundigt hatte. Angesichts einer Vielzahl identischer Kleiner
Anfragen der Fraktion zu anderen Gesetzentwürfen und angesichts des
Umfangs der Überprüfung der aktuellen Gesetzgebungstätigkeit sowie der
Detailtiefe von einzelnen Fragen sieht die Bundesregierung die Grenze
zur "administrativen Überkontrolle" erreicht.

 * 

3. Keine Pflicht zur Gesprächserfassung

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE)

Eine Verpflichtung zur Erfassung sämtlicher geführter Gespräche in der
Regierung besteht nicht. Dies erklärt die Regierung in ihrer Antwort
(19/8843) auf die Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8359), die
sich nach der Einflussnahme von Interessenvertreterinnen und
Interessenvertretern auf den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Neuregelung von Stromsteuerbefreiungen sowie zur Änderung
energiesteuerrechtlicher Vorschriften erkundigt hatte. Angesichts
einer Vielzahl identischer Kleiner Anfragen der Fraktion zu anderen
Gesetzentwürfen und angesichts des Umfangs der Überprüfung der
aktuellen Gesetzgebungstätigkeit sowie der Detailtiefe von einzelnen
Fragen sieht die Bundesregierung die Grenze zur "administrativen
Überkontrolle" erreicht.

 * 

4. Steuerbelastung von Autofahrern

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die deutschen Autofahrer haben im vergangenen Jahr
rund 20 Milliarden Euro Energiesteuer auf Diesel und rund 15
Milliarden Euro Energiesteuer auf Benzin bezahlt. Wie aus einer
Antwort der Bundesregierung (19/8933) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/8385) weiter hervorgeht, wurden außerdem rund neun
Milliarden Euro an Kraftfahrzeugsteuer bezahlt. Die Höhe der Einnahmen
aus der Versicherungsteuer auf Kfz-Haftpflichtversicherungen beziffert
die Bundesregierung auf rund drei Milliarden Euro. Demgegenüber
standen im Bundeshaushalt Ausgaben für Bundesfernstraßen von rund 10,8
Milliarden Euro.

Insgesamt gibt es in Deutschland rund 47 Millionen Personenkraftwagen,
von denen in den letzten zehn Jahren 32,4 Millionen neu zugelassen
worden sind. In der deutschen Automobilindustrie sind 819.000 Personen
beschäftigt. Der Gesamtumsatz belief sich 2017 auf 423 Milliarden
Euro.

 * 

5. 4,1 Millionen mit Spitzensteuersatz

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) 4,1 Millionen Personen sind im vergangenen Jahr
zumindest mit Teilen ihres zu versteuernden Einkommens dem
Spitzensteuersatz unterworfen worden. Dies teilt die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/8837) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/8291) mit. Das Einkommensteueraufkommen aller Steuerpflichtigen,
die mit Teilen ihres zu versteuernden Einkommens mindestens dem
Spitzensteuersatz unterworfen werden, habe im Jahr 2018 rund 149,3
Milliarden Euro betragen.

 * 

6. Frage nach Nachhaltigkeitsstrategie

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Nachverfolgung der deutschen
Nachhaltigkeitsstrategie macht die FDP-Fraktion zum Thema einer
Kleinen Anfrage (19/9101). Gefragt wird unter anderem, welche
Maßnahmen die gewünschten Erfolge gebracht und welche Maßnahmen ihr
Ziel verfehlt haben. Detailfragen beziehen sich zum Beispiel auf die
Minderung der Stickstoffüberschüsse in der Landwirtschaft.

 * 

7. AfD fragt nach Bankenfusion

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die AfD-Fraktion stellt eine Kleine Anfrage
(19/9111) zur Fusion von Commerzbank und Deutscher Bank. Die
Bundesregierung soll angeben, ob sie eine global agierende Großbank in
Deutschland für erforderlich hält. Außerdem wird gefragt, ob das
Bundesministerium der Finanzen direkt oder indirekt Einfluss auf die
Einleitung von Sondierungsgesprächen zwischen den beiden Banken
genommen hat und ob die Bundesregierung sich an den Gesprächen
beteiligt.

 * 
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1. Kapazitäten in der Kernforschung

2. Unterstützung von genderDynamiken

3. Entwicklung des Deutschlandstipendiums

4. Förderung der Blauen Biotechnologie



1. Kapazitäten in der Kernforschung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Eine der zentralen Zielstellungen des 7.
Energieforschungsprogramms vom September 2018 ist die Leistung eines
substantiellen Beitrags zu Aufbau, Weiterentwicklung und Erhalt der
wissenschaftlich-technischen Kompetenz und der Nachwuchsförderung im
Bereich der nuklearen Sicherheitsforschung in Deutschland. Das
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8882) auf die Kleine
Anfrage der FDP (19/8392). In Deutschland herrsche bereits heute ein
Mangel an Ingenieuren, darunter Kerntechnikern. Im Koalitionsvertrag
zwischen CDU, CSU und SPD seien das Vorantreiben eines sicheren
Atomausstiegs, ein Hinarbeiten auf die Anpassung des Euratom-Vertrags
auf künftige Herausforderungen, sowie die Erarbeitung eines Konzepts
zum Erhalt von heimischer Expertise und Fachpersonal im Bereich
Kerntechnik vereinbart worden.

Weltweit würden Kernkraftwerke heute und in absehbarer Zeit zur
Versorgung mit elektrischer Energie beitragen. Angesichts des
möglichen grenzüberschreitenden Charakters der Betriebsrisiken liege
es auch langfristig im deutschen Sicherheitsinteresse, die
Entwicklungen im benachbarten Ausland hinsichtlich bestehender und
geplanter Anlagen aus fachlicher Sicht verfolgen zu können.

Die Bemühungen der Bundesregierung stünden im Einklang mit der
Entscheidung Deutschlands, die gewerbliche Nutzung der Kernenergie zur
Stromerzeugung in Deutschland zu beenden, darauf ausgerichtet, den
erreichten hohen Stand der wissenschaftlich- technischen Kompetenz
deutscher Forschungsstellen sowie deren Einbindung in internationale
Forschungsaktivitäten beständig auf dem derzeitigen Niveau
weiterzuentwickeln.

Erhalt und Zukunftssicherung kerntechnischer Studiengänge sind
unbedingt erforderlich, schreibt die Bundesregierung. Die
Bundesregierung fördere die Aus- und Weiterbildung des
wissenschaftlichen Nachwuchses an deutschen Hochschulen insbesondere
durch Gemeinsame Berufungen von leitenden Wissenschaftlern durch
Einrichtungen der Helmholtz-Gemeinschaft und Hochschulen. Darüber
hinaus sei die Förderung exzellenter Forschungsprojekte zu national
und international aktuell diskutierten Themen auf den oben genannten
Gebieten eine wesentliche Säule förderpolitischen Handelns, um die
Länder zu unterstützen, bestehende Forschungskapazitäten an deutschen
Hochschulen zu erhalten und weiterzuentwickeln. Zusätzlich habe das
BMBF mit dem Förderkonzept "FORKA - Forschung für den Rückbau
kerntechnischer Anlagen" einen neuen Rahmen für die Rückbauforschung
erarbeitet. Eine der zentralen Zielstellungen aller genannten
Fördermaßnahmen sei der perspektivische Erhalt von Fachwissen und
-personal.

Darüber hinaus bilde die Ressortforschung des Bundesministeriums für
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) eine weitere Säule
des Kompetenzerhalts auf dem Gebiet der nuklearen Sicherheit und des
Strahlenschutzes. Die Ressortforschung bilde einen wichtigen Baustein
für die frühzeitige Ermittlung neuer Herausforderungen auf den
genannten Gebieten. Die Vorarbeiten zu Entwurf und Abstimmung des
gemeinsamen Konzeptes der Bundesregierung zum perspektivischen Erhalt
von Fachwissen und -personal für Betrieb, Rückbau und Sicherung von
Nuklearanlagen seien aufgrund des ganzheitlichen Ansatzes mit diversen
Beteiligten noch nicht abgeschlossen. Im Rahmen der laufenden
Vorarbeiten werde über den Auftrag des Koalitionsvertrages für die 19.
Legislaturperiode hinausgehend auch der Strahlenschutz betrachtet.

Zudem beteilige sich Deutschland mittelbar am "International
Thermonuclear Experimental Reactor" (ITER) zusammen mit sieben Partner
Europa, Japan, Russland, USA, China, Südkorea und Indien. Als einer
der sieben ITER-Partner repräsentiere Euratom die 28 EU-Staaten und
die Schweiz und vertrete Europa im ITER Council. Das
Max-Planck-Institut für Plasmaphysik (IPP), das Forschungszentrum
Jülich (FZJ) und das Karlsruher Institut für Technologie (KIT) hätten
umfangreiche Kooperationsverträge mit Universitäten, in denen sie
unter anderem auch zu ITER-Aufträgen oder mit ITER verwandten Themen
zusammenarbeiten. Das betreffe in größerem Umfang beispielsweise die
Universitäten Stuttgart und Augsburg (IPP) sowie Bochum (IPP, FZJ).

 * 

2. Unterstützung von genderDynamiken

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Das Verbundvorhaben der Technischen Universität
Berlin und der Freien Universität Berlin "genderDynamiken. Fallstudien
zur Verschränkung von Fachkulturen und Forschungsorganisationen am
Beispiel der Physik (genderDynamiken)" wurde von 2012 bis 2015 im
Rahmen der Förderrichtlinie "Frauen an die Spitze" wurden mit gut
einer Million Euro gefördert. Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/8878) auf die Kleine Anfrage der AfD (19/8381). Die
AfD hatte gefragt, aufgrund welcher Überlegungen die Bundesregierung
zu dem Entschluss gekommen ist, das Projekt "genderDynamiken" zu
fördern.

Die Kriterien, die bei der Auswahl des geförderten Projekts zugrunde
gelegt wurden, würden sich aus der Förderrichtlinie "Frauen an die
Spitze" ergeben, wie dem Innovationsgehalt des Konzepts, der
fachlichen Qualität der Skizze, der Wirtschaftlichkeit des Konzepts
sowie der zu erwartenden Nachhaltigkeit und Verstetigung. Über die
Förderfähigkeit des Vorhabens "genderDynamiken" habe das zuständige
Fachreferat im Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) nach
Maßgabe der haushaltsrechtlichen Regelungen der Bundeshaushaltsordnung
(BHO) entschieden. Die Bundesregierung habe die Förderlinie "Frauen an
die Spitze" initiiert und in ihrem Rahmen die Förderung des
Verbundvorhabens "genderDynamiken" ermöglicht, um mit einer
zukunftsorientierten Förderpolitik Voraussetzungen zu schaffen, die es
ermöglichen, dass Frauen in Wissenschaft und Forschung in allen
Bereichen und auf allen Ebenen, vor allem in Führungspositionen,
gleichberechtigt vertreten sind. Die Erfüllung der Förderkriterien sei
Voraussetzung für eine Förderung gewesen. Die Ergebnisse des Vorhabens
seien entsprechend der in der Vorhabenbeschreibung des Antrags
dargestellten Vorgehensweise und den dort enthaltenen Arbeits- und
Verwertungsplänen in eigener Verantwortung der Zuwendungsempfänger
publiziert worden. Befunde, die die von den Projektverantwortlichen im
Ergebnis ihrer Untersuchungen festgestellten spezifischen
Belastungsszenarien speziell für Frauen stützen, würden sich auch in
den beiden bisher von der Bundesregierung veröffentlichten
Gleichstellungsberichten (17/6240) vom 16. Juni 2011 sowie
Bundestagsdrucksache (18/12840) vom 21. Juni 2017) finden.

 * 

3. Entwicklung des Deutschlandstipendiums

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung verfolgt mit dem
Deutschlandstipendium das Ziel, die Stipendienkultur in Deutschland zu
stärken und dadurch hochqualifizierten Nachwuchs zu sichern und so
Fachkräftemangel entgegenzutreten. Mit dem Stipendium sollen die
Leistungen begabter und leistungsstarker Studenten anerkannt werden
und die Vernetzung von Hochschulen mit Unternehmen aus der Region
unterstützt werden. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/9121) auf die Kleine Anfrage der FDP (19/8246). Im Jahr 2017
wurden durch das Deutschlandstipendium rund 25.900 Studenten
gefördert. Neben den insgesamt rund 29.500 Stipendiaten aller 13
Begabtenförderungswerke ist das Deutschlandstipendium damit die zweite
große Säule der deutschen Stipendienlandschaft. Insgesamt ist seit
Beginn des Programms im Jahr 2011 die Zahl der durch das
Deutschlandstipendium geförderten Studenten durchgehend angestiegen.
Die Bundesregierung strebt eine weitere kontinuierliche Steigerung der
Förderquote an.

Die Begleitforschung zeige, dass sich das Deutschlandstipendium
förderlich auf den Ausbau einer Stipendienkultur sowie auf die
Etablierung und Stärkung von Netzwerken zwischen Hochschulen und
Förderern auswirke und dass eine große soziale Ausgewogenheit unter
den geförderten Studenten bestehe. Deutschlandstipendiatinnen und
Deutschlandstipendiaten spiegelten weitestgehend die gesamte
Studierendenschaft wider. Aus der Begleitforschung zum
Deutschlandstipendium gehe hervor, dass der Anteil der Stipendiaten
mit einem Migrationshintergrund von 28 Prozent zudem
überdurchschnittlich sei.

Ein weiteres Ergebnis der Begleitforschung sei, dass der Anteil der
Erstakademikerinnen und Erstakademiker unter den geförderten Studenten
50 Prozent betrage. Auch der Anteil geförderter Studenten an
Fachhochschulen entspreche im Wesentlichen dem Anteil unter den
Studenten insgesamt. Diese Ergebnisse der Begleitforschung zeigten,
dass die mit dem Deutschlandstipendium verfolgten Ziele erreicht
werden, unterstreicht die Bundesregierung.

Wie die Evaluation zeige, steigen die Stipendienzahlen mit zunehmender
Erfahrung und längerer Teilnahmedauer der Hochschulen an. Die
Erkenntnis, dass sich das Programm für die strategische Aufstellung
der Hochschulen nutzen lasse, sei Anreiz zum Einstieg und Ausbau der
vorhandenen Möglichkeiten. Daher seien grundsätzlich weiter steigende
Stipendienzahlen zu erwarten.

Eine weitere Erkenntnis der Evaluation sei, dass die Förderquote
weitgehend unabhängig von regionalen Faktoren ist, das heißt an allen
Hochschulstandorten seien die Bedingungen gegeben, um ausreichend
private Mittel akquirieren zu können. Bei der Untersuchung der
regionalen Kontextbedingungen wie etwa Wirtschaftskraft am
Hochschulstandort, Qualifikation der Einwohner sowie
Beschäftigungsquote zeige sich praktisch kein Einfluss auf den
Fördererfolg. Die fachliche Ausrichtung habe zudem keine Auswirkung
auf den Akquiseerfolg von Hochschulen.

Als Folge der Zweckbindung eines Teils der Stipendien würden Studenten
der MINT-Fächer (Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften,
Technikwissenschaften) etwas häufiger gefördert als andere. Das ist
durchaus gewollt, schreibt die Bundesregierung. Das
Deutschlandstipendium sei nicht zuletzt deshalb eingeführt worden, um
künftig dem Fachkräftemangel bei hoch qualifizierten
MINTAbsolventinnen und MINT-Absolventen zu begegnen. Private Förderer,
insbesondere aus der Wirtschaft, würden den Bedarf am besten kennen
und würden mit besonderem Engagement den Nachwuchs aus den
entsprechenden Studienfächern fördern. Insgesamt sei die
Fächerverteilung über die verschiedenen Stipendienprogramme hinweg
annähernd ausgeglichen. Denn die ebenfalls vom BMBF finanzierten
Begabtenförderungswerke förderten besonders viele Studenten der
Geistes- und der Sozialwissenschaften. Zugleich seien Kunsthochschulen
im Vergleich zu anderen Hochschularten bei der Einwerbung von
Stipendienmitteln sehr erfolgreich und würden überproportional viele
Deutschlandstipendien vergeben. Die Bundesregierung unterstütze diese
Entwicklung des Deutschlandstipendiums zudem mit vielfältigen
Maßnahmen. Dazu gehöre auch, dass im Rahmen der Begleitforschung zum
Deutschlandstipendium Beispiele guter Praxis zur Umsetzung des
Deutschlandstipendiums bestimmt und veröffentlicht wurden. Des
Weiteren betreibe der Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft das
Servicezentrum Deutschlandstipendium. Hier fänden Förderer und
Hochschulen ausführliche Informationen und qualifizierte Beratung.

 * 

4. Förderung der Blauen Biotechnologie

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Blaue Biotechnologie hat ein nachhaltiges und
umweltschonendes Potenzial. Gleichzeitig sind aber erhebliche
Forschungs- und Entwicklungsleistungen nötig. Das größte
Nutzungspotenzial der Blauen Biotechnologie wird in der Erschließung
einer Vielfalt originärer Ausgangsmaterialien für biotechnologische
Anwendungen gesehen. Dies können Enzyme für Anwendungen in der
Bioindustrie, bioaktive Substanzen für medizinische Anwendungen oder
aber Substanzen für die Anwendung im Bereich der Lebensmittel-
und/oder Biomasseproduktion sein. Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/8901) auf die Kleine Anfrage der FDP (19/8394). Die
FDP hatte daraufhin gewiesen, das führende Wissenschaftler die blaue
Biotechnologie als richtungsweisende Technologie ansehen, um
weltweiten sozioökologischen und -ökonomischen Herausforderungen wie
der Bereitstellung von nachhaltigen Nahrungsmitteln und
Energieressourcen gerecht zu werden. Der Terminus "Blaue
Biotechnologie" umfasse alle biotechnologischen Anwendungen, die sich
aquatische Organismen (marine und limnische) zunutze machen oder auf
diese abzielen.

Zum jetzigen Zeitpunkt stünden hohe Kapazitäts- und
Kostenanforderungen einer entwicklungspolitischen Anwendung der blauen
Biotechnologie in Entwicklungs- und Schwellenländern entgegen. Das
größte unmittelbare Nutzungspotenzial werde in nachhaltigen
Aquakulturverfahren zur Produktion von tierischem Eiweiß zur
Erreichung und Erhaltung der Ernährungssicherheit sowie zur
Einkommens- und Beschäftigungsgenerierung gesehen.

Die Bundesregierung und die Länder haben 2014 gemeinsam einen
Nationalen Strategieplan Aquakultur erstellt. Darin würden
quantitative Entwicklungsziele für Aquakultur in Deutschland benannt.
Da 2017 die Erreichung der Ziele mit Ausnahme der Muschelproduktion in
der Nordsee nicht absehbar gewesen sei, sei durch das
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) eine
Perspektivstudie zur Aquakultur in Deutschland beauftragt worden. Die
Studie weise ein begrenztes Steigerungspotenzial aus. Dies gelte für
Durchflussanlagen (Forellen), Süßwasserkreislaufanlagen sowie für die
Stabilisierung der Muschelproduktion in der Nordsee. Das Potenzial
anderer Produktionszweige der Aquakultur schätze die Studie unter den
gegebenen rechtlichen, technischen und ökonomischen Rahmenbedingungen
als eher gering ein. Die Bundesregierung unterstütze im Rahmen der
Entwicklungszusammenarbeit Maßnahmen zur Förderung von
kleinbäuerlichen sowie wirtschaftlich und ökologisch nachhaltigen
Aquakultursystemen mit dem Ziel der Ernährungssicherung und
Einkommensschaffung. Das größte wirtschaftliche Potenzial für
Entwicklungsländer liege im Bereich des Exports von Fisch und
Meeresfrüchten (Shrimps, Pangasius, Tilapia und hochpreisige
Meeresfische). In Schwellenländern sei es die Gewinnung von
hochwertigen Rohstoffen für Nahrungs- und Futtermittel sowie für
technische Anwendungen.

Die Bedingungen für eine Offshore-Produktion seien in vielen
Entwicklungs- und Schwellenländern aufgrund geringerer
jahreszeitlicher Temperaturschwankungen günstiger als in Deutschland.
Die Bundesregierung unterstütze das Bestreben der Länder für eine
Nachhaltigkeit der Produktionssysteme in verschiedenen Zielregionen
durch die wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit.

Die integrierte multitrophische Aquakultur (IMTA), mithilfe derer
"On-Shore"-Organismen unterschiedlicher Trophiestufen wie Fische,
Muscheln und Algen in einem gemeinsamen System gezielt kultiviert
werden können, ist zur Co-Kultivierung wirtschaftlich relevanter
mariner Organismen ein vielversprechender integrierter Ansatz. Er habe
sich in verschiedenen Bereichen der Bioökonomie bereits bewährt. Bis
zu einer breiten Anwendung der IMTA-Methode in der kommerziellen
Lebensmittelproduktion bestehe noch ein substanzieller
Entwicklungsaufwand. Technische und wirtschaftliche Probleme stünden
einer Nutzung in Deutschland entgegen. Temperaturbedingte
jahreszeitliche Schwankungen in Deutschland und assoziierte
Restriktionen im Kontext von Nährstofffreisetzung aus der Aquakultur
beziehungsweise Nährstoffaufnahme durch Muscheln und Algen gestalteten
die Umsetzung im Freiland schwierig. Jahreszeitabhängig müssten
verschiedene Algenarten kultiviert werden. Insbesondere bei
Indoor-Anlagen sei ein wirtschaftlicher Betrieb wegen des
Flächenbedarfs der extraktiven Komponenten (Muscheln, Algen) derzeit
nicht möglich.

 * 
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BUNDESTAG/8284: Heute im Bundestag Nr. 421 - 15.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 421

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 15. April 2019, Redaktionsschluss: 11.38 Uhr

1. Haushaltswirkung der Klimazielverfehlung

2. Atomtransporte nach Ahaus

3. FDP fragt nach Kühl- und Kältemitteln

4. Zusammenarbeit mit dem WWF

5. Erhalt der Biodiversität

6. Staatliches Tierwohlkennzeichen



1. Haushaltswirkung der Klimazielverfehlung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen thematisiert in
einer Kleinen Anfrage (19/9091) die finanziellen Risiken der möglichen
Klimazielverfehlung im Rahmen der EU-Lastenteilung. Von der
Bundesregierung will die Fraktion unter anderem wissen, ob sie die
Schätzung des Öko Instituts teilt, nach der die Bundesrepublik allein
für den Zeitraum 2013 bis 2020 bis zu 600 Millionen Euro aufwenden
werden wird müssen, um zusätzlich Zertifikate anderer
EU-Mitgliedsstaaten zu erwerben. Im Rahmen der EU-Lastenteilung wird
die Reduktion von Treibhausgasemissionen, die nicht vom
Emissionshandel umfasst sind, angegangen.

 * 

2. Atomtransporte nach Ahaus

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Die Linke erkundigt sich im Rahmen
einer Kleinen Anfrage (19/9063) nach Details zu Atomtransporten mit
"atomwaffenfähigen abgebrannten Brennelementen des Forschungsreaktors
München-Garching in das Zwischenlager Ahaus". Von der Bundesregierung
will die Fraktion unter anderem Auskunft über Details zu dem
Behältertyp, der für den Transport genutzt werden soll. Zudem fragen
die Abgeordneten nach dem Stand der notwendigen Genehmigungsverfahren.

 * 

3. FDP fragt nach Kühl- und Kältemitteln

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/9089) "Kühl- und Kältemittel in Klimaanlagen". Von der
Bundesregierung will die Fraktion unter anderem Auskunft über das
Vorkommen von Trifluoracetat, einem Abbauprodukt der
Fluorolefinwasserstoffe, in der Umwelt.

 * 

4. Zusammenarbeit mit dem WWF

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleine
Anfrage (19/9090) nach der Zusammenarbeit zwischen dem WWF und dem
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit. Von
der Bundesregierung will die Fraktion unter anderem Auskunft über an
den WWF vergebene Aufträge sowie den Austausch von Mitarbeitern
zwischen WWF, Ministerium beziehungsweise Behörden.

 * 

5. Erhalt der Biodiversität

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich in
einer Kleinen Anfrage (19/9103) nach Maßnahmen zum Erhalt der
Biodiversität. Die Abgeordneten interessieren sich unter anderem für
kurzfristige als auch langfristige Trends der auf der Roten Liste
erfassten Insektenarten.

 * 

6. Staatliches Tierwohlkennzeichen

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Förderkriterien im Rahmen des geplanten
staatlichen Tierwohllabels interessieren die Abgeordneten der
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9105). Die Bundesregierung
soll unter anderem darüber Auskunft geben, welcher Anteil der
betrieblich verursachten Kosten zum Beispiel bei Stallumbauten im
Rahmen der Förderung zum staatlichen Tierwohlkennzeichen
unterstützungsfähig ist. Außerdem soll beantwortet werden, welche
Anforderungen die Betriebe erfüllen müssen, um in den Genuss der
Fördermaßnahmen zu kommen.

 * 
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BUNDESTAG/8283: Heute im Bundestag Nr. 420 - 15.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 420

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 15. April 2019, Redaktionsschluss: 10.55 Uhr

1. Arbeitsplätze in der Altenpflege

2. Einkommen in Mecklenburg-Vorpommern

3. Einkommen in Brandenburg

4. Linke fragt nach mobiler Arbeit

5. Bearbeitung von A-1-Bescheinigungen

6. Open Innovation und Projektwirtschaft

7. Regularien für IT-Freelancer

8. Altersabsicherung von Schutzsuchenden



1. Arbeitsplätze in der Altenpflege

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Zahl der bei der Bundesagentur für Arbeit (BA)
gemeldeten Arbeitsstellen in der Altenpflege ist von durchschnittlich
12.300 Stellen im Jahr 2010 auf 23.900 Stellen im Jahr 2018 gestiegen.
Diese Zahlen nennt die Bundesregierung unter Bezugnahme auf Daten der
BA in ihrer Antwort (19/9126) auf eine Kleine Anfrage (19/8499) der
AfD-Fraktion. Demnach kamen im Jahr 2010 auf eine gemeldete Stelle in
der Altenpflege drei Arbeitslose mit dem Zielberuf Altenpflege, 2018
war es ein Arbeitsloser je gemeldete Stelle. Aus der Antwort geht
weiter hervor, dass die durchschnittliche Arbeitslosenquote in der
Altenpflege 2018 bei 5,1 Prozent gelegen habe.

 * 

2. Einkommen in Mecklenburg-Vorpommern

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für die Entwicklung des Medianeinkommens nach
Berufshauptgruppen in Mecklenburg-Vorpommern interessiert sich die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9141). Darin fragt sie die
Bundesregierung unter anderem auch nach Differenzierungen nach
Geschlecht und Staatsangehörigkeit und nach geringfügig Beschäftigten.

 * 

3. Einkommen in Brandenburg

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für die Entwicklung des Medianeinkommens nach
Berufshauptgruppen in Brandenburg interessiert sich die AfD-Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/9140). Darin fragt sie die
Bundesregierung unter anderem auch nach Differenzierungen nach
Geschlecht und Staatsangehörigkeit und nach geringfügig Beschäftigten.

 * 

4. Linke fragt nach mobiler Arbeit

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/9114) zum mobilen Arbeiten gestellt. Darin fragt sie die
Bundesregierung unter anderem nach der Inanspruchnahme durch
Arbeitnehmer, nach Arbeitszeiten und Lohngefüge.

 * 

5. Bearbeitung von A-1-Bescheinigungen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/9110)
zur Bearbeitungszeit bei der Ausstellung von A-1-Bescheinigungen
gestellt. Diesen Antrag auf Ausstellung einer Bescheinigung über den
Fortbestand der deutschen Rechtsvorschriften muss ein Arbeitgeber für
einen in ein anderes EU-Mitgliedsland entsandten Arbeitnehmer
ausfüllen und an die zuständige Stelle zur Datenübertragung
übermitteln. Die AfD möchte unter anderem wissen, ob die
Bundesregierung für kurzfristig entsendete Arbeitnehmer eine spezielle
Handhabung der Bescheinigungen plant.

 * 

6. Open Innovation und Projektwirtschaft

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für Open Innovation, Projektwirtschaft und Scrum
(Vorgehensmodell des Projekt- und Produktmanagements, insbesondere zur
agilen Software-Entwicklung) interessiert sich die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/9096). Die Bundesregierung soll unter
anderem bewerten, warum agile Arbeitsmethoden im Rahmen der
vorgegebenen Strukturen des Arbeits- und Sozialrechts wenig präzise
abgebildet werden.

 * 

7. Regularien für IT-Freelancer

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/9093)
zu staatlichen Regularien für IT-Freelancer gestellt, die ihrer
Ansicht nach die Innovationsfähigkeit Deutschlands einschränken. Darin
fragt sie die Bundesregierung unter anderem nach der Zahl der
Firmengründungen von Personen, die zuvor solo-selbständig waren.

 * 

8. Altersabsicherung von Schutzsuchenden

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/9085)
zur Altersabsicherung von Schutzsuchenden gestellt. Darin fragt sie
die Bundesregierung unter anderem nach der Höhe des durchschnittlichen
Bruttobedarfs von Empfängern der Grundsicherung.

 * 
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BUNDESTAG/8282: Heute im Bundestag Nr. 419 - 15.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 419

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 15. April 2019, Redaktionsschluss: 10.19 Uhr

1. Ausnahme für BEV-Liegenschaften

2. FDP-Fraktion fordert Technologieoffenheit

3. Grüne wollen Vorsorgeprinzip stärken

4. Reform der Psychotherapeutenausbildung

5. Keine Opioid-Krise wie in den USA

6. Haushaltsführung 2018



1. Ausnahme für BEV-Liegenschaften

Haushalt/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/SCR) Zum Bundeseisenbahnvermögen (BEV) gehörende
Genossenschaftswohnungen sollen nach Auslaufen der Erbpachtverträge
vorrangig den betroffenen Genossenschaften zum Kauf oder zur Pacht
angeboten werden. Eine Abgabe soll dabei unter Verkehrswert möglich
sein. Dies sieht ein Gesetzentwurf der Fraktion Die Linke (19/9343)
vor. Die entsprechende Regelung soll im
Bundeseisenbahnneugliederungsgesetz normiert werden.

Zur Begründung führt die Fraktion aus, dass nach dem Auslaufen der
Erbpachtverträge eine Veräußerung zur Marktpreisen möglich wäre. Damit
eine verbilligte Übertragung an die Genossenschaften möglich ist,
"damit sie ihre Wohnungen weiterhin zu sozial verträglichen
Mietpreisen anbieten können", sei eine gesetzliche Regelung notwendig,
heißt es in dem Entwurf mit Verweis auf eine Stellungnahme der
Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages. Mit der Regelung
soll demnach eine Ausnahme im Sinne des Paragrafen 63 der
Bundeshaushaltsordnung (BHO) geschaffen werden. Eine in der BHO
vorgesehene Ausnahme über einen Haushaltsvermerk lehnt die Fraktion
als "nicht zielführend" ab. Ein solcher Vermerk müsste jährlich
erneuert werden und könne "dem Anliegen der Planungssicherheit nicht
gerecht werden".

 * 

2. FDP-Fraktion fordert Technologieoffenheit

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion fordert, bei Maßnahmen zur
Luftreinhaltung auf Technologieoffenheit zu setzen. In einem Antrag
(19/9227) kritisieren die Liberalen, dass im Zuge der Umsetzung des
Programms "Saubere Luft" der Bundesregierung eine "Mobilitätsgarantie
nur nach erfolgter Hardwarenachrüstung" gewährleistet werde. Die
Fraktion verweist darauf, dass insbesondere der Ausstoß von
Stickoxiden auch durch den Einsatz synthetischer Kraftstoffe
verringert werden könne. In anderen europäischen Ländern sei der
Vertrieb der E-Fuels an handelsüblichen Tankstellen bereits an der
Tagesordnung, heißt es in dem Antrag.

Von der Bundesregierung fordert die Fraktion konkret, im
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) einen "technologieoffenen
Ansatz zu verankern und nicht mehr ausschließlich an
Hardwarenachrüstungen festzuhalten". Zudem soll nach Willen der FDP
die 10. Verordnung zur Durchführung des BImSchG entsprechend angepasst
werden, um den Einsatz synthetischer Kraftstoffe zu ermöglichen.

 * 

3. Grüne wollen Vorsorgeprinzip stärken

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen setzt sich für
eine Stärkung des Vorsorgeprinzips "als Innovationsmotor einer
nachhaltigen Entwicklung" ein. In einem Antrag (19/9270) fordert die
Fraktion zudem von der Bundesregierung unter anderem, klarzustellen,
"dass das Vorsorgeprinzip an sich und sein Verfassungsrang auf
EU-Ebene nicht in Frage gestellt werden dürfen und das Vorsorgeprinzip
somit eindeutig über einfacher Gesetzgebung steht".

Das Vorsorgeprinzip und die damit einhergehenden hohen Schutzstandards
in Europa stellten "eine Errungenschaft dar, die nicht aufs Spiel
gesetzt werden darf", begründen die Grünen ihren Einsatz für das
Prinzip. Die Fraktion warnt davor, ein "Innovationsprinzip" -
verstanden als Gegenpol zum Vorsorgeprinzips - in Rechtstexten zu
verankern. So würde das "Vorsorgeprinzip in einen künstlichen
Widerspruch zur Innovationsfähigkeit unserer Wirtschaft" gesetzt
werden: Dabei sei das Gegenteil der Fall, argumentieren die Grünen.
"Vor dem Hintergrund undurchsichtiger globaler Produktionsketten und
globaler Megatrends wie der Klimakrise oder Ressourcenverknappung ist
die konsequente Anwendung des Vorsorgeprinzips ein entscheidender
Wettbewerbsvorteil", heißt es in dem Antrag weiter.

 * 

4. Reform der Psychotherapeutenausbildung

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Grünen-Fraktion hat in einem Antrag (19/9272)
ihre Vorstellung zur Reform der Psychotherapeutenausbildung
zusammengefasst. Seit Jahren bestehe dringender Reformbedarf bei der
Ausbildung von psychologischen Psychotherapeuten sowie
Psychotherapeuten für Kinder und Jugendliche.

Gefordert werden unter anderem eine Zusatzfinanzierung der ambulanten
Weiterbildung analog zur Förderung der Weiterbildung von Hausärzten
sowie Übergangsregelungen für bereits in der
Psychotherapeutenausbildung stehende Hochschulabsolventen und für jene
Jahrgänge, die noch nach altem Recht ihre Ausbildung absolvieren
werden.

Zudem müsse sichergestellt werden, dass die Besonderheiten der
Behandlung von Patienten aller Altersgruppen einschließlich Kindern
und Jugendlichen im Studium umfassend gelehrt werden.

Auch müsse darauf hingewirkt werden, ein bedarfsgerechtes regionales
Versorgungskonzept für schwer und chronisch psychisch erkrankte
Menschen zu erarbeiten.

 * 

5. Keine Opioid-Krise wie in den USA

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die medikamentöse Schmerzbehandlung mit
opioidhaltigen Arzneimitteln birgt nach Angaben der Bundesregierung
das Risiko einer Abhängigkeit. Allerdings liege dem
Medikamentenmissbrauch und der Abhängigkeit ein komplexes, auch
soziale Faktoren umfassendes Ursachengeflecht zugrunde, heißt es in
der Antwort (19/9122) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/8294) der FDP-Fraktion.

Die Verordnung und Abgabe stark wirksamer opioidhaltiger Arzneimittel
sei in Deutschland im Vergleich zu den USA durch deutlich
restriktivere Regelungen im Betäubungsmittelrecht bestimmt. Aufgrund
des in Deutschland an medizinischen Indikationen ausgerichteten
Verschreibungsverhaltens sei derzeit nicht mit einer ähnlich
dramatischen Entwicklung wie in Nordamerika zu rechnen.

In Deutschland sind den Angaben zufolge nach Hochrechnungen rund 1,6
Millionen Menschen von Schmerzmitteln (Analgetika) abhängig. Hinzu
kommen hochgerechnet rund 361.000 Menschen mit einer
Abhängigkeitsstörung im Bereich der Hypnotika und Sedativa. Betroffen
sind vor allem jüngere Frauen.

 * 

6. Haushaltsführung 2018

Haushalt/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Das Bundesministerium für Finanzen hat im vierten
Quartal 2018 über- und außerplanmäßige Ausgaben in Höhe von 666,7
Millionen Euro genehmigt. Im selben Zeitraum genehmigte das
Ministerium über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen in
Höhe von 229,2 Millionen Euro. Dies geht aus einer Unterrichtung zur
Haushaltsführung 2018 (19/9384) hervor.

 * 
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EUROPA/1614: Wir werden uns dafür einsetzen, Upload-Filter wieder abzuschaffen


FDP-Pressemitteilung vom 15. April 2019

BEER: Wir werden uns dafür einsetzen, Upload-Filter wieder
abzuschaffen



Zur Verabschiedung der EU-Urheberrechtsreform erklärt die
Spitzenkandidatin der FDP zur Europawahl, FDP-Generalsekretärin
Nicola Beer:

"Union und SPD sind mit ihrer Zustimmung zur Urheberrechtsreform
dafür verantwortlich, dass eine europaweite Sperrinfrastruktur mit
Upload-Filtern aufgebaut werden kann. Hierbei spielen Christ- und
Sozialdemokraten Urheber und Internetuser auf Kosten der
Meinungsfreiheit gegeneinander aus. Wir sollten aber in Sachen
Meinungs- und Informationsfreiheit in Deutschland und Europa Vorbild
für andere sein.

Die Reform des Urheberrechts hätte die Chance geboten, einen
Urheberrechtsschutz zu schaffen, der auch ohne Upload-Filter
auskommt. Es gibt bessere Möglichkeiten, um das Urheberrecht im
Internet durchzusetzen, die nicht derart tiefgreifend in das freie
Internet eingreifen: Wir wollen ein Urheberrecht, das Urheber, die
gehört, gelesen und gesehen werden, fair entlohnt. Um dies zu
erreichen, müssen wir das Wettbewerbs- und Kartellrecht reformieren,
damit Urheber und Verwerter mit Plattformbetreibern wieder auf
Augenhöhe über Lizenzen verhandeln können. Wir unterstützen
Micropayment-Technologien, die automatisiert und unbürokratisch
Lizensierung und damit auch Bezahlung von Kreativen vornehmen, ein
verbessertes Notice- und Takedown-Verfahren oder auch pauschale
Lizensierungsregelungen für große Plattformen.

Wir werden uns deswegen im Europäischen Parlament dafür einsetzen,
Uploadfilter wieder abzuschaffen."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Telefon: 030 - 28 49 58 41, Fax: 030 - 28 49 58 42

E-Mail: presse@fdp.de

Internet: www.fdp.de
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EUROPA/1613: Union und SPD sind für europaweite Zensurinfrastruktur mit Upload-Filtern verantwortlich


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. April 2019

SCHULZ: Union und SPD sind für europaweite Zensurinfrastruktur mit
Upload-Filtern verantwortlich



Zur Verabschiedung der EU-Urheberrechtsreform erklärt das
FDP-Fraktionsvorstandsmitglied und Vorsitzender des Ausschusses
Digitale Agenda Jimmy Schulz:

"Mit ihrer Zustimmung sind Union und SPD dafür verantwortlich, dass
eine europaweite Zensurinfrastruktur mit Upload-Filtern aufgebaut
werden kann. Denn die EU-Urheberrechtsreform konnte nur beschlossen
werden, da die Große Koalition zugestimmt hat. Und das, obwohl die
Mehrheit der deutschen Europaabgeordneten gegen diese Reform war. Für
die anderen Länder der Europäischen Union Upload-Filter einzuführen
und diese für Deutschland auszuschließen ist zudem verantwortungslos
und zu kurz gedacht. Denn das Internet endet nicht an der deutschen
Grenze. Außerdem ist es rechtlich umstritten, ob Deutschland bei der
nationalen Umsetzung auf Upload-Filter verzichten kann. Die
FDP-Fraktion wird sich nach der Europawahl dafür einsetzen, dass
diese EU-Urheberrechtsrichtlinie schnellstmöglich rückgängig gemacht
und neu verhandelt wird."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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FINANZEN/2220: Grundsteuermodell von Scholz ist ein teurer und bürokratischer Irrweg


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. April 2019

TONCAR: Grundsteuermodell von Scholz ist ein teurer und
bürokratischer Irrweg



Zu den Medienberichten über die Auswirkungen von Bundesfinanzminister
Scholz' Grundsteuermodell erklärt der finanzpolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Dr. Florian Toncar:

"Das Grundsteuermodell von Bundesfinanzminister Scholz ist ein teurer
und bürokratischer Irrweg: Sein Vorschlag ist zum einen maximal
bürokratisch für die Bürger und würde tausende Beamte in der
Finanzverwaltung binden. Zum anderen würden die Mieten in Städten
weiter in die Höhe getrieben sowie unzählige Einsprüche und Klagen
provoziert. Egal, wie unsinnig die neue Grundsteuer auch sein mag,
die Große Koalition zieht das Konzept durch. Deutschland wird von
einer Koalition regiert, in der Argumente nichts mehr zählen. Von den
schneidigen Ankündigungen aus der Union, was alles am Konzept von
Scholz zu ändern sei, ist nichts übrig geblieben. Nötig wäre eine
grundlegende Reform, dafür fordert die FDP-Fraktion eine rein
flächenbasierte Grundsteuer. Das wäre ein einfaches und
unbürokratisches Konzept, das Rechtssicherheit und Handhabbarkeit für
die Steuerzahler wie auch die Kommunen sicherstellen würde."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de
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SOZIALES/1517: Wahlrechtsausschlüsse dürfen nicht länger angewendet werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. April 2019

BEECK: Wahlrechtsausschlüsse dürfen nicht länger angewendet
werden



Zur Verhandlung des Bundesverfassungsgerichts über das Stimmrecht für
betreute Menschen bei der Europawahl erklärt der teilhabepolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Jens Beeck:

"Es ist erschreckend, dass der Gang nach Karlsruhe nötig ist, um
eines der elementarsten Grundrechte durchzusetzen. Die Große
Koalition hat das Thema erst auf die lange Bank geschoben und dann
einen Gesetzentwurf vorgelegt, der Menschen unter Vollbetreuung und
Schuldunfähige von der Europawahl im Mai ausschließt. Damit versagen
Union und SPD auf ganzer Linie, denn sie missachten den Beschluss des
Bundesverfassungsgerichtes, dass die Wahlrechtsausschlüsse
unrechtmäßig sind. Für die FDP-Fraktion ist klar: Die Ausschlüsse
dürfen nicht länger angewendet werden. Die Große Koalition hingehen
nimmt einfach billigend in Kauf, dass bei der Europawahl tausende
Menschen unrechtmäßig vom Wahlrecht ausgeschlossen werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1097: Bericht über die Bildungsplattform "ella" (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 38/2019

Bericht über die Bildungsplattform "ella"

Bildungsausschuss begrüßt Neustart bei Bildungscloud BW sowie Verzicht
auf "Superlösung"



Stuttgart - Der Ausschuss für Kultus, Jugend und Sport befasste sich
in seiner Sitzung vom 11. April 2019 erneut mit der inzwischen
gestoppten Entwicklung der Bildungsplattform "ella" und dem weiteren
Vorgehen der Landesregierung. Nach einem Bericht von Kultusministerin
Dr. Susanne Eisenmann wird ihr Ministerium die Projektverantwortung
für eine zu entwickelnde Bildungscloud Baden-Württemberg übernehmen.
"Der Ausschuss begrüßte mehrheitlich das Vorgehen nach dem
Modularsystem, weil so eine Kommunikationsplattform im Bildungsbereich
Schritt für Schritt eingeführt werden kann", so die
Ausschussvorsitzende Brigitte Lösch (Grüne). "Weiterhin auf die
Realisierung einer Superlösung zu setzen, hieße, die Fehler der
Vergangenheit zu wiederholen."

Ministerin Dr. Eisenmann berichtete dem Ausschuss, sie habe im
Kultusministerium eine Stabstelle eingerichtet. Auch die IT-Tochter
des Landes, BitBW, habe das Projekt organisatorisch neu aufgesetzt
durch eine externe Betreuungsfirma und zwei neue Stellen im Haus. Dr.
Eisenmann kündigte einen umfassenden Neustart an. Man habe eine
ausgiebige Marktbetrachtung vorgenommen, andere Bundesländer und
einschlägige Anbieter von Bildungsclouds geprüft. Von 30 Firmen seien
unter Einbeziehung des Landesdatenschutzbeauftragten 13 zur
Produktvorstellung eingeladen worden. In Workshops mit Lehrkräften
sowie Schülerinnen und Schülern habe man den Anspruch an eine Cloud
einem "Update" unterworfen. Seit Erstbefassung mit dem Thema seien
fünf Jahre vergangen, so dass, manche Anforderungen nicht mehr
zeitgemäß seien, habe die Ministerin berichtet.

Nach der intensiven Markterkundung und dem Blick in die anderen
Bundesländer sei schnell klar geworden, dass es die "Superlösung"
nicht gebe. Man wolle nicht über einen langen Zeitraum das "optimale
Instrument" entwickeln, sondern alle auf dem Markt gängigen Module
einer Cloud schrittweise einbeziehen und auf diese Weise schneller zur
Realisierung kommen.

Laut Lösch steht der Ausschuss der von Ministerin Dr. Eisenmann
angekündigten Fahrplan positiv gegenüber: Nach der Devise
"Gründlichkeit geht vor Schnelligkeit" sollen nach der Sommerpause
Pläne für die ersten Cloud-Bausteine sowie einen Zeit- und Finanzplan
vorgestellt werden. Die Ankündigung der Kultusministerin, nach den
Sommerferien "Meilensteine" zu benennen, sowie das Versprechen auf ein
transparentes Vorgehen mit Lastenheft, Projekthandbuch,
mittelfristiger Umsetzungsplanung und Risikomanagement seien geeignet,
Vertrauen wiederherzustellen, so die Vorsitzende Lösch.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 38/2019 - 15.04.2019

Herausgeber: Landtag von Baden-Württemberg
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3304: Wir wollen Mobilfunk an jeder Milchkanne ermöglichen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 11. April 2019

Wir wollen Mobilfunk an jeder Milchkanne ermöglichen



Der Landtag hat die Landesregierung aufgefordert, ein Programm für den
Ausbau des Mobilfunks in Mecklenburg-Vorpommern zu entwickeln. Dazu
erklärt der Sprecher für Digitalisierung der SPD-Landtagsfraktion
Philipp da Cunha:

"Die Landesregierung hat sich bereit erklärt, bis zu 50 Millionen Euro
in den kommenden Jahren für ein Mobilfunkförderprogramm auszugeben.
Damit werden die unterversorgten Gebiete im Land endlich mit
zeitgemäßem Mobilfunk versorgt. Dies ist nach Ansicht meiner Fraktion
ein wichtiges Signal für die Menschen im Land, die von Funklöchern
betroffen sind und uns verständlicherweise auffordern, weiter aktiv zu
werden. Mit dem Mobilfunkförderprogramm lösen wir ein Problem, für das
die Landesregierung eigentlich gar nicht verantwortlich ist, für
dessen Lösung sie aber die Verantwortung übernimmt. Wir werden jedoch
nicht schnell-schnell die Funklöcher im Land schließen können.
EU-Wettbewerbsregeln und komplexe Ausschreibungsverfahren müssen
sorgsam geprüft und abgearbeitet werden. Aber wir werden so zügig wie
möglich daran arbeiten, dass man in Mecklenburg-Vorpommern an jeder
Milchkanne nachhaltig und dauerhaft eine gute Mobilfunkabdeckung
vorfindet. Für uns als Sozialdemokraten ist klar, dass wir den
ländlichen Raum beim Thema der Digitalisierung nicht zurücklassen
werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3303: MV zur Modellregion für digitale Firmengründungen entwickeln (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 11. April 2019

MV zur Modellregion für digitale Firmengründungen entwickeln



Der Landtag hat heute über das Thema e-Residency debattiert.
Hintergrund ist die fortschreitende Digitalisierung auf zahlreichen
Geschäftsfeldern.

Dazu erklärt der wirtschaftspolitische Sprecher der

SPD-Landtagsfraktion Jochen Schulte:

"Wir leben in einer globalisierten Welt und immer mehr Prozesse in
dieser Welt laufen inzwischen digital. Schon lange ist es möglich, an
einem Ort zu arbeiten, der hunderte Kilometer vom Sitz der Firma
entfernt ist, die den Lohn zahlt. Diese Entwicklung wird weitergehen.
In Estland ist es bereits möglich, dass Unternehmer eine Firma
gründen, ohne sich in Estland aufzuhalten. Auch Deutschland wäre für
diese Wirtschaftstreibenden attraktiv. Made in Germany ist auch im
Internet ein Qualitätssiegel."

Der SPD-Landtagsabgeordnete und Minister für Digitalisierung Christian
Pegel ergänzt:

"Mecklenburg-Vorpommern ist auf dem Weg der Digitalisierung bereits
weiter vorangekommen, als es vielen Kritikern erscheint. Zahlreiche
Behördenvorgänge sind für den Bürger bald mit nur noch wenigen
Mausklicks zu erledigen. Damit schaffen wir auch die Voraussetzungen,
die ein e-Resident braucht. Was noch passieren muss, damit
Mecklenburg-Vorpommern eine Modellregion für diese Form der
Unternehmensansiedelung braucht, sind Öffnungsklauseln im Steuer-,
Arbeitnehmer- und Meldegesetz. Dafür muss die Landesregierung auf den
Bund einwirken."

"Wir werden den Zug der Digitalisierung nicht aufhalten - und das
wollen wir auch nicht. Was wir wollen, ist den Weg gestalten, damit
wir dem Zug nicht hinterherschauen. Dazu dient unser Antrag zur
e-Residency", erklärt Jochen Schulte abschließend.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern
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RHEINLAND-PFALZ/5118: Junge Menschen wollen politisch mitgestalten (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 11.04.2019

Dorf-Test des Landesjugendrings untermauert: Junge Menschen wollen
politisch mitgestalten



Zur heutigen [11.04.2019] Befassung des Jugendausschusses mit den Ergebnissen des
Dorf-Tests und dem Koalitionsantrag zum Wahlalter 16 erklärt Pia
Schellhammer, jugendpolitische Sprecherin der GRÜNEN Landtagsfraktion:

"Wir GRÜNEN betonen es immer wieder, die vergangene Woche
vorgestellten Zahlen aus dem Dorf-Test des Landesjugendrings
untermauern es eindrucksvoll: Jugendliche sind politisch interessiert
und wollen in ihren Kommunen aktiv mitgestalten. Knapp 84 Prozent der
Befragten möchten sich aktiv einbringen, mehr als 72 Prozent sind für
eine Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre. Diese Zahlen sprechen für
sich und es ist unbegreiflich, dass die Jugendlichen trotz dieses
großen Interesses gerade in der Kommunalpolitik so wenig zu sagen
haben.

Wir GRÜNEN setzen uns aktiv dafür ein, den Jugendlichen politisch
Gehör zu verschaffen - auch SPD und FDP sind mit im Boot. Nur durch
die Blockadehaltung der CDU wurde verhindert, dass Jugendliche bei den
diesjährigen Kommunalwahlen wählen dürfen. Aber wir werden keine Ruhe
geben und immer wieder bei der CDU nachhaken, damit spätestens 2024
auch Jugendliche ab 16 ihre kommunalen Vertreterinnen und Vertreter
wählen dürfen. Die Jugend hat es verdient, dass die Politik nicht
länger nur über sie redet, sondern ihnen endlich eine Stimme gibt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. April 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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EUROPA/1637: Ja zu einem starken Urheberrecht, Nein zu Uploadfiltern


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. April 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Ja zu einem starken Urheberrecht, Nein zu Uploadfiltern



Johannes Fechner, rechtspolitischer Sprecher;

Martin Rabanus, medienpolitischer Sprecher;

Jens Zimmermann, digitalpolitischer Sprecher:

Die Bundesregierung hat dem Kompromiss zum Urheberrecht im Rat der
Europäischen Union zugestimmt, weil die Reform insgesamt dringend
nötige Anpassungen des nicht mehr zeitgemäßen europäischen
Rechtsrahmens mit sich bringt. Die Reform für ein besseres
Urheberrecht im Internet, für ein wirksames Urhebervertragsrecht und
eine faire und angemessene Vergütung der Kreativen und Urheber ist
wichtig und überfällig.

"Voraussetzung für die Zustimmung zur Richtlinie war eine von
Bundesjustizministerin Barley geforderte Protokollerklärung, in der
die Bundesregierung eine Umsetzung der Richtlinie ankündigt, die ohne
Uploadfilter auskommt. In der Protokollerklärung wird darüber hinaus
auf Barleys Druck hin festgestellt, dass die Bundesregierung auf
europäischer Ebene auf eine Überarbeitung des Rechtsrahmens drängen
wird, sollten sich bei der Umsetzung Probleme ergeben. Falls es zu
einer Beschränkung der Meinungsfreiheit kommt oder die Umsetzung ohne
Uploadfilter weiterer rechtlicher Grundlagen bedarf, beispielsweise
einer urheberrechtlichen Schrankenregelung für eine Pauschallizenz,
werden wir das Thema in der Europäischen Union wieder auf die
Tagesordnung setzen.

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt diese Entscheidung, denn ein
Scheitern wäre mit Blick auf die dringende Verbesserung der Situation
der Kreativen und Kunstschaffenden unverantwortlich gewesen. Wir
begrüßen die klaren Aussagen der Bundesregierung zur konkreten
Umsetzung der Richtlinie, denn die Neuregelung des Urheberrechts darf
nicht zulasten der Meinungsfreiheit führen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. April 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle
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BERUF/1921: Deutschland und Frankreich bündeln Expertise in der Berufsbildungsforschung (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 12.04.2019

Deutschland und
Frankreich bündeln Expertise in der Berufsbildungsforschung

BIBB und CÉREQ erneuern Kooperationsvereinbarung



Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) in Bonn und das französische
Partnerinstitut Centre d'études et de recherches sur les qualifications
(CÉREQ) in Marseille vertiefen durch den Abschluss einer neuen
Kooperationsvereinbarung ihre Zusammenarbeit auf dem Gebiet der
beruflichen Aus- und Weiterbildung.

"Mit diesem Schritt zur weiteren Vertiefung unserer bereits seit 1990
andauernden guten und vertrauensvollen Kooperation schlagen wir ein neues
Kapitel auf. Wir wollen gemeinsam den am 22. Januar 2019 zwischen den
Regierungen Deutschlands und Frankreichs geschlossenen 'Aachener Vertrag'
mit Leben füllen, der in Artikel 10 eine engere Zusammenarbeit und die
Schaffung deutsch-französischer Exzellenzinstrumente für Forschung,
Ausbildung und Berufsbildung vorsieht", betonte BIBB-Forschungsdirektor
Prof. Dr. Hubert Ertl anlässlich der Vertragsunterzeichnung in Bonn. "BIBB
und CÉREQ werden aufgrund der wachsenden globalen Herausforderungen ihre
Expertise unter anderem durch gemeinsame vergleichende und
grenzüberschreitende Forschungsprojekte bündeln."

Auch für Dr. Florence Lefresne, Direktorin des CÉREQ, wird mit der
Vertragsunterzeichnung eine neue Etappe der gemeinsamen Zusammenarbeit
eingeläutet. "Angesichts der digitalen, ökologischen und demografischen
Veränderungen, vor denen Deutschland und Frankreich gemeinsam stehen,
werden die geplanten vergleichenden Forschungsarbeiten wesentliche
Erkenntnisse für das öffentliche Handeln im Bereich der beruflichen
Bildung und der Entwicklung von Fähigkeiten und Qualifikationen liefern,
die für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von morgen von wesentlicher
Bedeutung sind."

Künftig werden BIBB und CÉREQ bei internationalen Vergleichsstudien, bei
der Entwicklung und Durchführung gemeinsamer Forschungsaktivitäten, zum
Beispiel zu den Auswirkungen der Digitalisierung auf Ausbildung,
Qualifikationen, Kompetenzen und Beschäftigung, zu Fragen der Inklusion
oder des institutionellen Rahmens und der Akteure der Berufsbildung enger
zusammenarbeiten. Gemeinsame Veröffentlichungen und Vorträge auf
wissenschaftlichen Konferenzen sowie ein verstärkter Austausch von
Gastwissenschaftlerinnen und -wissenschaftlern runden die neue
Vereinbarung ab.

Weitere Informationen über die deutsch-französische Zusammenarbeit in der
beruflichen Bildung im Internetangebot des BIBB unter

www.bibb.de/de/8975.php

Hier geht es zum "Aachener Vertrag":

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/deutschland-und-frankreich-schliessen-vertrag-von-aachen-1566838

Informationen zu den internationalen Kooperationspartnern des BIBB unter:

www.bibb.de/de/5104.php

Informationen zum CEREQ unter:

www.cereq.fr

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 12.04.2019
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FORSCHUNG/1200: Agrophotovoltaik - hohe Ernteerträge im Hitzesommer (idw)


Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme ISE - 12.04.2019

Agrophotovoltaik: hohe Ernteerträge im Hitzesommer



Das Verbundprojekt »Agrophotovoltaik - Ressourceneffiziente Landnutzung«
(APV-RESOLA) erprobt seit mehr als zwei Jahren die Kombination von
Solarstromproduktion und Landwirtschaft auf der gleichen Fläche. Über
einer 0,3 Hektar großen Ackerfläche am Bodensee wurden in fünf Meter Höhe
Solarmodule mit einer Leistung von 194 Kilowatt installiert. Im ersten
Projektjahr 2017 konnte das Projektkonsortium unter Leitung des
Fraunhofer-Instituts für Solare Energiesystem ISE bereits eine Steigerung
der Landnutzungsrate auf 160 Prozent nachweisen.

Im Hitzesommer 2018 wurde dieses Ergebnis noch deutlich übertroffen: Die
Teilverschattung unter den Solarmodulen steigerte die landwirtschaftlichen
Ernteerträge, die hohe Sonneneinstrahlung die Solarstromproduktion. So lag
die Landnutzungseffizienz bei 186 Prozent.

Im Jahr 2018 konnten die Landwirte der Demeter-Hofgemeinschaft Heggelbach
zum zweiten Mal ihre Ernte unter der Agrophotovoltaik-Anlage einholen.
Dabei verzeichneten sie bei drei der vier angebauten Kulturen
(Winterweizen, Kartoffeln, Kleegras, Sellerie) unter der APV-Anlage höhere
Erträge als auf der Referenzfläche ohne Solarmodule. Am stärksten
profitierte Sellerie (+12 Prozent), während Winterweizen ein Plus von 3
Prozent und Kleegras ein Minus von 8 Prozent aufwiesen. »Bezogen auf
Kartoffeln ergibt sich eine Steigerung der Landnutzungseffizienz um 86
Prozent pro Hektar«, so Projektleiter Stephan Schindele vom Fraunhofer
ISE.

Neben der Bestandsentwicklung, dem Ertrag und der Ertragsqualität erhoben
Wissenschaftler der Universität Hohenheim auch Daten zu den
mikroklimatischen Bedingungen unter und neben der APV-Anlage. Die
photosynthetisch aktive Sonneneinstrahlung unter der APV-Anlage war rund
30% niedriger als auf der Referenzfläche. Neben der Sonneneinstrahlung
beeinflusste die APV in erster Linie die Niederschlagsverteilung und die
Bodentemperatur. Die Bodentemperatur unter APV lag im Frühjahr und Sommer
unter jener der Referenzfläche, während die Lufttemperatur identisch war.
In den heißen und trockenen Sommermonaten 2018 war die Bodenfeuchtigkeit
im Weizenbestand unter der APV-Anlage höher als auf der Referenzfläche. In
den Wintermonaten sowie bei den anderen Kulturen lag sie hingegen
darunter.

»Wir gehen davon aus, dass die Pflanzen den von Trockenheit geprägten
Hitzesommer 2018 durch die Verschattung unter den semitransparenten
Solarmodulen besser verkrafteten«, sagt Agrarwissenschaftlerin Andrea
Ehmann. »Dadurch verdeutlicht sich auch das Potenzial der APV für aride
Regionen, aber auch die Notwendigkeit weiterer Versuche in anderen
Klimaregionen sowie mit zusätzlichen Kulturenarten«, ergänzt ihr Kollege
Axel Weselek.

Synergieeffekte für Landwirtschaft

Die solare Einstrahlung lag 2018 mit 1.319,7 Kilowattstunden pro
Quadratmeter um 8,4 Prozent über dem Vorjahr. Dies steigerte die
Solarstromproduktion im Erntejahr 2018 um zwei Prozent auf 249.857
Kilowattstunden, was einem außergewöhnlich guten spezifischen Ertrag von
1.285,3 kWh pro installiertem Kilowatt peak entsprach. Bei den
Stromgestehungskosten pro Kilowattstunde ist der Strom aus einer
Agrophotovoltaikanlage bereits heute wettbewerbsfähig mit kleinen
PV-Dachanlagen, und die Forscher rechnen mit sinkenden Kosten aufgrund von
Lern- und Skalierungseffekten.

Wird der Solarstrom direkt vor Ort gespeichert und genutzt, wie bei der
Hofgemeinschaft Heggelbach, ergeben sich für Landwirte durch
Synergieeffekte zusätzliche Einkommensquellen. Die Nutzung von
Elektrofahrzeugen zieht auch in die Landwirtschaft ein, so haben die
Landtechnikhersteller Fendt und John Deere bereits vor zwei Jahren die
ersten voll batteriebetriebenen E-Traktoren vorgestellt.

»Wenn es die Politik zulässt, kann die Agrophotovoltaik die Antwort auf
die Tank-oder-Teller-Diskussion sein, denn technisch betrachtet können
Landwirte beides: durch die Doppelnutzung der Ackerflächen ihrer
Kernaufgabe der Nahrungsmittelproduktion gerecht werden und zusätzlich
durch die Bereitstellung von Solarstrom einen Beitrag zum Ausbau der
Elektromobilität und zum Klimaschutz leisten«, so Stephan Schindele.

Potenzial für aride Region

Die Ergebnisse aus dem Hitzesommer 2018 zeigen das enorme Potenzial der
Agrophotovoltaik für aride Klimazonen auf, wo Kulturpflanzen und Nutztiere
von der Verschattung durch die PV-Module profitieren können. Das
Fraunhofer ISE arbeitet bereits in mehreren Projekten am Transfer der
Technologie in Schwellen- und Entwicklungsländer sowie an neuen
Anwendungen. So legt eine Vorstudie, die das Institut für den indischen
Bundesstaat Maharashtra angefertigt hat, nahe, dass sich durch die
Verschattung und die geringere Verdunstung bei Tomaten und Baumwolle bis
zu 40 Prozent höhere Erträge erreichen lassen. »Im konkreten Fall rechnen
wir für die Region fast mit einer Verdopplung der Landnutzungseffizienz«,
so Max Trommsdorff vom Fraunhofer ISE, Projektleiter der Vorstudie. In
einem Projekt im Rahmen des EU-Programms Horizon 2020 prüfen die
Fraunhofer-Forscher mit Partnern in Algerien, wie sich die APV-Anlagen auf
den Wasserhaushalt auswirken. Neben verringerter Verdunstung und
niedrigeren Temperaturen spielt auch die Regenwassergewinnung mit
PV-Modulen eine Rolle.

Das Projekt APV-RESOLA wird gefördert vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung und FONA- Forschung für nachhaltige Entwicklung. Es ist ein
gemeinsames Projekt von Fraunhofer ISE, BayWa r.e. Solar Projects GmbH,
Elektrizitätswerke Schönau, Hofgemeinschaft Heggelbach, Karlsruher
Institut für Technologie, Regionalverband Bodensee-Oberschwaben und der
Universität Hohenheim.

Weitere Informationen finden Sie auf der Webseite:

http://www.agrophotovoltaik.de/


Abschlusskonferenz APV-RESOLA am 06. Mai 2019 in Berlin

Auf einer Konferenz werden die Ergebnisse dieses und weiterer APV-Projekte
in Deutschland vorgestellt und mit Vertretern aus Politik, Ministerien und
Verbänden diskutiert. Dabei sollen die Chancen und Probleme bei der
lokalen Umsetzung von Photovoltaik und APV sowie der Markteinstieg der
Agrophotovoltaik in Deutschland adressiert werden.

Mehr Infos zur Konferenz:

https://www.ise.fraunhofer.de/de/veranstaltungen/apv-resola-abschlusskonferenz.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution273

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme ISE, 12.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KULTUR/1030: Europa - und wieder ein Allheilmittel unterwegs ... (SB)




Europa hat zwei Feinde: die Rechts- und Linkspopulisten
innerhalb Europas sowie Trump und Putin außerhalb. Mein Theaterstück
setzt ein "Nein" gegen diese auflösenden Kräfte.

Bernard-Henri Lévy [1]

Der französische Philosoph Bernard-Henri Lévy will sein Europa retten
vor dem "Gesindel", vor einem "verrückten Dummkopf", vor "ungebildeten
Banditen", vor "Trotteln und Halunken", wie er im Gespräch mit dem
Deutschlandfunk unterstreicht. Sein Sprachduktus, Kritik jeder Couleur
am europäischen Zusammenschluß als Projekt der führenden
Nationalstaaten und ihrer Kapitalfraktionen in ein und denselben Topf
bloßen Abschaums zu werfen, zeugt vom Gestus elitär-kulturalistischer
Suprematie, die er wie kaum ein anderer prominenter Intellektueller
seines Landes verkörpert. Zeitlebens in eine gesellschaftliche Sphäre
gebettet, die Wohlstand und Bildung der besseren Kreise zu einer
Melange des Geisteslebens zu verschmelzen weiß, die ein auf seinen
materiellen wie immateriellen Besitzstand bedachtes Großbürgertum
aufsaugt wie ein Lebenselixier, ist der 70jährige als telegener Star
in der öffentlichen Debatte nahezu omnipräsent und dürfte bis heute zu
den weltweit bekanntesten Franzosen zählen.

Als Mitbegründer der "nouvelle philosophie", die sich gegen
marxistische Denker wie Jean-Paul Sartre abgrenzten, hat er die
68er-Bewegung im Dienst der herrschenden Verhältnisse verarbeitet und
sich damit einen Namen gemacht. Immer wieder hat er sich für
militärische Interventionen ausgesprochen, so auch im Bosnien-Krieg,
in Libyen und in Syrien. In Sarajewo, der Hauptstadt von
Bosnien-Herzegowina, ist auch sein neues Theaterstück "Looking for
Europe" verortet, mit dem er derzeit durch 22 europäische Städte reist
und zur Halbzeit seiner Tournee gerade Station in Berlin macht. Der
Monolog ist eine politische, philosophische und literarische
Beschwörung der gemeinsamen Werte des Kontinents, die der Autor von
innen und außen bedroht sieht.

Warum ein Theaterstück? Warum keine Rede, keine Debatte, kein
Podiumsgespräch, kein Aufruf in Zeitungen oder anderen Medien? Dieses
Stück reise von Stadt zu Stadt, und er sehe sich als ein Pilger, der
durch Europa zieht. Überall habe er zu seiner großen Freude eine echte
Begeisterung für Europa erlebt. Ein Theaterstück sei etwas, das man
mitnehmen kann und das sich immer wieder verändert, bedient sich Lévy
einer traditionellen Kunstform, die er dank seiner prominenten
Autorenschaft in den Rang eines vielbeachteten Medienereignisses
erhebt. Er mache keine Werbung für Europa im eigentliche Sinne,
sondern wolle die schweigende Mehrheit der Europäer aufwecken und ihr
klarmachen, daß es Zeit ist, die Stimme zu erheben und denjenigen, die
Europa zerstören, ein Nein entgegenzusetzen.

Wer sind die inneren Feinde? Marine Le Pen oder die AfD, Jean-Luc
Mélenchon oder die "linksextremen Krawallmacher in Deutschland", setzt
Lévy als erklärter Protagonist der Extremismusthese Kritik und
Angriffe von linker und rechter Seite kurzerhand gleich, ergänzt um
die radikalen Islamisten als "dritte Kategorie von Populisten", denen
man nicht das Terrain überlassen dürfe. Mit keinem Wort geht er auf
die koloniale und imperialistische Geschichte der europäischen Mächte
ein, deren Konstrukt von Demokratie, Frieden und Wohlstand auf der
unablässigen Ausbeutung anderer Weltregionen und der Auslagerung
kriegerischer Auseinandersetzungen gründet. Ihn scheren auch nicht die
inneren Mißverhältnisse der Europäischen Union zu Lasten der
Peripherie und andere Konflikte, welche zum drohenden Zerfall der
Union beitragen.

Der Philosoph bedient statt dessen die Wertedebatte seines Standes und
der Nation wie er auch die Diversität der kulturellen Referenzen
pflegt, in Spanien ausführlicher auf Cervantes, in Dänemark mehr auf
Kierkegaard und in Deutschland stärker auf Edmund Husserl und Immanuel
Kant eingeht. Richtet sich diese Theateraufführung nicht doch vor
allem an eine Elite, an das gebildete Bürgertum? Das sei doch der
ewige Vorwurf an Europa, daß es sich um ein Elitenprojekt handle,
wendet Dlf-Gesprächspartner Dirk Fuhrig eher rhetorisch als
ernstgemeint ein. Die Vorlage greift Lévy dankbar auf: "Elitär? Nein,
warum?" Man biete günstige Tickets für Studenten an und erlaube es den
Zuschauern, Fotos und Videos mit ihren Mobiltelefonen zu machen und
sie in die sozialen Netzwerke einzuspeisen. Der Text gehöre allen,
jeder und jede könne ihn für sich beanspruchen, verkauft der Autor
seinen Tribut an zeitgenössische Mechanismen der Werbung und
Vermarktung als eine Art vergemeinschaftetes Basisprojekt. Die Leute
seien nicht dazu verdammt, "wie Drogenabhängige am Internet zu hängen
und allem Schönen, kulturell Wichtigen und Humanitären den Rücken zu
kehren".

Was die äußere Bedrohung betrifft, sieht Lévy Europa von fünf Mächten
umzingelt: "radikaler Islamismus, erwachender Imperialismus des Iran,
ebenso wie der in der Türkei, in China und in Russland". "Wenn
Imperialisten wie die Chinesen uns erobern wollen und jemand wie Putin
uns schwächen will", während Trump "uns aufgibt", liege die Lösung auf
der Hand. "Lassen wir uns von diesen fünf Mächten erobern? Oder
schließen wir uns zusammen? Darum geht es heute." Europa sei nahezu
daran gescheitert, einen gemeinsamen Markt herzustellen und eine
gemeinsame Währung einzuführen. Und dabei reiche das längst noch nicht
aus. Die USA würden von einem "verrückten Dummkopf" geführt, der die
Europäer als seine Feinde sehe und sich mit dem
"Testosteron-gesteuerten Erdogan" stets besser verstehen werde, als
mit einem Franzosen oder Deutschen. Dem Widerstand entgegenzusetzen
schaffe man nur zusammen mit einem gemeinsamen Budget, einer
gemeinsamen Außenpolitik und einer gemeinsame Verteidigung, läßt Lévy
die Katze aus dem Sack.

Nachdem er Europa de facto mit der Europäischen Union gleichgesetzt
und sie als allseits bedrängte Unschuld dargestellt hat, die sich der
inneren und äußeren Angriffe erwehren müsse, ruft er im Sinne Macrons
zu einer stärker zentralisierten und militarisierten EU auf. Er
schmiedet mit an der Doktrin europäischer Großmachtambitionen, als
gelte es den Ansturm der Barbarenhorden abzuwehren. Zur Aufgabe
Deutschlands fällt ihm die Symbolik von Tyrannei und Versklavung ein,
damals im Krieg und später "in der DDR vor dem Fall der Mauer". Wenn
ein Volk verstehen könne, in welchem Maße Europa ein Segen war, dann
sei es das deutsche Volk. Die Deutschen müßten ihre rigorose Blockade
aufgeben und einen wesentlichen Schritt nach vorne tun, doch die
politische Klasse könne sich nicht entscheiden. Er habe Frau Merkel
unendlich bewundert, aber die Reaktion ihrer Nachfolgerin auf Macrons
Brief an die Europäer als tiefe Enttäuschung empfunden.

Lévy, der in der Vergangenheit mehr oder minder eng mit Nicolas
Sarkozy assoziiert war, hält große Stücke auf Emmanuel Macron. Der
habe seine Präsidentschaft trotz Europa gewonnen, weil er jung und
kühn war. Dabei habe er politische Größe gezeigt, weil er sich selbst
treu geblieben sei und seine Werte verteidigt habe. Er besaß "die
Größe, seine blaue Europa-Fahne nicht in seiner Hosentasche ganz tief
unter dem Taschentuch zu verstecken". Sein öffentlicher Diskurs mit
den Bürgern im ganzen Land sei die richtige politische Antwort auf die
Bewegung der Gelbwesten und ein großer Moment der Demokratie gewesen,
ganz so wie bei Sokrates das Vermitteln philosophischer Einsicht durch
den Dialog. Daß dieser angebliche Bürgerdialog Macrons eine Farce mit
ausgewählten kommunalen Amtsträgern unter massivem Polizeischutz und
Ausschluß der Gelbwesten war, sollte Lévy eigentlich nicht entgangen
sein.

Vielleicht ist es ihm aber auch schlichtweg gleichgültig, hält er die
Gelbwesten doch für ein Spektakel aufbrandenden Hasses, voller
Mordphantasien und Verachtung der Republik, was nicht mit dem
französischen Volk gleichgesetzt werden dürfe. Sie wollten soziale
Verbesserungen, aber ihre Rhetorik knüpfe an alte faschistische
Traditionen an. Die Gilets jaunes seien weit davon entfernt, die
politische Agenda zu bestimmen, diese Bewegung werde in Kürze wieder
verschwinden. Sie habe die ungewöhnliche Toleranz der Medien und die
Meinungsfreiheit überstrapaziert, kolportiert Lévy den Diskurs der
intellektuellen Stichwortgeber, die in den Gelbwesten den Pöbel sehen,
den sie fürchten und verachten. Natürlich ist auch der Sproß einer
reichen Unternehmersfamilie wie Bernard-Henri Lévy, der die besten
Schulen besucht und bei Jacques Derrida und Louis Althusser studiert
hat, nicht daran gehindert, über den Schatten seiner Herkunft zu
springen. Alles deutet jedoch darauf hin, daß Lévy, dessen Vermögen
heute auf 150 Millionen Euro geschätzt wird, nicht nur materiell
seiner Klasse treu geblieben ist, sondern als deren offensiver
Repräsentant die Ideologie der französischen Eliten an vorderster
Front mitprägt, die eine tiefe und unüberbrückbare Kluft von den
verachteten niederen Ständen und Klassen trennt.

Sollte das der Prophet sein, der den Weg ins gelobte Land eines
geeinten und starken Europa weist? Und was noch wichtiger ist: Wer
wollte in diesem Europa leben, wie es Lévy und Konsorten vorschwebt?


Fußnote:

[1] www.deutschlandfunk.de/tournee-von-bernard-henri-levy-ueberall-habe-ich-echte.911.de.html
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RAUB/1190: Tierlabel - faule Kompromisse ... (SB)




Panisches Gezeter in Legebatterien, verängstigte Blicke im Schweinestall -
die Empörung darüber bahnt sich in Medien, Bestsellerlisten und Petitionen immer
wieder Bahn. Seit der Verbreitung von industriellen Tierhaltungsformen in den
sechziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts schwillt die Empörung regelmäßig
an, um sich dann wieder zurückzuziehen. Für Agrarpolitiker, Agrarfunktionäre und
die Agrarindustrie scheint diese Welle dennoch bedrohlich zu sein. Ihr Argument:
Es sind Emotionen am Werk. Und wo Emotionen seien, da seien eine verzerrte
Realität und Populismus, Diffamierung und Ideologie nicht weit. Die Lösung heißt
also: sachlich bleiben.
 
Philipp von Gall - Sachlichkeit und Ethik [1]

Die Bilder verstören. Anzuschauen, was die Tierrechtsorganisation SOKO
Tierschutz im aktuellen Fall eines Schlachthofes in Niedersachsen mit
versteckten Kameras aufgezeichnet hat [2], könnte empfindsameren Gemütern nicht
nur den Appetit auf Milch und Fleisch verderben, sondern Ohnmachtsempfindungen
von schwer abschätzbarer Folgewirkung auslösen. You Tube versteckt das Video
vorsorglich hinter einer Schranke, die nur durch persönliche Anmeldung mit
Altersangabe zu überwinden ist. Viele für Jugendliche frei zugängliche
Blockbuster warten mit grausamen Szenen auf, aber das Leid zur finalen
Schlachtung geschleifter Milchkühe soll ihnen doch lieber vorenthalten werden.

Daß Menschen das Fleisch bei Anlieferung an den Schlachthof halbtoter und schwer
verletzter Kühe ohne ihr Wissen zugemutet wird, ist das kleinere Problem. Mit
etwas Interesse am Thema sogenannter Milchviehhaltung ließe sich alles
herausfinden, was daran inakzeptabel und bekämpfenswert ist. Die wiederholten
Zusicherungen der Berufsverbände der Agrarindustrie, daß es sich bei den von
dieser wie anderen Tierschutzorganisationen aufgedeckten Verstößen gegen das
Tierschutzgesetz um bloße Einzelfälle handelte, die für die bäuerliche
Tierhaltung nicht repräsentativ seien, werden durch die unter dem Titel "Das
Schicksal der Downer-Kühe" öffentlich gemachten Rechercheergebnisse der SOKO
Tierschutz so unglaubwürdig, daß Reputationsverluste nicht ausbleiben können. 
Das gilt auch für die unzureichende veterinärmedizinische Beaufsichtigung und
staatliche Überwachung der Schlachthöfe.

Die nach jahrelanger Milchproduktion unter züchterischen
Hochleistungsbedingungen, mit denen das weibliche Rind in eine biologische
Maschine zur Milcherzeugung verwandelt wird, im Wortsinne ausgelaugten Tiere
werden am Ende der kurzen Zeit, in der sie ihre Aufgabe als sogenanntes
Milchvieh erfüllt haben, noch schnell in den Schlachthof gekarrt, um ihren
Körpern finalen Wert in der Fleischproduktion abzupressen. Welchen physischen
Belastungen diese Kühe ausgesetzt werden, wenn ihr Herz-Kreislauf-Systeme bis zu
25.000 Liter Blut durch den Euter pumpen muß, um auf eine Tagesmilchleistung von
20, 30 oder mehr Litern zu gelangen, ist schon daran zu erkennen, daß sie meist
nicht mehr als 3 Laktationsphasen durchhalten. Dreimal künstlich geschwängert -
um nicht zu sagen zuchttechnisch vergewaltigt -, drei Kälber zur Welt gebracht,
die sie in der Regel nicht aufziehen dürfen, da diesen häufig ein auf wenige
Monate befristetes Leben in der Kälbermast zugedacht ist, bevor sie auf der
Fleischtheke als besonders zarte Delikatesse enden - die fabrikmäßige
Reproduktion der Milch- und Fleischrinder könnte einem Horrorfilm entsprungen
sein, der an Aussichts- und Hoffnungslosigkeit kaum zu überbieten ist.

Der traurige Normalfall einer sogenannten Milchkuh, die bei nachlassender
Leistungsfähigkeit im Schlachthof endet, wird durch die pekuniären Motiven
geschuldete Maßnahme, bereits am Ende ihrer Kräfte angelangte Tiere noch
gewaltsam zum Schlachthof zu befördern, erst recht in den Schatten tierlicher
Qualen gerückt. Zu schwach, um sich noch auf den Beinen zu halten, aus anderen
Krankheitsgründen nicht mehr für die Milchproduktion verwendbar oder mit
gebrochenen Gliedern schwer verletzt am Boden liegend, werden sie an eine
Seilwinde gekettet und unter Schlägen auf den Viehtransporter geschleift, um im
Schlachthof unter dementsprechend qualvollen Bedingungen zu sterben.


"Tierwohl" als Handelsware

Um der Übelkeit, die sich auch bei robusteren Gemütern einstellen kann, wenn sie
immer wieder mit der Grausamkeit der Intensivtierhaltung konfrontiert werden,
vorzubeugen, haben die großen Einzelhandelsunternehmen mit dem Label
"Haltungsform" eine gemeinsame Transparenzoffensive gestartet. Unter vier
farblich unterschiedenen Stufen können die KundInnen künftig wählen, welches
Ausmaß an Schmerzen sie ihrem Nahrungsmittel zu Lebzeiten zumuten. 
"Stallhaltung", "Stallhaltung Plus", "Aussenklima", "Premium" - die Unterschiede
zwischen den damit bezeichneten Haltungsformen betreffen vor allem den
Bewegungsraum, der dem jeweiligen Schlachttier zugestanden wird, aber auch
andere Erleichterungen seines Loses wie etwa die Verfügbarkeit sogenannten
Beschäftigungsmaterials, bessere Atemluft oder sogar Zugang zu Freigelände.

Was sich von der Grundlinie des gesetzlich vorgeschriebenen Minimums an
tierhalterischer Notwendigkeit in diesem Sinne positiv abhebt, stellt allein
dadurch, daß es sich als Verkaufsargument eignet, klar, daß die gesetzlichen
Bedingungen der Tierhaltung allemal verbesserungswürdig sind. Im Universum
konsumistischer Verheißungen mag das Etikett "Premium" beste Qualität
suggerieren, doch wird selbst damit weder eine Aussage über die Lebensdauer des
jeweiligen Tieres noch seine Gesundheit getroffen. 

Wie es der Professor für Tierernährung und Tiergesundheit an der Universität
Kassel, Albert Sundrum, in einer Sendung des 3sat-Magazins makro [3] ausdrückt,
geht es bei dem neuen Label nicht um Tierschutz, sondern um Haltungsverfahren. 
Ersteres wäre der Schutz vor Schmerzen, Leiden und Schäden, insbesondere auch
der Schutz vor Erkrankungen. Sundrum nennt es eine "naive Analogie", wenn man
Einzelaspekte miteinander vergleicht und generalisiert, als ob einem
Krankenhauspatienten mit Lungenentzündung durch ein um 30 Zentimeter breiteres
Bett weitergeholfen werde. Er fordert einen evidenzbasierten Tierschutz, bei dem
der konkrete Nachweis über den jeweiligen Zustand der Tiere erbracht wird, und
die Unterscheidung von in diesem Sinne guten und schlechten Betrieben, die auch
für den Endkunden transparent gemacht wird.

Selbst dort, wo nach den Kriterien der ökologischen Landwirtschaft gearbeitet
wird, ist keineswegs sichergestellt, daß die Tiere zu Lebzeiten nicht unter
schmerzhaften Erkrankungen oder anderen gesundheitlichen Einschränkungen
gelitten haben [4]. Das preislich weit über Discounterniveau liegende Biofleisch
mag über qualitative Vorteile hinsichtlich der eingesetzten Futtermittel und
einem dementsprechend geringeren Gehalt an Umweltgiften verfügen. Eine
definitive Verbesserung im Sinne sogenannten Tierwohls ist zumindest nicht ohne
weiteres gegeben. Die dabei zur Geltung gelangenden Erkenntnisse der
Nutztierethologie und Verhaltensbiologie sind im Rahmen sogenannter
Nutztierhaltung entstanden und reflektieren mithin den Objektcharakter des
Mensch-Tier-Verhältnisses. So erwirtschaftete Normen für artgerechte Tierhaltung
sind zumindest vom Standpunkt dessen, für den nur die Freiheit artgerecht sein
kann, kritikwürdig.


Klassenverhältnisse zwischen Teller und Stall

Der betriebswirtschaftliche Mehraufwand einer Tierhaltung, die über die
Standards der behördlichen Tierschutzverordnungen hinausgehen, ist mithin ein in
Euro und Cent zu Buche schlagendes Verkaufsargument, das auf der
Kommodifizierung der den betroffenen Tieren angetanen Schmerzen basiert. Im
Regelfall sogenannten Nutztieren bereitete Einschränkungen und Qualen mit einem
höheren Preis zu begleichen macht aus einer Unterlassung eine Handelsware namens
Tierwohl. Nach dem subjektiven Interesse der Betroffenen wird nicht gefragt, in
der Nutzenratio des Menschen sind sie bloße Objekte und Produktionsmittel wie
andere auch. Selbstverständlich entschiede sich, wer die Wahl hätte,
dafür, seinen Nachwuchs in Ruhe aufzuziehen und ein langes Leben in der Freiheit
einer Natur zu führen, die es unter anderem deshalb nicht mehr gibt, weil die
Ausbeutung der Tiere die natürlichen Grundlagen des Lebens selbst bedrohende
Formen angenommen hat.

Wie die Kühe, die tagelang nach ihren Kälbern schreien, wenn diese sich schon
auf einem Tiertransport in ein anderes Land oder in einem Kälbermaststall
befinden, oder die Rinder, die vor der Schlachtung alle gegen ihren Widerstand
errichteten Hindernisse überwinden und das Weite suchen, beweisen, ist die
Subjektivität sogenannter Nutztiere nicht weniger von Hoffnungen und Wünschen,
von Qualen und Nöten bestimmt als die der menschlichen Tiere. Sein Geschäft mit
der Ware relativer Schmerzlinderung in einer sozial extrem polarisierten
Gesellschaft zu machen heißt denn auch, den universalen Charakter der
vermeintlichen Selbstverständlichkeit, leidensfähigen Lebewesen so weit wie
irgend möglich vor Schmerzen zu schützen, als Klassenprivileg teil- und
verhandelbar zu machen. Wer es sich leisten kann, kauft Stufe 4 "Haltungsform. 
Premium", wer jeden Cent umdrehen muß, ist mit Stufe 1 "Haltungsform:
Stallhaltung" genötigt, keine Rücksicht auf die Empfindungsfähigkeit seines
Nahrungsmittels zu nehmen. Da bleibt eigentlich nur noch die Wahl, keinen
Gedanken an das sogenannte Nutzvieh zu verschwenden oder es gar nicht erst zu
sich zu nehmen.

Treibt man die Logik des konsumethisch verklärten Klassenwiderspruches ein wenig
weiter, dann könnte die Armutsbevölkerung zu der Erkenntnis gelangen, daß die
eigenen Haltungsbedingungen in der kapitalistischen Arbeitsgesellschaft nicht
vor Verschlechterungen gefeit sind, wie sie in der sozialkämpferischen Rhetorik
mit Vergleichen zu den Lebensbedingungen sogenannter Nutztiere beschrieben
werden. So ehern die speziesistische Schranke im Mensch-Tier-Verhältnis
erscheint, so durchlässig erweist sie sich bei der sozialen Verelendung für
gesellschaftliche Verwertungszwecke überflüssig gemachter Menschen oder dem
systematischen Verhungernlassen ganzer Bevölkerungen in imperialistischen
Kriegen. Im US-Strafvollzug etwa kann es geschehen, daß der einem in
Isolationshaft gehaltenen Menschen gesetzlich zugestandene Bewegungsraum
geringer ist als der vorgeschriebene Platz für die Käfighaltung bestimmter
Haustiere. Auch wurden bei Exekutionen in den USA durch tödliche Injektionen
muskellähmende Substanzen verwendet, deren Anwendung bei der Tötung von Tieren
in mehreren Bundesstaaten aufgrund der Gefahr unentdeckter Leiden verboten ist.


Gesetzlicher Tierschutz technokratisch gewendet

Einzelne Beispiele für die Solidarisierung mit ausgebeuteten Tieren in der
Geschichte sozialkämpferischer Bewegungen zeigen [5], daß es durchaus im
Vermögen von Menschen liegt, die Gewaltlogik gesellschaftlicher
Naturverhältnisse zu durchbrechen. Warum das seit 2002 in Artikel 20a des
Grundgesetzes aufgenommene Staatsziel des Tierschutzes dafür keinen Anhaltspunkt
bietet und bestenfalls "Tierwohl"-Euphemismen Marke Julia Klöckner hervorbringt,
dafür ist neben der gesellschaftlich tief verankerten Inanspruchnahme von
Tierausbeutung zur sozialen Reproduktion die höchst abstrakte Formulierung des
ersten Artikels im Tierschutzgesetz verantwortlich. Mit ihr wurde die
Voraussetzung dafür geschaffen, die moralisch vermeintlich hochwertigen Ziele
legislativer Entscheidungen auf die prosaische Sachzwanglogik realpolitischen
Vollzuges zu reduzieren.

"Niemand darf einem Tier ohne vernünftigen Grund Schmerzen, Leiden oder Schäden
zufügen" - der "vernünftige Grund" im BRD-Tierschutzgesetz von 1972 erlangte im
NS-Tierschutzgesetz 1933 erstmals Gesetzeskraft. Wie der Agrarwissenschaftler
Philipp von Gall in einem Gespräch mit Animal Climate Action (AniCA) [6]
erklärt, trat der spätere Reichsjägermeister Hermann Göring dafür ein,
das im Tierschutz des 19. Jahrhunderts übliche Verbot der "unnötigen"
Tierquälerei dahingehend weiterzuentwickeln, daß das Fehlen eines "vernünftigen
Grundes" künftig die Definition verbotener Tierquälerei darstellen solle. Göring
befürchtete, daß die Norm der "unnötigen" Tierquälerei die Jagd beeinträchtigen
könnte und zog daher eine abstraktere Formulierung vor.

Dennoch vertreten einige Staatsrechtler bis heute, beim Tierschutzgesetz des
NS-Regimes handle es sich um einen Fortschritt, was von Gall als "fahrlässig"
bezeichnet. Darüber hinaus, daß es gegen das Schächten von jüdischen Schlachtern
in Stellung gebracht und so für die antisemitische Politik des Regimes
instrumentalisiert wurde, stelle der darin getroffene Verweis auf die
Wissenschaftlichkeit des Tierschutzes und die damit einhergehende Diffamierung
engagierter TierschützerInnen als "unsachlich" und "emotional" eine deutliche
Schwächung des Tierschutzes dar. Für von Gall ist die in Anspruch genommene
Forderung, der Tierschutz müsse wissenschaftlich in den Erkenntnissen der
Nutztierethologie und Evolutionsbiologie verankert sein, ein probates Mittel,
unter Verweis auf nicht vorhandenes Wissen über art- und verhaltensgerechte
Tierhaltung Praktiken gutzuheißen, die in den Augen von TierschützerInnen und
TierrechtlerInnen die Interessen der Tiere mißachten. Begriffe wie
"artgemäß", "verhaltensgerecht" und "Tierwohl" würden an grundsätzlichen Normen
wie der Überlebensfähigkeit von Tieren ausgerichtet. Sofern diese gegeben sei,
könnten sie auch ihr artgemäßes Verhalten ausleben, lautet eine von einigen
VeterinärmedizinerInnen vertretene, im Kern sozialdarwinistische Position.

Da das, was als "vernünftiger Grund" für die Mißhandlung von Tieren angegeben
wird, aus der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung hervorgeht, deren Inhalt vom
Landwirtschaftsministerium tendentiell zugunsten der Rechtssicherheit der
Agrarindustrie bestimmt wird, bleibt einiger Spielraum, um Verbotsforderungen
mit dem Argument zu entkräften, es lägen nicht genügend wissenschaftliche
Erkenntnisse über das "normale" Verhalten von Tieren vor. Versagt dieser
Vorwand, dann kann immer noch ein möglicher ökonomischer Schaden der
Gesellschaft geltend gemacht werden, um eine Güterabwägung vorzunehmen, in der
der Tierschutz unterliegt. Im Endeffekt wird mit Hilfe der staatlichen
Regulation des Tierschutzes vermieden, den im Mensch-Tier-Verhältnis angelegten
Grundkonflikt offen beim Namen zu nennen, so daß der normative Gehalt der
Tierausbeutung unangetastet bleibt.

Die neue Jugendbewegung für Klimaschutz macht vor, welcher Öffentlichkeit es
bedarf, um eine gesellschaftliche Auseinandersetzung um vitale
Interessenskonflikte anzustoßen. Wird dort bereits die negative Bilanz der
Tierproduktion für den Klimaschutz thematisiert, dann ist der Schritt, die Tiere
in ihrem Eigeninteresse an dem Erhalt der Natur und des Lebens zu würdigen,
nicht mehr so groß. Ihn zu gehen ist auch erforderlich, um zu erkennen, was den
Menschen in seiner Tierlichkeit selbst ausmacht. 


Fußnoten:

[1] https://albert-schweitzer-stiftung.de/aktuell/sachlichkeit-und-ethik

[2] https://www.soko-tierschutz.org

[3] https://www.3sat.de/page/?source=/makro/magazin/uebersicht/199508/index.html

[4] https://www.deutschlandfunk.de/artgerechte-tierhaltung-woran-es-auf-bio-hoefen-krankt.724.de.html?dram:article_id=437594

[5] REZENSION/618: Matthias Rude - Antispeziesismus. Die Befreiung von Mensch und Tier ... (SB)
 
http://www.schattenblick.de/infopool/buch/sachbuch/busar618.html

[6] https://animal-climate-action.org/de/2016/10/27/tierindustrie-und-tierschutzgesetz-gespraech-mit-philipp-von-gall/
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STANDPUNKT/853: Freiheit für Julian Assange (DKP)


Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) -
15. April 2019

Freiheit für Julian Assange



Letzte Woche verweigerte die Regierung Ecuadors das weitere Asyl für den
WikiLeaks-Gründer Julian Assange in ihrer Botschaft in London, wo er sich
seit 2012 aufhielt. Er wurde daraufhin von der britischen Polizei
festgenommen und es droht ihm nun die Auslieferung in die USA, wo ihm eine
lebenslange Haftstrafe oder sogar die Todesstrafe droht.

Auf WikiLeaks wurden zahlreiche geheime interne Dokumente veröffentlicht,
die unter anderem die gezielte Kriegspolitik und die Kriegsverbrechen von
USA und NATO im Irak und Afghanistan in die Öffentlichkeit brachten.

"Wir fordern die sofortige Freilassung von Julian Assange und ein Ende der
politischen Repressionen gegen Menschen, die Kriegsverbrechen öffentlich
machen. Vor Gericht und ins Gefängnis gehören diejenigen, die für
zehntausende von Kriegstoten unter anderem im Irak verantwortlich sind, und
nicht diejenigen, die sie enthüllen", erklärt der Vorsitzende der DKP
Patrik Köbele.

Essen, 15. April 2019

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29

E-Mail: presse@dkp.de

Internet: www.dkp.de
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STANDPUNKT/852: Bundeswehr wird stärkste europäische Armee (Henrik Paulitz) 


Akademie Bergstraße

für Ressourcen-, Demokratie und Friedensforschung

Analysen und Empfehlungen

Bundeswehr wird stärkste europäische Armee

von Henrik Paulitz, 22. März 2019



Aktuelle Debatten kreisen um eine angeblich katastrophale
Einsatzfähigkeit der Bundeswehr und darum, dass diese weniger Geld
bekäme als sie benötige und Deutschland der Nato versprochen habe.
Diese Darstellungen täuschen darüber hinweg, dass die Bundeswehr vermutlich
schon in wenigen Jahren die mit Abstand stärkste Armee Westeuropas
sein wird.

Aufgrund von "internationalen Erwartungen" steht die deutsche
Bundesregierung seit Jahren unter Druck, den traditionellen Kurs der
"militärischen Zurückhaltung" aufzugeben und die Militarisierung weiter
voranzutreiben.[1]

Der massive Druck führte schon vor etlichen Jahren zur Zusage gegenüber der
Nato, bis zum Jahr 2024 die "Verteidigungsausgaben" schrittweise zu
erhöhen. Demnach sollen sich die Ausgaben auf einen Richtwert von zwei
Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) zubewegen, wovon mindestens 20
Prozent in die Rüstung, in "neues Großgerät einschließlich damit
zusammenhängender Forschung und Entwicklung" fließen sollen.

Die zwei Prozent sind rechtlich nicht verbindlich und werden vielfach
als nicht realistisch bezeichnet. Verteidigungsministerin Ursula von der
Leyen kündigte im Mai 2018 an, die Bundesregierung würde die
deutschen Wehrausgaben bis 2025 von 1,2 Prozent auf 1,5
Prozent des BIP steigern. Angesichts der Wirtschaftsleistung
Deutschlands geht es um gewaltige Ausgaben von - aus heutiger Sicht
- bis zu knapp 60 Milliarden Euro - pro Jahr.[2]

Die größte Armee Europas

Im August 2017 stellte der damalige Kanzlerkandidat Martin Schulz
bezüglich des umstrittenen Zwei-Prozent-Ziels fest: "Wir würden aus der
Bundeswehr die größte Armee Europas machen".[3]

Stärkste konventionelle Streitmacht Europas

Der ehemalige Verteidigungsminister Volker Rühe sagte im Februar 2019 in
einem Interview: " Wenn wir es künftig ernst meinen mit der
Aufgabenteilung in Europa, dann muss die Bundeswehr zur stärksten
konventionellen Streitmacht Europas werden, nicht nur auf dem Papier,
sondern faktisch."

Zudem stellte Rühe fest, dass - entgegen der regelmäßigen
Berichterstattung in vielen Medien - die Einsatzfähigkeit der Panzer,
Kampfhubschrauber und U-Boote der Bundeswehr stets gegeben sei. Auf die
 Frage, ob die Bundeswehr noch eine Kampftruppe sei, antwortete er:
"Ja. Man konzentriert das Gerät auf die Einheiten, die in den Einsatz
gehen. Im Prinzip sind wir auf dem richtigen Weg." Es gebe "deutlich mehr
Geld".[4]

Mit Abstand die stärkste europäische NATO-Macht

Es handelt sich nicht nur um vage Forderungen, sondern um Realitäten: Laut
Prof. Dr. Gunther Hellmann von der Universität Frankfurt am Main
(Schwerpunkt deutsche und europäische Außenpolitik) wird die Bundeswehr in
sechs bis acht Jahren die stärkste Armee in Europa sein - abgesehen von
Russland. In einem Beitrag mit Dr. des. Daniel Jacobi schrieb Hellmann am
13. Februar 2019, es verschärfe sich das strategische Dilemma
Deutschlands, "führen zu sollen, gleichzeitig aber nicht dominant
erscheinen zu dürfen".

Die eingeforderte Umsetzung der Vereinbarung von Wales, bis 2024 den Anteil
der Verteidigungsausgaben an zwei Prozent des Bruttoinlandsproduktes
anzunähern, "muss nicht zuletzt deshalb als eine indirekte
Aufforderung zur Führung verstanden werden, weil Deutschland damit
auch militärisch mit Abstand zur stärksten europäischen
NATO-Macht aufsteigen würde. Selbst wenn es lediglich bei einem Anteil von
1,5 Prozent bliebe, wie dies in dieser Woche nach Brüssel gemeldet wurde,
ändert sich daran nichts grundlegendes."

Hinzu komme, dass die Bundesrepublik Deutschland "als Rahmennation
sukzessive über das gesamte militärische Spektrum verfügen wird, während
kleinere Partner zur Spezialisierung gezwungen sind".[5]

Militarisierung Deutschlands

Die Öffentlichkeit wird zwar an den abstrakten Gedanken gewöhnt,
dass es Erwartungen bzw. "Verpflichtungen" gibt (d.h. es gibt einen nicht
zu unterschätzenden Druck von außen).

Die Andeutungen über eine vermeintlich "deutsche Führungsrolle" soll aber
nicht als Militarisierung wahrgenommen werden. Insbesondere
soll die Öffentlichkeit derzeit noch nicht realisieren, dass sich die
Bundeswehr bei den aktuellen Rüstungsausgaben bald schon zur stärksten
Armee Westeuropas entwickeln wird.

Bundeskanzlerin Angelika Merkel warnte daher auf der
Bundeswehrtagung am 14. Mai 2018 in Berlin die Bundestagsabgeordneten:
"Es ist jetzt eine Diskussion entstanden, bei der wir alle miteinander
- ich wende mich jetzt auch an alle Parlamentarier - ein bisschen aufpassen
müssen, dass die Entwicklung hin zu zwei Prozent nicht womöglich als eine
Militarisierung Deutschlands interpretiert wird."[6]

All dies ist vor dem Hintergrund zu betrachten, dass sich Deutschland zu
einer militärischen Ordnungsmacht entwickeln soll, zuständig für
Europa, Afrika und den Nahen Osten.[7]

Führung: erwartet bzw. abverlangt

Eine öffentliche Diskussion über die Hintergründe dieser Entwicklungen
erscheint dringlich. Dies auch vor dem Hintergrund, dass der Außen-
und Sicherheitspolitiker Rolf Mützenich darauf hinweist,
in Zukunft werde Deutschland das Schicksal anderer großer Staaten teilen
und "sowohl für seine Führung wie für seine Zurückhaltung kritisiert
werden. Dabei wird nicht nur innerhalb der EU, sondern auch international,
von Deutschland immer häufiger eine Führungsleistung erwartet und/oder
abverlangt werden."[8]


Anmerkungen:

[1]
Robin Niblett (Royal Institute of International Affairs/Chatham House):
Internationale Erwartungen an Deutschland. Vortrag bei der
Auftaktveranstaltung des Weißbuchprozesses 2016. Berlin. 17.02.2015.

[2] Reuters: Von der Leyen will Wehretat auf 1,5 Prozent des BIP steigern.
14. Mai 2018.

[3]
FR: Phrasenprüfer. "Wir würden aus der Bundeswehr die größte Armee Europas
machen". 26.08.2017.

[4]
Der Tagesspiegel: Ex-Verteidigungsminister Volker Rühe. "Guttenberg hat die
Bundeswehr zerstört". 10.02.2019.

[5] Gunther Hellmann, Daniel Jacobi: Auswege aus Deutschlands wachsenden
strategischen Dilemmata. Goethe-Universität Frankfurt am Main. 13. Februar
2019.

[6] Angela Merkel: Rede von Bundeskanzlerin Merkel bei der Bundeswehrtagung
am 14. Mai 2018 in Berlin.

[7] Henrik Paulitz: Kriegsmacht Deutschland? Informationen und
Handlungsempfehlungen zu brandgefährlichen 'Internationalen Erwartungen an
Deutschland'. Akademie Bergstraße. 2018.

[8] Rolf Mützenich: Deutschland: Vom Trittbrettfahrer zur Führungsmacht
wider Willen? Zeitschrift für Außen- und Sicherheitspolitik ZfAS,
Sonderheft 6, 2015, S. 275-287.
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AFRIKA/2195: Unwetter - Hilfsmittelmangel für Friedens- und Katastrophendienste ... (SB)




Die internationale Hilfe für die Mitte März vom Wirbelsturm "Idai"
heimgesuchten Länder Mosambik und seine Nachbarn Simbabwe und Malawi
reicht bei weitem nicht aus, um die vielen in Not geratenen, häufig
obdachlos gewordenen Menschen auch nur mit dem Nötigsten zu
versorgen. Internationale Hilfsorganisationen wie das
Welternährungsprogramm der Vereinten Nationen (WFP) verteilen zwar
Wasser und Nahrungsmittel an Hunderttausende Menschen - bedürftig
sind jedoch Millionen. Manche entlegene Region ist nur schwer oder
gar nicht zu erreichen. Der Rettungshilfe mangelt es an der
erforderlichen Ausrüstung. Jede Armee der Welt ist besser
ausgestattet als ausgerechnet jene Organisationen, die rund um den
Globus Nahrungsmittel zu den in Not geratenen Menschen bringen
sollen.

In Mosambik sind zahlreiche Hilfsorganisationen aktiv, unter ihnen
ist das Welternährungsprogramm der Vereinten Nationen die größte. Sie
leistet die meiste Hilfe und kann als Maßstab dienen, um die
Diskrepanz zu verdeutlichen zwischen dem, was die Menschen im
südöstlichen Afrika an Unterstützung dringend benötigen, und dem, was
tatsächlich am Ende rüberkommt. Dabei verhält es sich nicht so, daß
gar nichts getan wird. Beispielsweise wurden im April 800.000
Menschen gegen Cholera geimpft. Auch wurden mehrere hunderttausend
imprägnierte Moskitonetze verteilt. Das WFP hat drei Hubschrauber
angemietet, um Hilfsgüter in entlegene Regionen zu bringen. Dort
wurden beispielsweise 20 Tonnen Energiekekse als Notrationen
verteilt. Auch die Bevölkerung in der Stadt Beira, die weiträumig
unter Wasser stand und in der viele Häuser zerstört wurden, erhielt
Notrationen u.a. in Form von nahrhaftem Brei. Mit Hilfe einer Drohne
des WFP kann sich die Regierung Mosambiks einen besseren Überblick
über die Lage verschaffen.

Auf der anderen Seite, jener des dringenden Bedarfs, waren von dem
Zyklon nach offiziellen Angaben 1,85 Mio. Einwohnerinnen und
Einwohner "betroffen". Rund 1000 Menschen starben. Nach Angaben des
UN-Kinderhilfswerks Unicef wurden bereits 7.500 Fälle von Malaria und
5.000 Fälle von Cholera registriert. Die Welthungerhilfe warnt vor
einer "Katastrophe nach der Katastrophe". [1]

Auf der Südhalbkugel stand die Ernte kurz bevor, als durch den Zyklon
etwa 700.000 Hektar Ackerland zerstört wurden. Eine halbe Million
Kleinbauern und deren Familien haben teils oder komplett ihre
Lebensgrundlage verloren. Es mangelt an Nahrung, Wasser und Saatgut,
das rasch ausgebracht werden müßte, um wenigsten die nächste
Haupterntezeit zu nutzen. Aber es mangelt vielerorts auch an
vermeintlichen Kleinigkeiten wie landwirtschaftlichen Geräten. Zudem
sind viele Tiere bei den Überschwemmungen umgekommen, was dazu
beiträgt, daß die Menschen nicht einmal über jene geringen
Kompensationsmöglichkeiten verfügen, die ihnen in manchen schlechten
Erntejahren über die "lean season", die magere Saison, in der die
alte Ernte aufgebraucht, die neue aber noch nicht reif ist,
hinweggeholfen haben.

Zeitgleich zur unmittelbaren Notversorgung muß auch die Infrastruktur
wiederhergestellt werden. Straßen, Brücken, Brunnen, Strommasten,
Schulen, Krankenhäuser und vieles mehr wurden ein- oder umgerissen,
sind weggebrochen oder wurden verschüttet. Die Weltbank schätzt die
Wiederaufbaukosten für Mosambik, Simbabwe und Malawi auf 1,7
Milliarden Euro. Die deutsche Regierung hat 50 Mio. Euro als Nothilfe
zugesagt. Das WFP teilte mit, es benötige 140 Millionen US-Dollar, um
in den nächsten drei Monaten Ernährungshilfe für die Überlebenden des
Zyklons leisten zu können. [2]

Daß es einem Teil der betroffenen Menschen in drei Monaten besser
geht, einem anderen jedoch nicht, und daß danach die Bitte um
Hilfsgelder von neuem losgetreten werden muß, wird zur Zeit noch
nicht thematisiert. Die permanente Not, in der sich auch die
UN-Hilfsorganisationen befinden, indem sie gezwungen werden, mangels
eines umfassenden Budgets immer wieder an die "Geberländer" zu
appellieren und, da diese ihren Bitten nicht oder nur teilweise
nachkommen, zu improvisieren, taucht in den Medien kaum auf.
Eigentlich müßten Hilfsorganisationen, die in kurzer Zeit jeden
beliebigen Punkt der Erde erreichen und dort oftmals in einem sehr
großen Umfang Hilfe leisten müssen, so gut ausgestattet sein wie ein
staatlicher Militärapparat. Dann wäre ein Szenario denkbar, bei dem
das WFP nicht drei Hubschrauber unter Vertrag nimmt, um ein so
riesiges Gebiet wie Mosambik zu versorgen, sondern ein Vielfaches
davon anmieten oder sogar selber aufbringen könnte.

Beispielsweise trieb sich im März dieses Jahres der atomar
angetriebene Flugzeugträger USS John C. Stennis im Indischen Ozean
herum. Doch als der Zyklon "Idai" am 15. März im Südosten Afrikas auf
Land schlug, legte das Kriegsschiff nicht Kurs Richtung Süden an, um
erste Hilfe zu leisten, sondern schipperte statt dessen in die
Golfregion. Eine solche schwimmende Kriegsfestung, umgerüstet auf die
Bedürfnisse der Katastrophenhilfe, könnte sehr viel mehr ausrichten
als es die Hilfsorganisationen mit ihren Mitteln und Methoden bisher
vermögen.

So ist die Welt allerdings nicht beschaffen. All das Kriegsgerät, das
die Nationen angehäuft haben, rostet vor sich hin oder wird dazu
verwendet, anderen Menschen das Leben zu nehmen oder es ihnen
zumindest schwerzumachen, während vermeintlich schicksalshaft
Menschen von Naturkatastrophen wie dem Zyklon "Idai" getroffen werden
und verrecken müssen. Wenn die Welthungerhilfe vor der "Katastrophe
nach der Katastrophe" warnt, ist das auch Ausdruck dessen, daß sie
aufgrund jahrzehntelanger Erfahrungen weiß, daß nun, da die Bilder
von der Not der Menschen in Mosambik allmählich aus den Medien
verschwinden, sich kaum jemand dafür interessieren wird.

Regelmäßig müssen Hilfsorganisationen erfahren, daß mit dem
abflauenden Interesse auch die Hilfsgelder ausbleiben, obgleich sie
zuvor zugesagt worden waren. Wenn man so will, hat die Katastrophe
schon viel früher begonnen, sie ist menschengemacht und von
grundsätzlicher Beschaffenheit. In einer Welt, die technologisch so
weit entwickelt ist wie die heutige, doch zugleich so geordnet wird,
daß die Nationen gegeneinander konkurrieren, ebenso wie innerhalb
einer Gesellschaft ein erbitterter Sozialkampf ausgetragen wird,
erfüllen Hilfsorganisationen eine Feigenblattfunktion, um den Status
quo zu sichern.

Die Welt könnte vollkommen anders ausgerichtet sein, wenn nur die
Menschen sich einig wären. Soviel zu den Tagträumereien. Daraus
aufgewacht zeigt sich ein ernüchterndes Bild: 20 Tonnen Energiekekse
wurden verteilt. 100 Gramm dieser Kekse werden mit 450 kcal
angegeben, so daß sich eine Gesamtkalorienzahl von 90 Mio. ergibt.
Bei einem Tagesbedarf von 2100 kcal pro Person kämen mit dieser Menge
43.000 Menschen einen Tag lang über die Runden. Eine andere Rechnung:
wenn nach WFP-Angaben eine halbe Million Kleinbauern ihre
Lebensgrundlage verloren haben und man die 90 Mio. kcal gleichmäßig
unter ihnen verteilen würde, erhielte jeder 180 kcal. Das entspricht
etwa 30 Gramm oder sechs Stückchen Milchschokolade (die mit der lila
Kuh ...). Im Durchschnitt hat jede Familie (zwei Elternteile) in
Mosambik mehr als fünf Kinder. Sieben Personen teilen sich somit
sechs Stückchen Schokolade. An nur einem einzigen Tag. Dank der Hilfe
des WFP. Am nächsten Tag haben sie nichts. Am übernächsten
wahrscheinlich ebenfalls nichts. Das darf man zumindest annehmen,
weil das WFP nicht berichtet hat, daß es Tag für Tag 20 Tonnen
Energiekekse in Mosambik verteilt.

Das sind Durchschnittswerte, die Realität sieht selbstverständlich
anders aus. Da werden manche notleidenden Menschen stärker versorgt
und andere gar nicht. Das WFP verteilt auch andere Lebensmittel als
nur Energiekekse, und es gibt auch noch weitere Hilfsorganisationen
sowie staatliche Strukturen, die Nahrung verteilen. Dennoch erscheint
uns eine solche Berechnung überaus nützlich zu sein, nicht um ein
genaues Bild von der Lage in Mosambik, sondern um überhaupt ein Bild
zu erhalten. Wie gesagt, das WFP ist ein wichtiger Akteur der
Hungerhilfe in Mosambik und die Energiekekse wiederum sind eine so
wichtige Lieferung, daß das WFP nicht versäumt hat, sie eigens zu
erwähnen. Zumindest ahnt man, daß die Nothilfe nicht hinten und nicht
vorne reicht und daß die Warnung vor der "Katastrophe nach der
Katastrophe" nicht übertrieben ist.


Fußnoten:

[1] tinyurl.com/y4jw8ggz

[2] https://kontext.wfp.org/mosambik-gesichter-der-katastrophe-dd40cb28b60b
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MEDIEN/480: Wikileaks - Whistleblower und Pressefreiheit mit einer Klappe (SB)


Wikileaks - Whistleblower und Pressefreiheit mit einer Klappe



Wie sich bereits im Vorfeld abzeichnete, hat die britische Polizei am
hellichten Tag des 11. April die ecuadorianische Botschaft in London
gestürmt, Wikileaks-Gründer Julian Assange in Handschellen
herausgeschleift, in ein Transportfahrzeug gesteckt und in
Untersuchungshaft gebracht. Gleich am nächsten Tag fand ein Richter
namens Michael Snow Assange für schuldig, 2012 durch die Flucht in die
Botschaft Ecuadors gegen die Kautionsbedingungen, unter denen er
während des juristischen Kampfes gegen die Auslieferung nach Schweden
wegen Vorwürfen der sexuellen Nötigung dort zwei Jahre zuvor stand,
verstoßen zu haben und beschimpfte ihn zugleich als "Narzist, der
nicht über seine eigenen egoistischen Interessen hinaus" blicke.

Da sich der Richter nur wenige Minuten mit Assange befaßte und sich
von daher unmöglich ein stichhaltiges Urteil über dessen Charakter
hätte bilden können, stellt sich die Frage, wie Rose zu der
vernichtenden Aussage kommen konnte und zugleich annahm, sie würde
in der Öffentlichkeit ernst genommen werden. Die Antwort ist
einfach. Durch die Veröffentlichung Hunderttausender Dokumente über
die unzähligen Kriegsverbrechen der USA und ihrer Militärverbündeten
in Afghanistan und Irak, über die Folter mutmaßlicher "Terroristen" in
Guantánamo Bay sowie über die Mafiamethoden des Außenministeriums in
Washington hat sich Assange aus Sicht aller Regierungen des Westens
und befreundeter Medien zum Volksfeind Nummer eins entwickelt, dessen
Sympathiewerte bei den einfachen Menschen mittels einer beispiellosen
Diffamierungskampagne systematisch vernichtet werden sollte.

Jene Kampagne erreichte in den ersten Stunden nach den verstörenden
Fernsehbildern über die Festnahme Assanges neue Höhen. Im britischen
Parlament nahm sich die konservative Premierministerin Theresa May
eine kleine Pause von der laufenden Brexit-Krise, um zum Hoch auf den
Rechtsstaat zu rufen. Ihr Außenminister Jeremy Hunt meinte, durch die
Beendigung des Versteckspiels Assanges sei der Beweis erbracht worden,
daß niemand über dem Gesetz stehe. Oppositionsführer Jeremy Corbyn
hätte sich in diesem Moment für Assange stark machen können, hat aber
statt dessen schweigend das Unterhaus verlassen. An seiner Stelle hat
sich die innenpolitische Sprecherin der sozialdemokratischen Labour
Party, Diane Abbott, gegen die Auslieferung Assanges an die USA
ausgesprochen, jedoch keine Einwände gegen eine Überstellung an die
Behörden in Schweden erhoben. In der Zwischenzeit haben mehr als 100
Unterhausabgeordnete der Labour-Partei eine Petition mit der
Aufforderung unterzeichnet, Assange soll wegen der Vorwürfe in
Schweden an die Behörden in Stockholm übergeben werden.

Da das Vereinigte Königreich gegenüber Ecuador schriftlich versichern
mußte, Assange in kein Land auszuliefern, in dem ihm Folter oder die
Todesstrafe droht, wäre die Schweden-Option die ideale Lösung für die
britische Politik. Man hätte später behaupten können, sich für das
Recht der Frau vor sexuellen Übergriffen stark gemacht zu haben, und
sich gleichzeitig vom Vorwurf, Assange den US-Behörden überlassen zu
haben, freistellen können. Dabei ist nicht einmal klar, ob der "Fall"
in Schweden überhaupt neu aufgerollt werden kann. 2017 waren die
Ermittlungen aus Mangel an Beweisen eingestellt werden. Das hing nicht
nur mit dem Umstand zusammen, daß sich Assange in London aufhielt,
sondern auch damit, daß die vermeintlichen Vergehen
möglicherweise gar keine waren. Nachdem sich die eine Frau namens
Sofia Wilen bei der Polizei beschwert hatte, daß Assange trotz
entsprechender Aufforderung ohne Kondom mit ihr geschlafen habe,
hatte sich der Wikileaks-Chef freiwillig den Justizbehörden gestellt.
Erst nachdem die Polizei in Stockholm ihn nach England hat ausreisen
lassen, gewann seine Befragung wieder an Dringlingkeit, weil sich in
der Zwischenzeit eine zweite Frau, Anna Ardin, bei der Assange während
seines wochenlangen Aufenthalts in der schwedischen Hauptstadt gewohnt
hatte, an ein inakzeptables Maß an Heftigkeit beim eigenen Beischlaf
mit dem Australier zu erinnern meinte.

Unabhängig, wie sich die Dinge an der Schweden-Front entwickeln, droht
Assange nach der Verurteilung wegen Verstoßes gegen die
Kautionsbedingungen mindestens ein Jahr Freiheitsstrafe in
Großbritannien. Bis zur Verkündung des Strafmaßes und vermutlich auch
danach bleibt er im berüchtigten Hochsicherheitstrakt Belmarsh an der
Themse-Mündung im englischen Südosten. Das Justizministerium in
Washington, dessen Bitte an die Kollegen in London um Amtshilfe der
zweite Grund für die Verhaftung war, erhofft sich, daß bis zum 2. Juni
der Auslieferungsantrag für Assange vervollständigt wird, damit das
Dokument als Grundlage einer gerichtlichen Auseinandersetzung dient.
Bereits jetzt kann man mit Bestimmtheit davon ausgehen, daß Assange in
Kürze an die USA "überstellt" wird ähnlich den "islamistischen
Terroristen", welche die CIA jahrelang zwecks Folter in den eigenen
"black sites" oder durch die Schergen befreundeter Staaten wie Ägypten
in Privatflugzeugen hin und her transportierte.

Einen perfiden, aber leicht durchschaubaren Trick haben sich die
US-Behörden bei der ersten Begründung des Auslieferungsantrags für
Assange ausgedacht. Ihm wird vorgeworfen, 2010 die damals im Irak
stationierte US-Geheimdienstmitarbeiterin Chelsea Manning dazu
animiert zu haben, vertrauliche Dokumente Wikileaks zukommen zu
lassen, sowie ihr vergeblich geholfen zu haben, beim Herumstöbern in
den staatlichen Computerarchiven ihre Identität zu verheimlichen. Aus
den Unterlagen des US-Justizministeriums, die bei der Festnahme
Assanges publik wurden, geht hervor, daß diesem wegen besagter
Verstöße, sollten sie sich nachweisen lassen, lediglich fünf Jahre
Haft drohen. Auf diese Weise wird der Eindruck vermittelt, die ganze
Angelegenheit sei nicht so wichtig, Assange mache sich und der Welt
seit Jahren mit seinem Martyrium-Spiel in der Botschaft etwas vor.

Wer glaubt, das Sicherheitsapparat der USA würde Assange nach fünf
Jahren wieder freilassen, hat nicht verstanden, wie die hohe Politik
funktioniert. Den Beweis für die Richtigkeit dieser These liefert das
Kleingedruckte im besagten Auslieferungsantrag. Das Vergehen, das
Assange zur Last gelegt wird, verjährt nach fünf Jahren. Die
postulierte Tat erfolgte 2010. Wie kann sie dennoch als Grundlage für
einen Auslieferungsantrag im Jahre 2019 dienen? Die Antwort - und sie
ist wirklich beängstigend - lieferte am 11. April Colin Calmbacher in
einem Artikel auf der Website der juristischen Fachzeitschrift
LawNewz.com. Demnach hat die Staatsanwaltschaft die "illegale
Zusammenarbeit" Assanges mit Manning an Paragraphen aus dem
US-PATRIOT-Gesetzes aus dem Jahr 2001 gekoppelt und sie damit zur
"terroristischen" Tat aufgebauscht. Dadurch wurde die Verjährungsfrist
automatisch verlängert.

In den USA sind Organisationen wie die American Civil Liberties Union
(ACLU) und das Center for Constitutional Rights (CCR) und
Menschenrechtler und Juristen wie Daniel Ellsberg, Marjorie Cohen und
Glenn Greenwald in heller Aufregung. In einem eigenen Artikel, der am
11. April bei The Intercept erschienen ist, hat Edward Snowdens
Vertrauensmann Greenwald hervorgehoben, daß die Regierung Barack
Obamas von einer Anklage gegen Assange wegen der bereits erwähnten
vermeintlichen Vergehen abgesehen hatte, und zwar aus Rücksicht auf
die Pressefreiheit. Denn gelänge es FBI und Justizministerium, Assange
wegen der Kollaboration mit Manning zu überführen, wäre das das Ende
des investigativen Journalismus. Kein Verleger oder Journalist könnte
mehr vertrauliche Staatsdokumente annehmen, ohne sich der dringenden
Gefahr der gerichtlichen Verfolgung auszusetzen.

Derlei Bedenken sind den Angehörigen der Administration Donald Trumps
völlig fremd. Der ehemalige New Yorker Baulöwe setzt sich gut und
gerne über bestehende Richtlinien im Umweltschutz oder beim
Arbeitnehmerrecht hinweg. Für die Presse hat er nichts übrig,
bezeichnet deren Erzeugnisse bei jeder Gelegenheit als Fake News.
Trump kennt auch keinerlei Scham. Ungeachtet der Tatsache, daß die
Wikileaks-Enthüllungen über die Machenschaften Hillary Clintons ihn
zum Sieg bei der Präsidentenwahl 2016 verhalfen und er im Wahlkampf
die Enthüllungsplattform 164 Mal lobend erwähnte, behauptet er auf
Anfrage seitens Journalisten zur Festnahme Assanges, er kenne
"Wikileaks gar nicht", das sei "nicht sein Ding". Schamlos sind auch
die oppositionellen Demokraten, die genau wie die Republikaner jubelnd
auf die Aussicht, Assange könnte bald an die amerikanische "Justiz"
ausgeliefert werden, reagierten mit der Behauptung, damit endlich
mehr über die russische Einmischung in die Präsidentenwahl 2016
erfahren zu können. Einzig und allein die demokratische
Kongreßabgeordnete Tulsi Gabbard aus Hawaii hat auf den für die
Pressefreiheit gefährlichen Präzendenzfall, der zwangsläufig aus der
Verfolgung und Repression Assanges entsteht, hingewiesen.
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MILITÄR/936: Afghanistan - kriminalprophylaktisch ... (SB)


Afghanistan - kriminalprophylaktisch ...



Die langjährigen Bemühungen um Gerichtsbarkeit bei Kriegsverbrechen
haben am 12. April einen schweren Rückschlag erlitten. An diesem Tag
entschied der Internationale Strafgerichtshof (International Criminal
Court - ICC), der Empfehlung seiner eigenen Chefanklägerin Fatou
Bensouda, Ermittlungen wegen Kriegsverbrechen und schweren
Menschenrechtsverletzungen in Afghanistan aufzunehmen, nicht zu
folgen. Mit diesem Entschluß beugte sich der ICC den unverhohlenen
Drohungen der USA, gegen deren Soldaten und CIA-Mitarbeiter ebenso
ermittelt werden sollte wie gegen Angehörige der Taliban, des
Hakkani-Netzwerks und der regulären afghanischen Streitkräfte. Vom
Einknicken des ICC gegenüber Washington geht eine eindeutige Botschaft
aus: Das einzige Recht, das international zählt, ist das Recht des
Stärkeren. Auch im 21. Jahrhundert herrscht in den
zwischenmenschlichen Beziehungen derselbe Stand wie bereits in der
Steinzeit. Soviel zum vermeintlichen Fortschritt.

Angefangen hat die ganze Geschichte im Dezember 2017, als
ICC-Chefanklägerin Bensouda aus Gambia die Eröffnung von Anklagen
gegen US-Militär- und CIA-Personal wegen Folter und sexueller
Mißhandlungen von Kriegsgefangenen auf dem "Territorium von
Afghanistan, Polen, Rumänien und Litauen" anregte. Alle vier genannten
Länder sind Vertragsstaaten des 1998 mit dem Statut von Rom
gegründeten ICC. Damit sollte erstmals die Möglichkeit eröffnet
werden, gerichtlich gegen US-Bürger vorzugehen, die sich seit dem 11.
September 2001 an der Verschleppung und Folter sogenannter
"Terrorverdächtiger" beteiligt hatten. Im Falle erfolgreicher
Verfahren gegen Personen, die in die "außergewöhnlichen
Überstellungen" sowie den Betrieb der als "black sites" bekannt
gewordenen, geheimen Foltergefängnisse der CIA in Übersee direkt
involviert waren, hätte man eventuell auch Anklagen gegen die
eigentlichen Verantwortlichen wie Ex-Präsident George W. Bush,
Ex-Vizepräsident Dick Cheney, Ex-Verteidigungsminister Donald
Rumsfeld, Ex-CIA-Direktor George Tenet und ihre wichtigsten
Mitarbeiter erheben können. Doch dazu wird es niemals kommen. Das
steht nun eindeutig fest.

Weil sie das Land sind, welches unter dem Vorwand der Sicherung von
"Frieden" und "Stabilität" sowie des Exports von "Demokratie" und
"Menschenrechten" mit weitem Abstand vor allen anderen militärisch im
Ausland interveniert, mit Waffengewalt mißliebige Regierungen stürzt
und befreundete Vasallen an die Macht hievt, sind die USA niemals dem
Statut von Rom beigetreten und haben sich dem ICC nie untergeordnet.
Das Gegenteil ist der Fall. Zum Schutz der eigenen Militär- und
CIA-Angehörigen vor Inhaftierung durch den ICC hat der US-Kongreß 2002
und damit rechtzeitig vor dem illegalen Einmarsch in den Irak ein Jahr
später auf Grundlage des sogenannten "Hague Invasion Act" Bush junior
und dessen Nachfolger den Einsatz "jedes Mittels" gestattet, um ein
solches Szenario zu verhindern bzw. auszuschließen.

Zu den führenden Verfechtern der These von den USA als Ausnahmestaat,
dessen historische Mission in der Durchsetzung internationaler Regeln
bestehe, die sie selbst als Weltsouverän mißachten dürfe, gehört John
Bolton. Dessen Respekt gegenüber den Vereinten Nationen ist in etwa so
unterentwicklet wie der Kaiser Wilhelm II. gegenüber dem Reichstag zu
Berlin. 2002 drohte der damalige Staatssekretär im US-Außenministerium
dem Leiter der Organisation für das Verbot Chemischer Waffen, José
Bustani, mit Repressalien gegen dessen in New York studierende Kinder,
damit die UN-Unterorganisation vor dem geplanten Überfall auf den Irak
Saddam Hussein nicht vom Vorwurf des Besitzes von
"Massenvernichtungswaffen" freisprach und Washington um seinen
Kriegsvorwand brachte. Heute dient Bolton US-Präsident Donald Trump
als Nationaler Sicherheitsberater. In dieser Funktion hat er bei einer
Rede im vergangenen September vor der reaktionären Federalist Society
in Washington allen ICC-Mitarbeitern mit harten Konsequenzen gedroht,
sollte es das Gericht in den Haag wagen, Anklage wegen
Kriegsverbrechen gegen US-Bürger oder mit den USA befreundeter Staaten
zu erheben. Letzteres bezog sich auf Israel, dessen unablässige
Mißachtung internationaler Regeln ihm ebenfalls einem Beitritt zum
Statut von Rom verbietet.

Boltons direkte und indirekte Androhung, die Anwälte und Richter des
ICC quasi auf dieselbe Stufe wie "Terroristen" zu stellen,
Finanzsanktionen gegen sie zu verhängen und sie notfalls in die USA
oder nach Guantánamo zu verschleppen, löste international große
Empörung aus. In Reaktion auf die skandalöse Einschüchterungsrede
Boltons ist der deutsche Jurist Christoph Flügge im Januar nach 11
Jahren als Richter am internationalen Straftgerichtshof für das
ehemalige Jugoslawien zurückgetreten. Im Interview mit der
Wochenzeitung Zeit erklärte Flügge, es sei mehr als offensichtlich,
daß die "diplomatische Welt" kein Interesse an einer unabhängigen
Justiz habe.

Mitte März verhängte Trumps Außenminister Mike Pompeo ein
Einreiseverbot für alle ICC-Mitarbeiter einschließlich Fatou
Bensoudas, die an Ermittlungen gegen US-Soldaten wegen Handlungen in
Afghanistan oder anderswo auf der Welt beteiligt sind. Wenige Tage
später kritisierte die Hohe Kommissarin der Vereinten Nationen für
Menschenrechte, die ehemalige chilenische Präsidentin Michelle
Bachelet, die Drohungen der USA gegenüber dem ICC und dessen
Vertretern in scharfer Form. Welch geringen Wert diese Einlassung hat,
kann man anhand der Entscheidung des ICC ermessen, seine
Afghanistan-Ermittlungen einzustellen. Schlimmer noch, begründet wurde
der Entschluß mit der fehlenden Kooperationsbereitschaft der
betroffenen Staaten, allen voran der USA. Dies mache den juristischen
Ansatz zwecklos, den Foltervorwürfen von damals nachzugehen. Die
Erfolgsaussicht sei zu gering, als daß sich die Mühe lohne, so die
ICC-Verantwortlichen.

Bezeichnenderweise erfolgte der Kniefall des ICC vor der brutalen
Macht des Washingtoner Sicherheitsapparats nur zwei Tage nach einem
Besuch von Gina Haspel in Kabul. Dort wollte die amtierende
CIA-Direktorin, die selbst nachweislich während der Ära George W.
Bushs in die Folter mutmaßlicher Al-Kaida-Mitglieder verstrickt war,
nach offiziellen Angaben mit den afghanischen Kollegen über die
künftige Zusammenarbeit auch nach einem eventuellen Abzug der
amerikanischen Streitkräfte aus Afghanistan beraten. Völlig schamlos
bereiten CIA, Pentagon und das Weiße Haus die nächsten
Kriegsverbrechen am Hindukusch - und nicht nur dort - vor.
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VORTRAG/2321: Frankfurt - Vortragsreihe "Demokratie in der Krise?", 24.04.-17.07.2019


Goethe-Universität Frankfurt am Main

Vortragsreihe: Demokratie in der Krise?

Die neue Ringvorlesung des Exzellenzclusters "Die Herausbildung normativer
Ordnungen" an der Goethe-Universität beginnt am 24. April 2019



FRANKFURT. Der Eindruck einer Krise der Demokratie ist im Jahr 2019 so
verbreitet, dass er kaum mehr einer Begründung bedarf: Die Erosion von
Rechtsstaatlichkeit und liberalen Institutionen, die populistische
Verunsicherung des repräsentativen Systems, die neuen Autoritarismen und
verschärften geopolitischen Verwerfungen hinterlassen tiefe Spuren im
politischen Selbstverständnis unserer Zeit. Diesem Themenkomplex widmet
sich die Ringvorlesung des Exzellenzclusters "Die Herausbildung normativer
Ordnungen" unter dem Titel "Democracy in Crisis? Rupture, Regression,
Resilience" ("Demokratie in der Krise? Bruch, Regression und Resilienz").

Die Reihe startet am 24. April 2019 und umfasst im Sommersemester acht
Vorträge in deutscher und englischer Sprache. Sie beginnen jeweils um
18.15 Uhr im Hörsaalzentrum (Raum HZ 6) auf dem Campus Westend der 
Goethe-Universität. Die fachliche Leitung haben Prof. Martin Saar, 
Mitglied des Exzellenzclusters und Professor für Sozialphilosophie an 
der Goethe-Universität, und PD Dr. Thomas Biebricher, Postdoktorand im 
Bereich Politische Theorie am Exzellenzcluster. Die interessierte 
Öffentlichkeit ist herzlich willkommen.

Die mit hervorragenden Fachleuten aus dem In- und Ausland besetze
Ringvorlesung wird das Thema von verschiedenen disziplinären und
theoretischen Seiten beleuchten - mit Fragen nach der Logik der
derzeitigen Zersetzung, der zu erwartenden institutionellen Konsequenzen
und der Möglichkeit einer künftigen Wiederherstellung demokratischer
Legitimität. Die Diskussionen sollen so auch zu dem Streit um die
Demokratie beitragen, der - nach markanten Höhepunkten 1968 und 1989 -
heute neu entfesselt ist: Wie soll nach dieser Krise der Demokratie, wie
wir sie kannten, staatsbürgerschaftliche Zugehörigkeit organisiert sein,
wie kann soziale Teilhabe gewährleistet werden und auf welchen staatlichen
und überstaatlichen Ebenen ist Demokratie überhaupt grundsätzlich
realisierbar? Auch von Antworten auf diese und andere Fragen, denen sich
die Ringvorlesung widmet, wird es abhängen, ob der Niedergang der
Demokratie ab einem bestimmten Punkt als irreversibel akzeptiert werden
muss oder ob sie - vielleicht - aus den Verwerfungen und Bestreitungen
unter Aufbietung der ihr eigenen Selbstheilungskräfte erneuert und
gestärkt hervorgehen kann.

Die Vorträge finden in der Regel mittwochs statt - mit einer Ausnahme:
Prof Michael Walzer, einer der einflussreichsten politischen Theoretiker
und Moralphilosophen der Gegenwart, spricht am Dienstag, 28. Mai, über
"Immigration and Nationalism".

Die Termine im Überblick:

(Jeweils Campus Westend der Goethe-Universität, Hörsaalzentrum HZ 6, 18.15
Uhr)

24. April 2019: Prof. Oliver Marchart (Universität Wien)

Was ist radikal an radikaler Demokratie? Vorschläge zur Behebung des
institutionentheoretischen Defizits radikaler Demokratietheorie

8. Mai 2019: Prof. Catherine Colliot-Thélène (Universität Rennes)

"Die verbindende Kraft alles Rechts ?" Was bleibt vom revolutionären
Verständnis der Rechte?

28. Mai 2019: Prof. Michael Walzer (Institute for Advanced Study,
Princeton, NJ)

Immigration and Nationalism

29. Mai 2019: Prof. Ulrike Guérot (Donau-Universität Krems)

Europa als Republik? Von der Gemeinschaft der Nationalstaaten zu einer
echten europäischen Demokratie

5. Juni 2019: Prof. Oliver Nachtwey (Universität Basel)

Entzivilisierung - über Regressionen in westlichen Demokratien

26. Juni 2019: Prof. John P. McCormick (University of Chicago)

Rethinking Democratic Athens and Republican Rome in an Age of Plutocracy
and Populism

10. Juli 2019: Prof. Regina Kreide (Justus-Liebig-Universität Gießen)

Ungleichheit und der Verlust demokratischer Visionen

17. Juli 2019: Prof. Philip Manow (Universität Bremen)

Demokratisierung der Demokratie, Entdemokratisierung der Demokratie


Weitere Informationen unter:

https://www.normativeorders.net/de/veranstaltungen/ringvorlesungen 

- detailliertes Programm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 12.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





GEWERKSCHAFT/1811: Beschäftigte bestreiken Amazon zur Osterzeit (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
15. April 2019

Tarifflucht stoppen, Arbeitnehmerrechte durchsetzen - Beschäftigte
bestreiken Amazon zur Osterzeit



Berlin - Die Beschäftigten der Amazonstandorte in Rheinberg und Werne
(beides NRW), Bad Hersfeld (Hessen) sowie Koblenz (Rheinland-Pfalz) haben
in der Nacht von Sonntag auf Montag die Arbeit niedergelegt. Sie
streiken in Rheinberg und Werne bis einschließlich diesen Donnerstag
(18. April 2019), in Bad Hersfeld bis einschließlich diesen Dienstag
(16. April 2019) und in Koblenz am heutigen Montag (15. April 2019)
für einen Tarifvertrag und deutliche Lohnerhöhungen. Die Streiks
finden auch vor dem Hintergrund der Einzelhandelstarifrunde in den
Ländern statt, in der Beschäftigte auch in anderen tariflosen
Unternehmen die Arbeit niederlegen werden.

"Die Beschäftigten geben nicht auf, im Gegenteil. Sie treten auch
weiterhin ein für ihr Recht auf einen Tarifvertrag, um
existenzsichernde Löhne und gute Arbeitsbedingungen zwischen
Gewerkschaft und Arbeitgeber verhandeln zu lassen. Sie wollen damit
auch die Willkür eines Handelsunternehmens beenden, das seine
Beschäftigten mit Arbeitshetze und umfassenden Kontrollen unter Druck
setzt. Tarifverträge sind ein Zeichen für Respekt und Anerkennung der
Arbeit. Das verlangen die Beschäftigten auch von Amazon", sagte
Stefanie Nutzenberger, Mitglied im Vorstand der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di).

Während der Osterzeit kann es auch an anderen Standorten von Amazon
jederzeit zu Arbeitsniederlegungen kommen.

ver.di fordert in der Tarifrunde des Einzelhandels 2019 neben Lohn-
und Gehaltssteigerungen auch, die ausgehandelten Tarifverträge für
allgemeinverbindlich erklären zu lassen.

Weitere Informationen zur Tarifrunde unter:

https://tinyurl.com/yxm4c5sa

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15.04.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





FAMILIENRECHT/210: Ex-Partner zur Grundbuch-Einsicht berechtigt (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 15. April 2019

Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Familie

Ex-Partner zur Grundbuch-Einsicht berechtigt



München/Berlin (DAV). Trennt sich ein Paar, das gemeinsam ein Haus
gebaut hat, kann der Ex-Partner, der beim Bau erheblich mitgeholfen
hat, eine Entschädigung verlangen. Er muss seine Ansprüche gegenüber
dem Grundstückseigentümer geltend machen können. Dafür kann die
Einsicht in das Grundbuch notwendig sein. Die Arbeitsgemeinschaft
Familienrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) informiert über eine
Entscheidung des Oberlandesgerichts München vom 26. Juli 2018
(AZ: 34 Wx 239/18).

Die Partner waren nicht miteinander verheiratet. Sie errichteten
gemeinsam ein Haus auf dem Grundstück, das die Frau angeblich von
ihrem Großvater bekommen hat. Nach der Trennung wollte der Mann einen
Ausgleich für die von ihm als Heizungsbauer und Sanitätsinstallateur
erbrachten Arbeiten bekommen. Da er dies gegenüber dem Eigentümer
geltend machen musste, verlangte er Auskunft darüber, wer Eigentümer
an dem Grundstück ist. Das Grundbuchamt lehnte seinen Antrag
allerdings mangels rechtlichen Interesses ab.

Vor dem Oberlandesgericht war der Mann letztlich erfolgreich. Das
Grundbuchamt müsse ihm ein Einsichtsrechts in die Grundakten
gewähren - zumindest dahingehend, wer Eigentümer des Grundstücks sei.
Wäre seine ehemalige Partnerin Eigentümerin, hätte er seine
Arbeitsleistung tatsächlich an sie erbracht und könne einen Ausgleich
von ihr verlangen. Dieses wirtschaftliche Interesse an der Auskunft,
wer für das Grundstück als Eigentümer eingetragen ist, reiche aus, um
einen Anspruch auf die Auskunft zu haben.

Information: www.dav-familienrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung FamR 04/19 vom 15. April 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





INTERNATIONAL/273: Prozess wegen Betrugs um Agua-Zarca-Kraftwerk in Honduras beginnt (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Prozess wegen Betrugs um Agua-Zarca-Kraftwerk in Honduras 
beginnt

Von Andrea Lammers



(Tegucigalpa, 15. April 2019, amerika21) - Wegen betrügerischer
Machenschaften im Fall des Wasserkraftwerks "Agua Zarca" in Honduras
wird 16 Angeklagten der Prozess gemacht. Am 12. April ordnete ein
Strafgerichtshof für Korruptionsfälle in Tegucigalpa Haft für den
ehemaligen Geschäftsführer des Unternehmens Desarrollos Energéticos
S.A (DESA), David Castillo Mejía an. Mejía sitzt ohnehin wegen des
Mordkomplottes gegen die Menschenrechtsverteidigerin Berta Cáceres in
Untersuchungshaft.

Die weiteren Angeklagten, darunter staatliche Funktionäre und
Angestellte des Energieunternehmens ENEE, können den Prozess in
Freiheit abwarten. Die Internationale Unterstützungsmission gegen
Korruption und Straflosigkeit in Honduras (MACCIH) hatte im März
gemeinsam mit der honduranischen Sonderstaatsanwaltschaft für
Korruptionsdelikte UFECIC ihren neunten Fall unter dem Titel "Betrug
am Gualcarque-Fluss" bekannt gegeben.

Den Angeklagten wird neben Betrug zugunsten der DESA auch
Amtsmissbrauch und Dokumentenfälschung bei der Konzessionierung und
den Genehmigungsverfahren für das Wasserkraftwerk "Agua Zarca"
vorgeworfen. Die Ermittlungen gehen auf über 30 Anzeigen zurück, die
Berta Cáceres zu Lebzeiten als Generalkoordinatorin der indigenen
Lenca-Organisation COPINH gestellt hatte. In ihrer Pressemitteilung
beschreibt die MACCIH, wie das betrügerische Handeln der Funktionäre
im Fall "Agua Zarca" und anderen gleichartigen Projekten in hohem Maß
dazu beigetragen habe, dass die staatliche Stromgesellschaft ENEE
heute vor dem Bankrott steht.


Urteile im Mordfall Berta Cáceres noch nicht rechtskräftig


Eine zentrale Rolle spielte im Fall "Agua Zarca" eine dritte Turbine.
Sie sollte 2011 nach einer illegalen Umplanung zusätzlich geliefert
werden, obwohl klar war, dass der Gualcarque-Fluß nicht genügend
Wasser für ihren Betrieb führen würde. Dies hätte, so die Ermittler,
zu einer erheblichen zusätzlichen Preissteigerung des Projektes
geführt, die mit regulären Strompreisen niemals hätte aufgefangen
werden können. Turbinenlieferant war bis nach dem Ausstieg der
europäischen Entwicklungsbanken FMO und Finnfund aus dem Projekt Mitte
2017 das Heidenheimer Unternehmen Voith Hydro, ein Joint Venture mit
der Siemens AG.

Menschenrechtsorganisationen beklagen, dass der Betrugsprozess sich
nur gegen eine mittlere Funktionärsebene und den ehemaligen
Vize-Umweltminister richtet, nicht gegen Minister und nicht gegen die
Eigentümer der DESA, Mitglieder der einflussreichen Unternehmerfamilie
Atala Zablah. MACCIH-Sprecherin Ana María Calderón kündigte jedoch
weitere Ermittlungen an.

Auch im bevorstehenden zweiten Mordprozess im Fall Berta Cáceres ist
mit David Castillo nur ein weiterer Mittelsmann angeklagt, nicht aber
die mutmaßlichen Geld- und Auftraggeber. Der Prozess gegen ihn soll am
24. April fortgesetzt werden. Internationale Beobachter*innen äußern
sich zunehmend besorgt darüber, dass das Urteil gegen die
unmittelbaren Täter, das am 29. November 2018 gesprochen wurde, nach
vier Monaten immer noch nicht rechtskräftig ist und bisher kein
Strafmaß verkündet wurde. COPINH veröffentlichte mittlerweile eine
Transkription des mündlichen Urteils. Das Gericht konstatierte damals
einen klaren Zusammenhang zwischen dem von langer Hand geplanten Mord
an Berta Cáceres in der Nacht vom 2. auf den 3. März 2016 und den
Absichten der DESA, den Widerstand gegen das Kraftwerk "Agua Zarca" zu
brechen.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/prozess-wegen-betrugs-um-agua-zarca-kraftwerk-in-honduras-beginnt/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





VERKEHR/756: 17 Jahre ohne Führerschein - erneute Fahrprüfung (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 12. April 2019

17 Jahre ohne Führerschein - erneute Fahrprüfung



Neustadt a.d.W./Berlin (DAV). Wer nach 17 Jahren ohne Führerschein
eine erneute Fahrerlaubnis beantragt, muss unter Umständen noch einmal
eine theoretische und praktische Fahrprüfung durchlaufen. Darauf weist
die Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins
(DAV) mit Blick auf eine Entscheidung des Verwaltungsgerichts Neustadt
a.d.W. vom 23. Mai 2018 hin (AZ: 1 K 1113/17.NW).

Dem Mann war 1998 der Führerschein für Lkw bis 7,5 t (heute
Fahrerlaubnisklasse C1) wegen einer Fahrt unter Alkoholeinfluss
entzogen worden. Er beantragte 2015 eine erneute Fahrerlaubnis für
diese Fahrzeugklasse. Die Fahrerlaubnisbehörde verlangte unter anderem
eine erneute theoretische und praktische Fahrprüfung.

Dagegen wehrte sich der Mann erfolglos vor Gericht. Die Behörde
fordere zurecht eine erneute Fahrerlaubnisprüfung des Mannes, so die
Richter. Er habe über lange Jahre keine Berechtigung mehr besessen,
Fahrzeuge der Fahrerlaubnisklasse C1 zu führen. Die Annahme sei
gerechtfertigt, dass der Mann nach rund 17 Jahren ohne einschlägige
Fahrpraxis mit Fahrzeugen dieser Klasse im öffentlichen Straßenverkehr
die hierfür erforderlichen spezifischen Kenntnisse und Fähigkeiten
nicht mehr besitze.

Der Bestandsschutz aus einer Fahrerlaubnis der alten

Fahrerlaubnisklasse 3 sei mit der Entziehung wegen der

Trunkenheitsfahrt erloschen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 12/19 vom 12. April 2019

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2190: Bischofskonferenz veröffentlicht aktualisierte Fassung der Handreichung zum Kirchenasyl (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 15.04.2019

"Sorgsamer Umgang mit der Tradition des Kirchenasyls"

Deutsche Bischofskonferenz veröffentlicht aktualisierte Fassung der
Handreichung zum Kirchenasyl



Die Deutsche Bischofskonferenz hat heute (15. April 2019) die zweite
Auflage ihrer Handreichung zu aktuellen Fragen des Kirchenasyls
veröffentlicht. Dabei handelt es sich um die aktualisierte Fassung eines
Dokuments, das vor vier Jahren auf Initiative der Migrationskommission der
Deutschen Bischofskonferenz erschienen ist. Vorausgegangen war seinerzeit
eine kontroverse Debatte, die schließlich zu einer Verfahrensabsprache
zwischen den beiden großen Kirchen und dem Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (BAMF) führte. Mit der neuen Handreichung wird den
Entwicklungen der vergangenen Jahre Rechnung getragen.

Das zunächst während einer Pilotphase erprobte "Dossierverfahren" wurde
Anfang 2016 verstetigt. Insgesamt hat sich die Vereinbarung bewährt, gerade
mit Blick auf die Benennung kirchlicher und staatlicher Ansprechpartner.
Dennoch gibt es von beiden Seiten immer wieder Kritik an der konkreten
Umsetzung des Verfahrens. Im Sommer 2018 hat die Innenministerkonferenz
eine Neuregelung beschlossen, die das Gewähren von Kirchenasyl unter
bestimmten Bedingungen erschwert.

In seinem Geleitwort verweist der Vorsitzende der Migrationskommission,
Erzbischof Dr. Stefan Heße (Hamburg), auf die Zielrichtung des nun
vorliegenden Dokuments: "Die zweite Auflage der Handreichung soll dazu
beitragen, dass die Kirchengemeinden und Ordensgemeinschaften über die
veränderten Bedingungen gut informiert sind und für einen sorgsamen Umgang
mit der Tradition des Kirchenasyls sensibilisiert werden." Neben
Informationen zum rechtlichen und politischen Kontext enthält die
Handreichung wichtige Praxishinweise, etwa zu den notwendigen Entscheidungs-
 und Kommunikationswegen. "Leitend ist für die deutschen Bischöfe die
Überzeugung: Wenn es darum geht, in Einzelfällen unzumutbare Härten
abzuwenden, wird das Kirchenasyl als letztes Mittel auch künftig
gebraucht", so Erzbischof Dr. Heße.


Hinweise:

Die zweite Auflage der Handreichung zu aktuellen Fragen des Kirchenasyls
der Migrationskommission der Deutschen Bischofskonferenz ist als pdf-Datei
zum Herunterladen in der Rubrik Publikationen verfügbar. Dort kann die
Handreichung auch als Broschüre bestellt werden (Die deutschen Bischöfe,
Migrationskommission, Nr. 42, Bonn 2019).

Ausführliche Informationen zum kirchlichen Engagement für schutzsuchende
Menschen finden Sie auf der Themenseite Flüchtlingshilfe der katholischen
Kirche.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 063 vom 15. April 2019

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06898: Verhüllt in Tagträumen (SB)


Die schwarze Stellung macht wirklich keinen guten oder gesunden
Eindruck. Die beiden weißen Türme üben einen nachhaltigen Druck aus,
der zudem dadurch erhöht wird, daß sich die schwarzen Figuren selbst
auf die Füße treten. Tony Miles war denn auch alles andere als
zufrieden mit seiner Position. Nach 1...Lb7-c8 2.Tb6xb8 Ta8xb8 3.Td7-
a7 Tb8-b6 hätte er sich auf eine verzweifelte Verteidigung einlassen
müssen. Für den Briten etwas, das ihm sicherlich nicht schmecken
konnte. Also sann er auf ein Entlastungsmanöver und spielte gegen
seinen holländischen Kontrahenten Ree das forsche 1...Lb7-d5? Miles
spekulierte darauf, daß er nach 2.Tb6xb8 Sa6xb8 oder auch 2.Tb6xa6
Ld5xc4 noch eine Weile im trüben fischen konnte. Doch der nächste
weiße Zug zerstörte jäh alle seine in Illusionen gehüllte Tagträume.
Hatte er bis dahin nur einen schweren Stand gehabt, so geriet er im
heutigen Rätsel der Sphinx in eine hoffnungslose Lage und mußte wegen
unverhinderbaren Matts die Partie früher aufgeben, als ihm lieb
gewesen war, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06898: Verhüllt in Tagträumen (SB)]



Ree - Miles

Amsterdam 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Timman verstand es geschickt, die weiße Stellung Karpows zur
Kapitulation zu zwingen. Zunächst trieb er mit 1...b4-b3! einen Pfahl
hinein, denn 2.Tg3xb3 Tb7xb3 3.Dc2xb3 Tc7-b7! käme einer
Selbsthinrichtung gleich. Karpow spielte im Sinne einer Vereinfachung
2.Dc2-g2 Tb7-b4! 3.Dg2-h3 Dd7xh3 4.Tg3xh3, war jedoch außerstande, den
schwarzen Angriff lahmzulegen, der nach 4...Sa4-c5 5.Kb1-c1 Sc5xe4
6.Th3-e3 Se4-c5 7.Kc1-d2 Sc5-a4 8.Td1-c1 Sa4xb2 9.c4-c5 Tb4-d4+ 10.Kd2-
e2 Tc7xc5 11.Tc1xc5 d6xc5 12.Te3xb3 Sb2-c4 13.Tb3-c3 Td4xh4 14.Ke2-e1
Th4-e4+ entscheidende Früchte trug.



Erstveröffentlichung am 16. April 2006
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INFOPOOL / UMWELT / ABFALL





ATOM/1308: Mauer rund um das Bergwerksgelände Gorleben wird abgerissen (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:


Gemeinsame Pressemitteilung mit der Bundesgesellschaft für Endlagerung
- Berlin, 15. April 2019

Mauer rund um das Bergwerksgelände Gorleben wird abgerissen

Erhalt eines Teilstücks als Ort der Erinnerung



Die rund um das Gelände des Bergwerks Gorleben errichtete Mauer wird
abgerissen. Ein Teilstück der Mauer bleibt auf Initiative des
Landkreises Lüchow-Dannenberg und der Bürgerinitiative (BI)
Lüchow-Dannenberg als Ort der Erinnerung erhalten. Gewürdigt wird dies
heute mit einem gemeinsamen Termin, an dem auch der Staatssekretär im
Bundesumweltministerium Jochen Flasbarth sowie der Vorsitzende der
Geschäftsführung der Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) Stefan
Studt teilnehmen. Das ehemalige Erkundungsbergwerk befindet sich im
sogenannten Offenhaltungsbetrieb.

Umwelt-Staatssekretär Flasbarth: "Mit dem Erhalt eines Teilstücks der
Mauer bewahren wir die Erinnerung an einen tiefgreifenden
gesellschaftlichen Konflikt in unserem Land. Die Gorlebener Mauer
steht als Symbol für die Jahrzehnte dauernde Auseinandersetzung um die
Atomenergie in Deutschland. Die nächste große Herausforderung besteht
darin, ein Endlager für Deutschlands hochradioaktive Abfälle zu
finden. Diese Aufgabe gehen wir in einem wissenschaftsbasierten und
transparenten Verfahren an, ohne bestimmte Regionen zu bevorzugen und
ohne bestimmte Regionen von vornherein auszuschließen. Die weiße
Landkarte gilt - auch für das Bergwerk Gorleben. So ist es im
Standortauswahlgesetz festgehalten, und so wird das auch umgesetzt."

Ende der 1970er Jahre hatte die damalige niedersächsische
Landesregierung mit Zustimmung der Bundesregierung Gorleben als
Standort für ein nukleares Entsorgungszentrum einschließlich eines
Erkundungsbergwerks für ein Endlager für hochradioaktive Abfälle
bestimmt. Mit der Errichtung des Bergwerks wurde 1986 begonnen. Im
Zuge der Verhandlungen über den Atomausstieg war im Jahr 2000 zunächst
ein zehnjähriges Moratorium für die Erkundung des Salzstocks
beschlossen worden. Im Zusammenhang mit der 2009 zunächst
beschlossenen Laufzeitverlängerung hatte man sich auf die
Wiederaufnahme der Erkundung geeinigt. Endgültig gestoppt wurde die
Erkundung im Jahr 2013 mit Verabschiedung des Standortauswahlgesetzes.
2014 schließlich einigten sich Bund und Land auf einen Rückbau des
Bergwerks und seine Offenhaltung im Zuge des
Standortauswahlverfahrens. Zu diesem Beschluss gehört auch der Rückbau
der Mauer. Seither wurden Maschinen und Geräte aus dem Bergwerk
entfernt und die Strecken unter Tage weitgehend abgesperrt,
Stromleitungen entfernt, Infrastruktur zurückgebaut.

Die Mauer um das Bergwerksgelände wird nun in den kommenden Wochen
abgerissen werden, berichtet die zuständige Bundesgesellschaft für
Endlagerung (BGE). Die BGE hat sich bereit erklärt, bei der Erfüllung
des Wunsches der BI nach einem Ort der Erinnerung behilflich zu sein.
Die BGE übergibt einen Abschnitt der Mauer sowie ein Gebäude an den
Landkreis und die BI. Die BGE wird dafür Sorge tragen, dass das
Gelände bald aus dem Bergrecht entlassen werden kann. Damit würde
diese Stelle für die Öffentlichkeit zugänglich.

BGE-Geschäftsführer Stefan Studt: "Auch für die BGE ist Gorleben ein
wichtiger Bezugspunkt. Vieles, was unsere Fachleute über Endlager
wissen, haben sie bei der Erkundung in Gorleben, beim Bau des
Endlagers Konrad für schwach- und mittelradioaktive Abfälle in
Salzgitter sowie bei unseren anderenProjekten gelernt. Wir gehen auf
die Region zu, um unseren Beitrag zu leisten, die Kämpfe der
Vergangenheit zu überwinden." Er verspricht sich vom Mauer-Projekt,
dass sich diese "Kooperation zu einem dauerhaften Dialog mit der
Region entwickelt".

Der Rückbau unter Tage ist seit Jahresbeginn nahezu beendet. Das
ehemalige Erkundungsbergwerk selbst geht jetzt in den sogenannten
Offenhaltungsbetrieb über. Das heißt: Es finden nur noch
Wartungsarbeiten statt, um den Zustand des Bergwerks zu erhalten. Wie
sich der Offenhaltungsbetrieb unter Tage darstellt, wird heute in
einer Befahrung mit Staatssekretär Flasbarth dargestellt.

Bei der Suche nach einem Endlager für hochradioaktive Abfälle wertet
die BGE derzeit vorhandene Geodaten von Landes- und Bundesbehörden
aus, um sogenannte Teilgebiete zu ermitteln, in denen eine weitere
Erkundung erfolgversprechend erscheint. Das Bundesamt für
kerntechnische Entsorgungssicherheit (BfE) bereitet gleichzeitig die
Bürgerbeteiligungsschritte vor, die im Standortauswahlgesetz
vorgesehen sind. Das Nationale Begleitgremium (NBG) begleitet den
Auswahlprozess kritisch und vermittelnd.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 50/19, 15.04.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)
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EUROPA/135: Abfallbehandlung in der EU - Lücke zwischen Anspruch und Wirklichkeit (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 09.04.2019

Abfallbehandlung in der EU: Lücke zwischen Anspruch und 
Wirklichkeit



Sowohl das EU-Parlament als auch die Kommission haben vergangene Woche
festgestellt, dass die Mitgliedstaaten ihren Umgang mit Abfällen
erheblich verbessern müssen, um die Ziele einer Kreislaufwirtschaft zu
erreichen.

Als Reaktion auf über 60 Petitionen aus acht Mitgliedstaaten forderten
die Abgeordneten des EU-Parlaments die Regierungen der Mitgliedstaaten
am Donnerstag dazu auf, die Abfallgesetzgebung der EU endlich
umzusetzen. In ihrer Entschließung führten die Parlamentarier*innen
als Begründung die Folgen unsachgemäßer Abfallentsorgung wie schlechte
Luftqualität, Grundwasserverschmutzung, Lärm und Gestank auf. Um die
Ziele der EU-Politik zu erfüllen, müssten die Mitgliedstaaten neue
Geschäftsmodelle zur Abfallvermeidung, Wiederverwendung und Recycling
stärker fördern.

Dass ein ambitioniertes Vorgehen der Mitgliedstaaten unbedingt
erforderlich ist, bestätigte die EU-Kommission einen Tag später mit
ihrem Bericht zur Umsetzung der Umweltgesetzgebung in der EU. Darin
wurde deutlich, dass die Hälfte der Mitgliedstaaten es möglicherweise
nicht schaffen wird, bis 2020 die Hälfte der Siedlungsabfälle zu
recyceln, wie es die Abfallrahmenrichtlinie der EU vorsieht. Bessere
Abfallsammelsysteme, Steuern auf Deponien und Müllverbrennung und
Müllsammlungs- und Recyclinggebühren für Produzenten könnten laut dem
Bericht der Kommission dabei helfen, das Ziel noch zu erreichen. Eine
ordentliche Umsetzung der Abfallgesetze könnte zu Einsparungen in Höhe
von 72 Milliarden Euro pro Jahr führen und über 400.000 Arbeitsplatze
schaffen, schätzt die Kommission in ihrem Bericht.

Das Hauptproblem bei der Umsetzung der Abfallgesetze liegt für Piotr
Barczak, Abfallexperte beim Europäischen Umweltbüro (EEB) darin, dass
"wir immer noch wiederverwertbaren Abfall verbrennen und vergraben."
Auch die konsequente Getrenntsammlung der verschiedenen Abfallströme
wie Plastik, Glas, Papier usw. müsse unbedingt verbessert werden.
[km]



Resolution des EU-Parlaments

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P8-TA-2019-0338+0+DOC+XML+V0//DE&language=DE

Bericht der EU-Kommission zur Umsetzung der Umweltgesetzgebung

http://ec.europa.eu/environment/eir/pdf/eir_2019.pdf

Piotr Barczak bei Metamag

https://metamag.org/2019/04/10/half-of-eu-countries-at-risk-of-missing-recycling-targets/

 * 
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AKTION/365: Stunde der Gartenvögel 6.-10.5. - NABU ruft wieder zur bundesweiten Vogelzählung auf (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 15. April 2019

Der NABU ruft wieder zur bundesweiten Vogelzählung auf

Miller: Stunde der Gartenvögel wird zeigen, wie es um die
Vogelbestände in Gärten und Parks steht



Berlin - Wer fliegt und piept in Deutschlands Gärten und Parks? Das
soll die 15. Stunde der Gartenvögel zeigen. Der NABU ruft gemeinsam
mit der NAJU und dem Landesbund für Vogelschutz (LBV) vom 10. bis zum
12. Mai dazu auf, eine Stunde lang Vögel zu beobachten, zu zählen und
zu melden.

"Wir wollen wissen: Stemmen sich unsere Gartenvögel weiter gegen den
Abwärtstrend der Vogelbestände in der offenen Landschaft?", so 
NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller. "Seit 1980 ist mehr als jeder
zweite Feldvogel in der EU verschwunden. Bei den Vögeln, die in Gärten
und Parks vorkommen, sah es zumindest bisher deutlich besser aus."

Allerdings gibt es auch bei diesen Arten Sorgenkinder. Das betrifft
vor allem Gebäudebrüter und Insekten fressende Vögel wie Mauersegler
und Mehlschwalben. "Diese finden durch das Insektensterben immer
weniger Nahrung und durch Gebäudesanierungen auch immer weniger
Wohnraum", so NABU-Vogelschutzexperte Lars Lachmann. Seit der ersten
Vogelzählung 2005 sind beide Arten um etwa die Hälfte zurückgegangen.
Das zeigt die Auswertung aus 15 Jahren Stunde der Gartenvögel, die
jetzt als Broschüre erschienen ist. Unter www.NABU.de/15-jahre-sdg
kann man sie downloaden.

Wer schon vor der "Stunde der Gartenvögel" spielerisch das Erkennen
von Arten üben will, kann dies mit dem neuen Online-Learning-Tool NABU
Vogeltrainer unter www.vogeltrainer.de machen. Hier werden 15 häufige
Gartenvögel vorgestellt.

Im vergangenen Jahr hatten fast 57.000 Vogelfreunde bei der Stunde der
Gartenvögel mitgemacht und Ergebnisse aus über 37.000 Gärten
gemeldet. Gemeinsam mit der Schwesteraktion, der "Stunde der
Wintervögel" handelt es sich damit um Deutschlands größte
wissenschaftliche Mitmach-Aktion.

Und so funktioniert es: Von einem ruhigen Plätzchen im Garten oder vom
Zimmerfenster aus wird von jeder Vogelart die höchste Anzahl notiert,
die im Laufe einer Stunde entdeckt wird. Die Beobachtungen können
online unter www.stundedergartenvoegel.de und mit der kostenlosen NABU
Vogelführer App gemeldet werden. Meldeschluss ist der 20. Mai. Eine
kostenlose Rufnummer zum Melden ist am 11. und 12. Mai, jeweils von 10
bis 18 Uhr: 0800-1157115 - geschaltet.

Aktuelle Zwischenstände und erste Ergebnisse sind ab dem ersten
Zähltag auf www.stundedergartenvoegel.de abrufbar und können mit
vergangenen Jahren verglichen werden.

Für kleine Vogelexperten hat die NAJU die "Schulstunde der
Gartenvögel" (6. bis 10. Mai) ins Leben gerufen. Ein NAJU-Aktionspaket
versorgt teilnehmende Gruppen und Klassen mit Zählkarten, einem
"Vogelbüchlein für die Hosentasche" für jedes Kind, einem NAJU-Poster,
auf dem Kinder die häufigsten Vogelarten in Deutschlands Gärten und
ihre Besonderheiten kennenlernen, sowie einem Begleitheft. Weitere
Informationen unter www.NAJU.de/sdg.

Infos zur Aktion: www.stundedergartenvoegel.de

NABU Vogelführer App: www.NABU.de/vogelwelt

Einen NABU Online-Vogelführer gibt es unter: 

www.nabu.de/vogelfuehrer

Broschüre 15 Jahre Stunde der Gartenvögel: 

www.NABU.de/15-jahre-sdg

Vogeltrainer: www.vogeltrainer.de

 * 

Quelle:
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MELDUNG/488: NABU-Experten warnen - Auch Fledermäuse leiden unter Wohnungsnot (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 14. April 2019

NABU-Experten warnen: Auch Fledermäuse leiden unter Wohnungsnot

Tschimpke: Klima- und Artenschutz müssen auch im Siedlungsbereich
zusammen gedacht werden



Berlin/Hamburg - Das energetische Sanieren von Gebäuden, das so
genannte "Einpacken", führt immer häufiger zum Verlust von
Fledermausquartieren. Dabei sind Fledermäuse streng geschützt. Viele
Arten sind gefährdet oder gar vom Aussterben bedroht. "Klima- und
Artenschutz schließen sich nicht aus. Lebensräume für
gebäudebewohnende Arten wie Fledermäuse und Vögel müssen geschützt
werden. Die Möglichkeiten, den Artenschutz von Anfang an in die
Planungen zu integrieren gibt es schon lange. Sie müssen endlich
umgesetzt werden", sagt NABU Präsident Olaf Tschimpke.

Der NABU fordert daher, den Artenschutz am Gebäude massiv zu stärken.
So müssten beispielsweise Vorabprüfungen konsequent durchgeführt und
kontrolliert aber auch Rechtsnormen wie Gebäudebrüterverordnungen
novelliert werden, um dem Artenschutz Rechnung zu tragen.
NABU-Experten machten dies zu einem der Hauptthemen auf der größten
Fledermaus-Fachtagung Deutschlands, die am Wochenende in Hamburg
tagte.

"Werden Gebäude saniert, wird häufig vergessen, dass auch Tiere wie
Fledermäuse und Vögel von der Sanierung betroffen sein können. Viele
wissen einfach nicht, dass Fledermäuse am Gebäude vorkommen", sagt
Sebastian Kolberg, NABU-Fledermausexperte. Oft werden
Fledermausquartiere unwissentlich zerstört, Tiere verscheucht oder gar
eingemauert. Zugänge zu Quartieren werden verschlossen, ganze Kolonien
verschwinden und auf dem Wohnungsmarkt der Fledermäuse herrscht
Wohnungsnotstand. "Fledermäuse sind auf Gebäudequartiere angewiesen.
Denn in der Natur finden sie immer weniger Lebensraum", so Ingrid
Kaipf, Sprecherin des NABU-Bundesfachausschuss Fledermäuse. "Die Tiere
können theoretisch überall vorkommen, leben aber sehr heimlich.
Vorsorglich sollte daher bei jeder Sanierung rechtzeitig überprüft
werden, ob Fledermäuse am Gebäude vorkommen", so Kaipf.

Die Sorge, durch den Artenschutz würde es zu Verzögerungen bei den
Baumaßnahmen kommen, ist bei Hausbesitzern in den meisten Fällen groß,
doch unbegründet. "Die artenschutzfachliche Untersuchung und die
Begleitung von Gebäudesanierungen sowie der Erhalt von Quartieren ist
kein Hexenwerk. Der NABU hat hier mittlerweile genügend Erfahrungen,
so dass Planung und Umsetzung problemlos sind. Auch die Stadt Hamburg
hat in diesem Bereich schon viel für den Artenschutz getan. Wichtig
ist vor allem, den Artenschutz am Gebäude rechtzeitig mit zu denken",
sagt Holger Reimers, Sprecher des Landesfachausschuss Fledermäuse aus
Hamburg.

Hintergrund:

Ungefähr die Hälfte der 25 in Deutschland heimischen Arten sind
gebäudebewohnende Fledermäuse. Sie sind Stadtbewohner, manchmal sogar
Nachbarn oder heimliche Untermieter und beziehen Quartiere hinter
Dachverwahrungen/Attikas, Fassadenverkleidungen, in Mauerritzen, aber
auch auf Dachböden. Diese gebäudebewohnenden Arten sind Kulturfolger
und haben nicht immer an menschlichen Bauten gelebt. Denn dort, wo
heute Siedlungen stehen, gab es einst natürliche Lebensraumstrukturen.
Viele Fledermauspopulationen sind auf die jetzt dort vorkommenden
Quartiere angewiesen.

Der NABU ist seit über 30 Jahren im Fledermausschutz aktiv. Mit
Projekten und Aktionen wie dem Fledermausfreundlichen Haus, Lebensraum
Kirchturm oder der NABU Fledermaushotline unterstützt der NABU
Fledermausinteressierte, Hausbesitzer und Baugewerke beim
Fledermausschutz und schützt und fördert damit wichtige Lebensräume
für Fledermäuse.

Weitere Informationen unter: www.NABU.de/fledermaus

 * 
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MELDUNG/487: Schweiz - Petition für ein Importverbot von Tiertrophäen abgelehnt (OceanCare)


OceanCare - Medienmitteilung, 5. April 2019

Petition für ein Importverbot von Tiertrophäen abgelehnt



Die Kommissionen für Wissenschaft, Bildung und Kultur (WBK) des Stände-
 und Nationalrates geben der "Petition für ein Importverbot von
Tiertrophäen" keine Folge. Die Petition fordert, dass die Einfuhr und
der Transit von Tiertrophäen geschützter oder stark bedrohter Arten
verboten werden. Knapp 12.500 Menschen unterstützen die Forderung von
OceanCare, der Stiftung für das Tier im Recht und Animal Trust.
Nachdem die WBK des Ständerates die Petition bereits am 14. Juni 2018
ohne Gegenstimme abgelehnt hatte, folgte am 22. März 2019 der
ebenfalls negative Entscheid der WBK des Nationalrates: Mit 12 zu 7
Stimmen bei 1 Enthaltung stimmten die Mitglieder gegen das
Importverbot. Eine Minderheit beantragte jedoch, die Petition an die
Kommission zurückzuweisen mit dem Auftrag, eine parlamentarische
Initiative oder einen parlamentarischen Vorstoss im Sinne der Petition
auszuarbeiten.

OceanCare ist enttäuscht über die Entscheidung, zumal ein
entsprechendes Importverbot massgeblich zum Schutz bedrohter Tierarten
beitragen würde. Insbesondere Arten wie der Eisbär, der durch
zunehmende Klimaveränderungen stark unter Druck steht, würden
profitieren. Ohne Trophäen, die ins Heimatland transportiert werden
können, verliert die Jagd auf die Tiere ihren Reiz.

"Bei einer Tierart, deren Überleben auf der Kippe steht, ist jeder
einzelne Abschuss einer zu viel. Wir bedauern es sehr, dass die
Kommissionen für Wissenschaft, Bildung und Kultur die Dringlichkeit
unserer Forderung nicht erkannt haben und hoffen, dass mittels eines
parlamentarischen Vorstosses doch noch dafür gesorgt werden kann, dass
Eisbären und andere bedrohte Tierarten den Schutz erhalten, den sie
benötigen", kommentiert Fabienne McLellan, Leiterin Internationale
Zusammenarbeit bei OceanCare, den Entscheid.

 * 

Quelle:

Medienmitteilung vom 5. April 2019
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BILDUNG/576: UN-Dekade zeichnet "Wilde Mühlenkinder" aus (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 13. April 2019

FRÖBEL-Naturkindergarten Wassermühle erhält UN-Dekade-Auszeichnung

Gemeinsame Naturerlebnisse stärken Naturbezug und soziale Kompetenz



Leipzig, 13. April 2019 - Ehemalige Kindergartenkinder brauchen auch
in der Schulzeit nicht auf gemeinsame Naturerlebnisse zu verzichten.
Seit 2015 treffen sich die "Wilden Mühlenkinder" des Leipziger
FRÖBEL-Naturkindergartens Wassermühle im Alter von sechs und neun
Jahren zu gemeinsamen Naturabenteuern. Die Kinder sehen sich einmal im
Monat immer samstags im Wald wieder. Die spannende naturpädagogische
Arbeit, die während der Kindergartenzeit begonnen hat, wird
weitergeführt und ökologisches Wissen vertieft. Bestehende
Freundschaften und liebgewonnene Waldplätze bleiben über die
Kindergartenzeit hinaus erhalten.

Die UN-Dekade Biologische Vielfalt zeichnet das Projekt im Rahmen
ihres Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für alle" aus. Matthias
Herbert, Leiter des Fachbereichs Natur und Landschaft, vom Bundesamt
für Naturschutz in Leipzig überreicht die Auszeichnung auf dem Gelände
des Kindergartens.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.




Projektträger

FRÖBEL-Kindergarten Wassermühle

Vollhardtstraße 16

04279 Leipzig

https://www.froebel-gruppe.de/




Weitere Informationen

Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite: 

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1%5Bwettbewerb%5D=2478&tx_lnv_pi1%5Baction%5D=show&tx_lnv_pi1%5Bcontroller%5D=Wettbewerb&no_cache=1

 * 
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INITIATIVE/537: 1000 Bienen-Oasen in und um Forchheim (BN)


BUND Naturschutz in Bayern e.V. - München, 15. April 2019

1000 Bienen-Oasen in und um Forchheim

BN-Landesvorstand in Oberfranken



Anlässlich der Oberfranken-Reise des BN-Landesvorstands hat die
Kreisgruppe Forchheim ein besonderes Highlight zu bieten. Sie stellt
ihr neues Projekt "1000 Bienen-Oasen in und um Forchheim" der
Öffentlichkeit vor. In der Geschäftsstelle Forchheim, Vogelstraße 24,
erläutern der Vorsitzende der Kreisgruppe, Dr. Ulrich Buchholz, und
der Projektleiter, Dr. Axel Schauder, den höchsten Repräsentanten des
mit 235.000 Mitgliedern und Förderern größten Naturschutzverbandes in
Bayern die Projektziele.

"1.000 Samentütchen mit Anleitung liegen bereit, um Schulkindern und
auch Erwachsenen die Anlage einer kleinen Bienen-Oase im Garten zu
ermög-lichen. Ein Netz von blühenden Flecken soll so zustande kommen
und zeigen, dass wir es ernst meinen mit unserem Beitrag zum
Bienen-Retten", so Dr. Buchholz. Mit einem eigenen Faltblatt zeigt die
Kreisgruppe, wie die Anlage geht und wie man ohne Pestizide und
Kunstdünger eine Augen- und Bienenweide bekommt.

"Es ist sehr beeindruckend, was sich die Kreisgruppe hier vorgenommen
hat. 1.000 Bienen-Oasen sind ja nicht mal eben so organisiert. Aber
wie ich die Aktiven in Forchheim und die sehr naturschutzbewussten
Forchheimerinnen und Forchheimer kenne, wird das klappen. Mit dem
erfolgreichen Volksbegehren 'Rettet die Bienen' im Rücken haben wir ja
auch kräftig Rückenwind", so der BN-Landesvorsitzende Richard
Mergner.

"Mit unseren vielen großen und kleinen Artenschutzprojekten in ganz
Bayern versuchen wir bereits seit über 100 Jahren, das Artensterben
aufzuhalten. So erfolgreich die Projekte sind, sie bleiben nur eine
kleiner Tropfen auf den heißen Stein, wenn es nicht gelingt, auf der
großen Fläche - und das ist die Fläche der Landwirtschaft - den
Gifteinsatz und die Überdüngung, die Ausräumung der Landschaft und die
Belastung der Flüsse und Bäche mit Sticksoff zu beenden", so Martin
Geilhufe, Landesbeauftragter des BN.

Dr. Axel Schrauder: "Bislang haben wir im bekannten Projekt Blühflecke
die Widmung von über dreissig Flächen erreicht. Gemeinden, der Forst
und Privatleute melden immer mehr Flächen, auf denen es den Insekten
gut gehen soll, beziehungsweise lassen sich von uns beraten."

Dr. Ulrich Buchholz: "Unsere wichtigsten Naturschutzprojekte sind die
jährliche Landschaftspflege auf ca. dreissig artenreichen
Pflegeflächen, der Amphibienschutz, aktuell an fünf Standorten, der
Fledermausschutz, die genannten "Blühflecke", Gewässerschutz an der
Wiesent und die Tagfalter".

 * 
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FISCHEREI/203: Warnschuss für die europäische Fischereipolitik (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 12. April 2019

Neuer Bericht ist Warnschuss für europäische Fischereipolitik:
Deutsche Umwelthilfe und Our Fish fordern Ende der Überfischung

Wissenschafts-, Technik- und Wirtschaftsausschuss für Fischerei der EU
(STECF) kommt erneut zum Schluss, dass sich die Fischbestände zu
langsam erholen - Fischereibranche ist auf gesunde Fischbestände
angewiesen - Deutsche Umwelthilfe und Our Fish fordern
Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner auf, gesetzlich festgelegtes
Ende der Überfischung bis 2020 einzuhalten



Brüssel/Berlin, 12.4.2019: Vor fünf Jahren haben sich die
EU-Mitgliedsstaaten rechtlich dazu verpflichtet, die Überfischung in
den europäischen Gewässern bis spätestens 2020 zu beenden. Von diesem
Ziel ist die EU jedoch noch weit entfernt, wie der kürzlich
veröffentlichte Bericht des Wissenschafts-, Technik- und
Wirtschaftsausschusses für Fischerei der EU (STECF) zeigt. Demzufolge
konnten seit 2003 bereits Fortschritte beim Wiederaufbau der
Fischbestände erzielt werden, doch diese positive Entwicklung hat sich
in den letzten Jahren stetig verlangsamt. Die Situation im Mittelmeer
und im Schwarzen Meer ist nach wie vor sehr besorgniserregend. Aus
Sicht der Deutschen Umwelthilfe (DUH) und Our Fish muss jetzt
gehandelt werden, damit das gesetzlich vereinbarte Ziel bis 2020 die
Überfischung zu beenden, noch erreicht wird.

Der STECF-Bericht weist aus, dass immer noch 41 Prozent der
Fischbestände im Nordostatlantik überfischt sind und sich 37 Prozent
außerhalb sicherer biologischer Grenzen befinden. Außerdem bemängelt
der Bericht, dass für zu wenige Bestände eine wissenschaftliche
Bewertung existiert, um die Fanggrenzen in Einklang mit dem
vereinbarten Nachhaltigkeitsziel des höchstmöglichen Dauerertrags zu
bringen. Von 70 wissenschaftlich bewerteten Beständen existiert eine
solche Bewertung nur für 25. Dies erschwere erheblich die Kontrolle
der Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele der gemeinsamen
Fischereipolitik (GFP).

"Es ist fünf vor zwölf. Wenn wir das Ziel, die Fischbestände bis 2020
nachhaltig zu befischen, nicht verfehlen wollen, müssen wir in der
politischen Entscheidungsfindung radikal umdenken", sagt Sascha
Müller-Kraenner, DUH-Bundesgeschäftsführer. Doch auch mit einer
besseren Datenlage wäre ein Ende der Überfischung noch kein Stück
näher. "Die Gesundheit unserer Fischbestände muss über den
kurzfristigen Interessen der Industrie stehen. Deshalb fordern wir
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner dringend auf, ihren
Einfluss im EU-Ministerrat geltend zu machen und bis 2020 für
nachhaltige Fangquoten zu sorgen," so Müller-Kraenner.

"Wir fordern die Europäische Kommission und alle Mitgliedstaaten
nachdrücklich dazu auf, sich für Fanggrenzen gemäß wissenschaftlicher
Empfehlungen einzusetzen, um die Überfischung bis 2020 zu beenden",
sagt Rebecca Hubbard, Direktorin der Our Fish-Kampagne. "Wenn die
EU-Fischereiminister die gesetzlichen Vorgaben zur Sicherung unserer
Fischbestände nicht ernst nehmen, gefährden sie nicht nur das
Überleben der europäischen Fischerei, sondern auch die Gesundheit
unserer Meere, von denen wir alle abhängen. Jetzt ist die Zeit zu
handeln!"

Hintergrund:

Der STECF berät die Europäische Kommission in Fragen des
Fischereimanagements und wird aufgefordert, jährliche Berichte über
die Fortschritte der EU bei der Umsetzung der GFP-Ziele und bei der
Erreichung des höchstmöglichen Dauerertrags zu veröffentlichen.

Über Our Fish:

Die Kampagne Our Fish will sicherstellen, dass die EU-Mitgliedstaaten
die Gemeinsame Fischereipolitik umsetzen und für nachhaltige
Fischbestände in den europäischen Gewässern sorgen. Die Deutsche
Umwelthilfe koordiniert diese Arbeit in Deutschland für die Kampagne.




Links:

Zum STECF Bericht:

https://stecf.jrc.ec.europa.eu/reports/cfp-monitoring

Mehr über Our Fish:

http://our.fish/de/&nbsp

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 12.04.2019

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin

Tel.: 030/25 89 86-0, Fax.: 030/25 89 86-19

Internet: www.duh.de
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FISCHEREI/202: Expertenbericht - EU fischt über die biologischen Grenzen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 11.04.2019 / Wasser & Meere

Expertenbericht: EU fischt über die biologischen Grenzen



Es ist Zeit zu handeln, finden Umweltaktive. Der
wissenschaftlich-technische und wirtschaftliche Fischereiausschuss
(Scientific, Technical and Economic Committee for Fisheries - STECF)
hat einen ernüchternden Jahresbericht über die Fortschritte der EU in
der Fischereipolitik vorgelegt.

Meeresschutzorganisationen reagieren mit großer Sorge auf den
STECF-Bericht. Er zeige "einen alarmierenden Mangel an Fortschritten
der EU bei der Umsetzung der reformierten Gemeinsamen Fischereipolitik
(GFP) und der Einhaltung der sich rasch nähernden Frist, die
Überfischung bis 2020 zu beenden".

Laut Bericht wurden 41 Prozent der bewerteten Bestände im
Nordostatlantik noch im Jahr 2017 (dem letzten Jahr, für das diese
Informationen verfügbar sind) überfischt. 37 Prozent der Bestände, für
die ausreichende Daten zur Verfügung standen, waren außerhalb sicherer
biologischer Grenzen. Zudem seien im Mittelmeer auf Basis von
Informationen von 2016 "nur rund 13 Prozent (6 Bestände) nicht
überfischt, die Mehrheit überfischt", zitieren Seas At Risk, Client
Earth, Sciaena und andere die ExpertInnen vom STECF.

"Wir fordern die EU-Kommission nachdrücklich auf, Fanggrenzen
vorzuschlagen, die mit wissenschaftlichen Gutachten über ein
nachhaltiges Fischereiniveau in Einklang stehen. Als Hüterin der
EU-Verträge sollte die Kommission für schnelle und entschlossene
Fortschritte bei der Einhaltung der Frist für 2020 zur Beendigung der
Überfischung eine Führungsrolle übernehmen", sagte Jenni Grossmann von
ClientEarth.

Die Mitgliedstaaten müssten auf den Bericht reagieren und zeigen, dass
sie es ernst meinen mit dem Schutz der europäischen Fischbestände und
Meeresökosysteme, indem sie nachhaltige Fanggrenzen für 2020
festlegen. "Wenn die Regierungen in den kommenden Jahren eine weitere
Überfischung zulassen, werden sie nicht nur die Zukunft der
europäischen Fischbestände gefährden, sondern auch die Gesundheit des
Ozeans, von dem wir alle abhängig sind ", sagte Andrea Ripol,
zuständig für Fischereipolitik bei Seas At Risk. [jg]



STECF-Bericht vom 10.04.2019

https://stecf.jrc.ec.europa.eu/reports/cfp-monitoring/-/asset_publisher/oz5O/document/id/2484866?inheritRedirect=false&redirect=https%3A%2F%2Fstecf.jrc.ec.europa.eu%3A443%2Freports%2Fcfp-monitoring%3Fp_p_id%3D101_INSTANCE_oz5O%26p_p_lifecycle%3D0%26p_p_state%3Dnormal%26p_p_mode%3Dview%26p_p_col_id%3Dcolumn-2%26p_p_col_pos%3D1%26p_p_col_count%3D2

Reaktion der Meeresschutzorganisationen

https://seas-at-risk.org/16-fisheries/948-ngos-raise-red-flag-end-overfishing-now-or-miss-legal-deadline.html

 * 

Quelle:

EU-News, 11.04.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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MEER/326: Von Pol zu Pol für den Schutz der Meere (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 15. April 2019

Greenpeace-Schiff Esperanza läuft heute zu einer einjährigen
Expedition aus

Von Pol zu Pol für den Schutz der Meere



London, 15.4.2019 - Für den Schutz der Hohen See bricht das
Greenpeace-Schiff "Esperanza" heute in London zu einer einjährigen
Expedition vom Nord- zum Südpol auf.

Gemeinsam mit Meereswissenschaftlern erforschen Aktivistinnen und
Aktivisten der unabhängigen Umweltschutzorganisation Regionen der
Ozeane, die durch industriellen Fischfang, Plastikmüll, Ölförderung
und Tiefseebergbau bedroht sind. "Unsere Expedition wird zeigen,
welche Geheimnisse die Hohe See birgt und welchen Gefahren sie
ausgesetzt ist", sagt Meeresbiologe Christian Bussau von Greenpeace:
"Wir freuen uns, die Forschung weltweit führender Experten zu
unterstützen und den Weg für ein Netzwerk von Schutzgebieten zu
ebnen." Die Reise endet im Frühjahr 2020 bei den Vereinten Nationen
(UN) in New York. Diese beraten bis dahin einen rechtsverbindlichen
Vertrag zum Schutz der Hochseegewässer. Alle Interessierten können die
Kampagne mit einer Greenpeace-Petition an die UN unterstützen
(https://act.gp/2G3VLyG).

Nach dem Auslaufen auf der Londoner Themse nimmt die "Esperanza"
zunächst Kurs auf die Arktis. Es folgen Stationen in der geologisch
aktiven Tiefseeregion "Lost City" im Atlantik, in der Sargassosee, am
Amazonas-Riff und Tiefseeberg "Mount Vema" vor der Küste
Südwestafrikas und in der Antarktis. Viele dieser artenreichen
Lebensräume fallen in ein notwendiges Netzwerk von Schutzgebieten, das
Greenpeace für eine aktuelle Studie modelliert hat
(https://act.gp/2HRYxtQ). Greenpeace und Meeresforscher britischer
Universitäten fordern darin, mindestens ein Drittel der Hohen See vor
menschlichen Eingriffen zu bewahren. Bisher ist nur rund ein Prozent
der Hohen See geschützt. Das Greenpeace-System verknüpft Lebensräume
mit hoher biologischer Vielfalt und Routen für wandernde Arten: Viele
Meerestiere wie Wale, Schildkröten oder Albatrosse legen zwischen
Kinderstube und Nahrungsgründen große Entfernungen zurück (als
interaktive Karte: https://act.gp/2CLvlAG).

Von Pol zu Pol die faszinierende Unterwasserwelt sichtbar
machen

Die Hohe See beginnt 200 Meilen vor den Küsten und bedeckt fast die
Hälfte der Erdoberfläche. Bisher ist sie ein weitestgehend
rechtsfreier Raum, der Selbstbedienung sind keine Grenzen gesetzt:
Flotten von Fischtrawlern durchpflügen die Meere - bis zu 300.000 Wale
und Delfine verenden so jährlich als Beifang. Viele kommerziell
genutzte Arten stehen am Rande der Ausrottung, Lizenzen für
Rohstoffabbau bedrohen noch unerforschte Meeresregionen. "Die meisten
Menschen kennen die Hohe See nur vom Flugzeug aus, als unendlich
weite, tiefblaue Leere", so Bussau: "Mit der Expedition machen wir
sichtbar, was sich unter der Meeresoberfläche verbirgt: Eine
faszinierende Unterwasserwelt, die es an Fülle und Vielfalt ohne
weiteres mit den Küstengewässern und dem Festland aufnehmen kann."



PUBLIKATION

30X30 - EIN GREENPEACE-PLAN FÜR MEERESSCHUTZGEBIETE

Wie wir 30 Prozent der Weltmeere bis 2030 schützen können.

04.04.2019 - 9 Seiten | DIN A4 - PDF | 4,6 MB

Zusammenfassung: Ein Greenpeace-Plan für Meeresschutzgebiete

https://www.greenpeace.de/sites/www.greenpeace.de/files/publications/s02421-201904040-greenpeace-report-30x30-meeresschutzgebiete-zusammenfassung.pdf

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 15.04.2019

Herausgeber: Greenpeace e.V., Pressestelle

Hongkongstraße 10, 20457 Hamburg

Tel. 040/306 18-0, Fax 040/30618-100

E-Mail: presse@greenpeace.de; mail@greenpeace.de

Internet: www.greenpeace.de
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EUROPA/438: Gespräche zur Überarbeitung der Düngeverordnung (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft - 13. April 2019

Gespräche zur Überarbeitung der Düngeverordnung



Gestern fand in Brüssel ein Treffen der beiden beamteten
Staatssekretäre des Bundeslandwirtschafts- und des
Bundesumweltministeriums mit der Generaldirektion Umwelt und Beamten
der Europäischen Kommission zur Überarbeitung der Düngeverordnung
statt.

Dazu erklärt ein Sprecher des Bundesagrarministeriums: "Das Gespräch
mit der Generaldirektion Unwelt verlief sachlich und konstruktiv. Mit
der EU-Kommission gab es einen intensiven Austausch zu Sperrzeiten,
der Ausbringung von Dünger und zur Düngung hängiger Flächen -
verschiedene Aspekte bedürfen hier noch der weiteren, vertiefenden
Erörterung. Gleichzeitig wurde seitens der Generaldirektion betont,
dass von Deutschland eine Abarbeitung der Konsequenzen aus dem
Nitraturteil innerhalb der Zweijahresfrist zu leisten sei.

Bezüglich der Forderung der Kommission nach einer pauschalen
20-prozentigen Reduzierung der Düngung in den belasteten Gebieten
wurde deutlich: Es kann hier dann Flexibilisierungen geben, wenn
wirkungsgleiche Alternativen vorgelegt werden. Daran arbeiten wir.
Denn es gibt gute fachliche Gründe, dass eine pauschale
Düngereduzierung nicht überall zielführend ist.

Bereits für Dienstag hat Bundesministerin Julia Klöckner zu einem
weiteren Treffen mit den Ländern eingeladen lassen. Dabei erwarten
wir, dass jedes einzelne Land Vorschläge einbringt, die innerhalb
eines jeden Landes auch abgestimmt sind zwischen Agrar- und
Umweltressort sind. Wichtig ist zum einen, das Ziel des
Grundwasserschutzes nicht aus den Augen zu verlieren und zum anderen,
den regionalen Gegebenheiten gerecht zu werden. Die Kommission erkennt
ausdrücklich das Bemühen und Arbeiten Deutschlands in dieser Sache an,
zu Kompromissen, zum Ausgleich und tragfähigen Vorschlägen zu kommen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 13.04.2019

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Referat MK1, Pressestelle

Hausanschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3170, Fax: 030/18 529-3179

E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

Internet: www.bmel.de
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MELDUNG/385: Zwei Drittel der Landwirte wünschen sich andere EU-Agrarpolitik (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 15. April 2019

Aktuelle forsa-Umfrage: Zwei Drittel der Landwirte wünschen sich
andere EU-Agrarpolitik

NABU: 87 Prozent der Betriebe wollen mehr für Naturschutz tun - Julia
Klöckner muss jetzt Kurswechsel einleiten



Berlin - Die Mehrheit der deutschen Landwirte ist unzufrieden mit der
jetzigen EU-Agrarpolitik: Dies ist das Ergebnis einer aktuellen
repräsentativen Umfrage, die das Meinungsforschungsinstitut forsa im
Auftrag des NABU unter Landwirten in Deutschland durchgeführt hat.

91 Prozent der Betriebe wünschen sich eine bessere Förderung von
tierfreundlicher Viehhaltung, 83 Prozent ist zudem eine Produktion mit
hohen Umweltstandards wichtig. Fast jeder zweite Landwirt (44 Prozent)
kann sich ab 2030 eine Abschaffung der pauschalen Flächenprämien
vorstellen, sofern umweltfreundlicheres Arbeiten stärker als bisher
gefördert wird.

"Viele Landwirte sind unzufrieden mit der jetzigen Agrarpolitik. Mit
einem System, das Flächenbesitz belohnt, Betriebe zu immer
intensiverem Arbeiten zwingt und in dem die Natur unter die Räder
gerät. Die Mehrheit ist offen für einen Kurswechsel: Sie wollen eine
Agrarpolitik, die ihnen faire Preise garantiert und Anreize,
naturverträglicher zu arbeiten. Diesen Appell muss Frau Klöckner mit
nach Luxemburg nehmen, zum heutigen Treffen der EU-Agrarminister", so
NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller.

Der Bundeslandwirtschaftsministerin stellt die Mehrheit der Landwirte
kein gutes Zeugnis aus: Zwei Drittel zeigen sich mit ihrer Arbeit
unzufrieden. Auch ihre größte Lobbyorganisation, den Deutschen
Bauernverband (DBV), beurteilen die Landwirte kritisch. Für mehr als
die Hälfte der Befragten ist der DBV aktuell kein guter Vertreter des
Berufsstandes gegenüber der Politik.

87 Prozent äußern zudem ihre klare Bereitschaft, mehr für den
Naturschutz zu tun - sofern sie hierfür eine angemessene Förderung
erhalten. Mehr als jeder zweite kleinere landwirtschaftliche Betrieb
mit einer Fläche unter 50 Hektar spricht sich für das Auslaufen der
pauschalen Flächenprämien ab 2030 aus (55 Prozent), wenn gleichzeitig
mehr Geld für den Natur- und Umweltschutz zur Verfügung steht. Die
kleinen Betriebe tun dies deutlich häufiger als große. Lediglich 39
Prozent aller Landwirte sprechen sich für gleichbleibende pauschale
Flächenprämien bei niedrigen Natur- und Tierschutzauflagen aus.

Der NABU sieht sich durch die Ergebnisse der Umfrage in seiner
Forderung nach einem grundlegenden Kurswechsel in der Agrarpolitik
bestätigt. "Die große Mehrheit der Landwirte will ihren Beitrag für
den Erhalt unserer Natur leisten. Dafür muss Frau Klöckner jetzt Geld
bereitstellen: Denn freiwillige Leistungen sind nicht gleichbedeutend
mit kostenlos", so Miller. Die Umfrage zeige auch, dass Frau Klöckners
bisherige Behauptung, die Direktzahlungen seien unverzichtbar für
Landwirte, nicht zutrifft.

Am heutigen Montag verhandeln die EU-Agrarminister darüber, wie
umweltverträglich die künftige EU-Agrarpolitik wird. Während andere
EU-Staaten wie Frankreich und die Niederlande bereits verbindliche
Mindestbudgets für den Umweltschutz fordern, schweigt Frau Klöckner
bislang zu dieser Frage - und das ist nicht im Sinne der deutschen
Landwirte, wie die aktuelle Umfrage zeigt.

Die vollständige Umfrage unter:

www.NABU.de/umfrage-landwirtschaft

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 38/19, 15.04.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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STELLUNGNAHME/552: BUND warnt vor neuen TTIP-Verhandlungen (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Kommentar vom 15.
April 2019

BUND warnt vor neuen TTIP-Verhandlungen



Anlässlich der heutigen Verabschiedung der zwei Verhandlungsmandate zu
geplanten Handelsverhandlungen zwischen der EU und den USA im
EU-Ministerrat und zur Unterstützung der Bundesregierung, erklärt
Ernst-Christoph Stolper, stellvertretender Vorsitzender des Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND):

"Es ist ein fatales Signal für die europäische Integration und die
Handelsgespräche mit den USA, dass die Bundesregierung heute die
Verhandlungsmandate im Rat der EU gegen die Stimme der französischen
Regierung durchgewunken hat. Solange die EU mit Strafzöllen auf Autos
unter Druck gesetzt wird, sind ausgewogene Gespräche mit der
Trump-Regierung nicht möglich - Verhandlungspartner müssen auf
Augenhöhe agieren.

Gerade angesichts der Klimakrise wären EU-Kommission und
Bundesregierung gut beraten, ein starkes Zeichen für den Klimaschutz
zu setzen und Verhandlungen mit Ländern abzulehnen, die sich nicht
klar zum Pariser Klimaabkommen bekennen. Leider ist das Gegenteil der
Fall. Anstatt selbstbewusst für das Paris-Abkommen einzustehen, duckt
sich die Bundesregierung vor Trump und der Autoindustrie. Die bereits
getroffenen Zusagen an die USA, mehr Gen-Soja und Fracking-Gas in die
Länder der EU zu importieren sind schlimme Vorzeichen für die
Nachgiebigkeit von EU-Kommission und Bundesregierung bei den
Verhandlungen im Bereich Umwelt- und Verbraucherschutz.

Alle Beteuerungen von Bundesregierung und EU-Kommission, den
Forderungen der USA, die Verhandlungen auf weitere Themen wie die
Landwirtschaft auszudehnen, nicht nachzugeben, sind Schall und Rauch,
so lange das alte TTIP-Verhandlungsmandat weiter besteht. Dass die
Bundesregierung sich im Rat nicht zu einer Aufhebung des alten
TTIP-Mandates entschlossen hat, zeigt, dass sie sich weiterhin alle
Hintertüren offen hält und immer noch von einer TTIP-Neuauflage
träumt.

Wir fordern alle handelnden Personen auf europäischer Seite auf, das
alte TTIP-Mandat so schnell wie möglich zu beenden und alles zu
unternehmen, um neue TTIP-Verhandlungen zu verhindern. Sonst landen
Gentechnik und Hormonfleisch schneller wieder auf dem
Verhandlungstisch als uns allen lieb sein kann."

Weitere Informationen finden Sie unter:

www.bund.net/welthandel

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 15.04.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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KURSUS/1253: Herten - "Porträtfotografie" am 4. Mai 2019


Stadt Herten

Porträtfotografie



"Etwas nach vorne beugen und lächeln, bitte" - Menschen gekonnt zu
fotografieren, ist überhaupt nicht leicht. Von der Wahl des richtigen
Objektivs und der technischen Kamera-Einstellungen über die Wahl des
passenden Hintergrunds bis hin zur Schaffung verschiedener
Lichtsituationen - es gibt viele Entscheidungen zu treffen. Das alles
lernen Interessierte in diesem Kurs. Nach einem theoretischen Teil
können die Teilnehmenden ihre neu gewonnenen Kenntnisse auch mit
Studiotechnik praktisch umsetzen. Die Teilnehmenden können gerne ihre
eigenen Modelle mitbringen.

3937

Joachim Bachmann

Samstag, 4. Mai 2019

10 - 17 Uhr

(8 UStd)

VHS-Haus (Pavillon)

30 Euro (erm. 21 Euro / HP 15 Euro)

Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw. persönlich
möglich - online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per
Anmeldekarte. Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

Auskunft:

VHS Herten

Resser Weg 1

45699 Herten

Tel.: (0 23 66) 303 510

www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 11. April 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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